
 
Verkehrsordnungswidrigkeitenrecht 

 
Das Bußgeldverfahren unterscheidet sich in wesentlicher Hinsicht vom 
Strafverfahren. Es dient nicht der Ahndung kriminellen Unrechts, sondern der 
verwaltungsrechtlichen Pflichtenmahnung. Es ist im Hinblick auf seine Bedeutung 
für die Massenverfahren des täglichen Lebens auf eine einfache, schnelle und 
summarische Erledigung ausgerichtet. 
Diesem Zweck dient z. B. die vereinfachte Art der Beweisaufnahme (§ 77 a OWiG), 
aber auch - abweichend von § 233 StPO - die Möglichkeit, frühere Vernehmungen 
des Betroffenen und seine schriftlichen oder protokollierten Erklärungen durch 
Mitteilung ihres wesentlichen Inhalts oder durch Verlesung in die Hauptverhandlung 
einzuführen  (§ 74 Absatz 1 Satz 2 OWiG). 
 Daraus folgt, dass im Bußgeldverfahren dem Betroffenen nicht - wie früher 
angenommen - dieselben Rechte wie dem Angeklagten im Strafprozess eingeräumt 
sind. 
�
 

1. Geldbuße 
 
Das Ordnungswidrigkeitenrecht hat keine Bestrafungs-, sondern 
Erziehungsfunktion. 
Diesem Grundsatz wird die Bußgeldbehörde nur dann gerecht, wenn sie zuerst  
einmal die Frage beantwortet, ob in Ansehung der Täterpersönlichkeit und der 
Tatumstände überhaupt eine Geldbuße verhängt werden muss. Es gilt vor allem der 
Opportunitätsgrundsatz.  
 
Entsprechend der Regelung des § 60 StGB kann der dort enthaltene Rechtsgedanke 
auch im Ordnungswidrigkeitenrecht übernommen werden:  
 
demgemäss kann in Fällen eigener Verletzungen oder hohen Eigenschadens ein 
Absehen von der Verhängung einer Geldbuße in Betracht kommen. 
 
§ 24 Abs. 2 StVG nennt keinen eigenen Bußgeldrahmen. Es kommt § 17 OWiG zur 
Anwendung, das heißt Geldbuße in Höhe von bis  zu 250 EUR für fahrlässige und 
höchstens 500 EUR für vorsätzliche Begehungsweise��
�
Grundlage für die Bemessung der Geldbuße ist in erster Linie die Bedeutung der 
Ordnungswidrigkeit und der Grad des Verschuldens. Daneben spielen auch 
Voreintragungen und in bestimmten Fällen die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Täters eine Rolle. Im Verkehrsordnungswidrigkeitenrecht kommt i. d. R. der 
Bußgeldkatalog zur Anwendung. Die Regelsätze dieses Bußgeldkatalogs sind für die 
Gerichte nicht verbindlich, müssen jedoch als Zumessungsregel beachtet werden. 
 
Die Regelsätze des Bußgeldkatalogs gehen von einer fahrlässigen Begehungsweise 
und einer „mittleren Fahrlässigkeit“ aus. Dies bedeutet, dass in Fällen leichterer 
Fahrlässigkeit eine niedrigere Geldbuße und in Fällen höherer (grober) Fahrlässigkeit 
eine erhöhte Geldbuße zu verhängen sein wird. 
Ist im Bußgeldbescheid die Schuldform nicht angegeben - somit von Fahrlässigkeit 
auszugehen - und will das Gericht im Ergebnis der Hauptverhandlung wegen 
Vorsatzes verurteilen, ist ein Hinweis gem. § 265 StPO erforderlich. 



�
Enthält der Bußgeldbescheid keine Angaben zur Schuldform und lässt sich auch 
den Verwaltungsvorgängen nicht eindeutig entnehmen, dass die den 
Bußgeldbescheid erlassende Behörde dem Betroffenen den Vorwurf vorsätzlichen 
Handelns macht, so ist zu seinen Gunsten davon auszugehen, dass ihm 
fahrlässiges Handeln zur Last gelegt wird/. 
 
Der Tatrichter hat nicht die Angemessenheit der im Bußgeldbescheid verhängten 
Geldbuße zu überprüfen, sondern in eigener Entscheidung die tat- und 
schuldangemessene Geldbuße festzusetzen. 
 
Bei geringfügigen Geldbußen sind die wirtschaftlichen Verhältnisse des Betroffenen 
ohne Bedeutung. Üblicherweise müssen die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Betroffenen bei Geldbußen bis zu 100 EUR nicht ermittelt werden. 
Bei der Festsetzung von Geldbußen, die 100 EUR übersteigen, hat der Tatrichter 
auch dann die wirtschaftlichen Verhältnisse des Betroffenen in Betracht zu 
ziehen und dazu im Urteil Feststellungen zutreffen, wenn es sich um die im 
Bußgeldkatalog vorgesehene Regelgeldbuße handelt.  
 
 

2. Das Fahrverbot im Ordnungswidrigkeitenrecht 
 
Man kann es eigentlich (rational) kaum  verstehen: Selbst Autofahrer, die ihr Auto die 
Woche über kaum bewegen (es überhaupt nicht brauchen), scheinen zu verzweifeln, 
wenn ein Fahrverbot droht.  
Während die bußgeldrechtlichen Sanktionen verschärft wurden, hat die 
obergerichtliche Rechtsprechung den Spielraum der Richter immer weiter eingeengt. 
Die Zeiten, in denen einfach die Geldbuße verdoppelt wurde und das Fahrverbot 
dagegen wegfiel, sind längst vorbei. 
 
Nach § 25 Abs. 1 Satz 1 StVG kann ein Fahrverbot verhängt werden, wenn der 
Betroffene unter grober Verletzung der Pflichten eines Kraftfahrzeugführers eine 
Ordnungswidrigkeit nach § 24 StVG begangen hat. 
 
 Grobe Pflichtverletzungen sind solche, die (objektiv) immer wieder Ursache 
schwerer Unfälle sind und (subjektiv) auf besonders grobem Leichtsinn, grober 
Nachlässigkeit oder Gleichgültigkeit beruhen. Diese Rechtslage wird durch § 2 
Absatz 1 BKatV nicht berührt. Die dort und in den Anlagen aufgeführten Tatbestände 
- z. B. der sogenannte „qualifizierte“ Rotlichtverstoß nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
BKatV - indizieren als Regelbeispiel zwar eine grobe Pflichtverletzung, ein Regelfall 
ist aber dennoch zu verneinen, wenn die gesamten Tatumstände so weit von dem 
typischen, vom Verordnungsgeber ins Auge gefassten Fall des Verkehrsverstoßes 
abweichen, dass eine grobe Pflichtverletzung i. S. v. § 25 Abs. 1 StVG im Ergebnis 
nicht festgestellt werden kann. So hat der BGH in seiner Entscheidung vom 
11.09.1997 (für den Fall der „qualifizierten“ Geschwindigkeitsüberschreitung) 
klargestellt, dass dem Betroffenen eine grobe Pflichtverletzung nur dann vorgehalten 
werden könnte, wenn seine wegen ihrer (abstrakten) Gefährlichkeit objektiv 
schwerwiegende Zuwiderhandlung auch subjektiv in erhöhtem Maße vorwerfbar 
ist. 
 



Von der Anwendung der BKatV kann nur in Einzelfällen abgesehen werden, in denen 
der Sachverhalt zugunsten des Betroffenen in objektiver und subjektiver Hinsicht 
so erhebliche Abweichungen vom Durchschnitt der erfahrungsgemäß 
vorkommenden Fälle aufweist, dass ein Fahrverbot bei der gebotenen Gesamtschau 
eine unverhältnismäßigen Reaktion darstellen und zu einer unangemessenen 
Sanktion führen würde. 
 
Liegen dem Tatrichter Anhaltspunkte für eine außergewöhnliche Härte der 
Fahrverbots-Anordnung vor, hat er zu prüfen, ob noch durch eine Erhöhung der 
Geldbuße auf den Betroffenen eingewirkt werden kann. 
 
Die Indizwirkung der Regelbeispiele der BKatV bedeutet, dass der Tatrichter an sie 
nicht zwingend gebunden ist. Er hat im Rahmen einer Gesamtwürdigung das 
Gewicht des Fehlverhaltens in objektiver und subjektiver Hinsicht einerseits und die 
für den Betroffenen durch ein Fahrverbot verbundenen Härten andererseits 
gegeneinander abzuwägen, falls Anhaltspunkte für eine außergewöhnliche Härte 
vorliegen. 
Dem Richter steht hier ein Ermessensspielraum zu, um Verstöße im Straßenverkehr 
mit der im Einzelfall angemessenen Sanktion begegnen und unangemessene, weil 
übermäßige Rechtsfolgen zu vermeiden. 
 
Der BGH hat aus diesem Grund in seiner Entscheidung in dem Sinne Stellung 
bezogen, dass unter Berücksichtigung des verfassungsrechtlichen Übermaßverbotes 
und des Schuldgrundsatzes für eine Denkzettel - und Besinnungsmaßnahme wie das 
Fahrverbot bei einem „Augenblicksversagen” kein Raum ist. 
 
 
2.1 Grundsatz: Der Regelfall 
 
Bei der Entscheidung über die Verhängung eines Fahrverbotes dürfen die 
Bußgeldstellen und Gerichte grundsätzlich von dem Regelfall ausgehen, dass der 
Betroffene z.B. eine durch Verkehrszeichen angeordnete 
Geschwindigkeitsbeschränkung wahrgenommen hat, mit der Folge, dass die 
qualifizierte Überschreitung den Vorwurf grober Pflichtwidrigkeit begründet. Die 
Möglichkeit, dass der Betroffene das die Geschwindigkeit begrenzende 
Verkehrszeichen übersehen hat, brauchen sie nur dann in Rechnung zu stellen, 
wenn sich hierfür Anhaltspunkte ergeben oder der Betroffene dies im Verfahren 
geltend macht. Auch wenn er dies tut und ihm diese Einlassung nicht widerlegt 
werden kann, zwingt das noch nicht, von der Verhängung eines Fahrverbotes 
abzusehen. 
 
 
2.2 Die grobe Pflichtverletzung 
 
Waren die die Geschwindigkeit begrenzenden Zeichen auf der Fahrtstrecke des 
Betroffenen wiederholt aufgestellt, drängte sich aufgrund der ohne weiteres 
erkennbaren örtlichen Situation wie insbesondere Art der Bebauung oder des 
Straßenausbaus jedermann auf, dass die Mess-Stelle innerhalb einer geschlossenen 
Ortschaft lag, oder hatte der Betroffene eine geschlossene Ortschaft durchfahren, 
ohne ein Ortsausgangsschild passiert zu haben, so hat er - wenn der Tatrichter seine 
Einlassung nicht schon aufgrund diese Umstände als widerlegt ansieht, was 



regelmäßig nahe liegt - die gebotene Aufmerksamkeit in grob pflichtwidriger Weise 
außer acht gelassen. 
Bei Feststellung solcher äußeren Umstände wird sich die für die Anordnung eines 
Fahrverbots erforderliche grobe Pflichtverletzung auch bei Unkenntnis der konkreten 
Geschwindigkeitsbeschränkung infolge Übersehens eines Zeichens allenfalls bei 
Vorliegen außergewöhnlicher Umstände verneinen lassen. 
 
 
2.3 Ausnahmen von der Regel 
 

a) „Einfache“ Fahrlässigkeit 
�
Die Anordnungen eines Fahrverbots nach § 25 Abs. 1 Satz 1 StVG wegen grober 
Verletzung der Pflichten eines Kraftfahrzeugführers kommt allerdings bei einer die 
Voraussetzung des § 2 Abs. 1 Nr. 1 BKatV erfüllenden 
Geschwindigkeitsüberschreitung nicht in Betracht, wenn die Ordnungswidrigkeit 
darauf beruht, dass der Betroffene infolge einfacher Fahrlässigkeit ein die 
Geschwindigkeit begrenzendes Zeichen übersehen hat und keine weiteren 
Anhaltspunkte vorliegen, aufgrund derer sich die Geschwindigkeitsbeschränkung 
aufdrängen musste. 
Es müssen Umstände, die die Tat des Betroffenen aus der Mehrzahl der sonstigen 
Fälle, die dem Regelfall unterliegen, herausheben könnten, ersichtlich sein. 
Bei einer im Sinne der Regeltatbestände der BKatV qualifizierten Überschreitung der 
durch Verkehrszeichen beschränkten Höchstgeschwindigkeit kommt die indizielle 
Wirkung der Verwirklichung des Regelbeispiels für die Verhängung eines 
Fahrverbots nur mit Einschränkung zum Tragen.  
 
Nach der Rechtsprechung sind im Urteil dann nähere tatrichterliche Feststellungen 
zu den äußeren Umständen der Geschwindigkeitsbeschränkung erforderlich. Nur in 
einem solchen Fall ist dann nach der Rechtsprechung des BGH i. d. R. von einer 
auch subjektiv grob pflichtwidrigen Geschwindigkeitsüberschreitung�auszugehen.�
�
 

d) Außergewöhnliche Härte 
 
Eine außergewöhnliche Härte, die es rechtfertigen würde, von der Verhängung des 
Regelfahrverbotes abzusehen, ist nicht bereits dann anzunehmen, wenn diese 
Sanktion mit beruflichen und/oder wirtschaftlichen Nachteilen für den Täter 
verbunden ist. Denn solche sind im allgemeinen, zumindest aber häufig die 
zwangsläufig Folge eines Fahrverbots und reichen deshalb zur Begründung einer 
Ausnahme grundsätzlich nicht aus. 
Einem Betroffenen, der geltend macht, aus gesundheitlichen Gründen auf die 
Fahrerlaubnis angewiesen zu sein, kann zugemutet werden, für den verhältnismäßig 
kurzen Zeitraum von einem Monat, in dem er wegen des angeordneten Fahrverbots 
sein Kraftfahrzeug entbehren muss, für Arztbesuche auf öffentliche Verkehrsmittel 
auszuweichen. 
Auch haben Umstände wie eine hohe jährliche Fahrleistung, eine jahrelange 
unfallfreie Fahrpraxis sowie das Fehlen von Voreintragungen im VZR weder ein jeder 
für sich allein noch in ihrem Zusammentreffen und i. V. m. beruflichen und/oder 
wirtschaftlichen Nachteilen des Fahrverbots ein ausreichendes Gewicht, um von der 
Regel des § 25 StVG abzuweichen. 



 
Anders kann es jedoch sein, wenn dem Betroffenen infolge des Fahrverbots 
Arbeitsplatz- oder Existenzverlust droht und diese Konsequenz nicht durch 
zumutbare Vorkehrungen abgewendet bzw. vermieden werden kann. 
 
Wird der Betroffene wegen der Auswirkungen des Fahrverbots darauf verwiesen, er 
könne dieses in seinen Jahresurlaub verlegen, wird das in der Regel ausreichen, 
wenn feststeht, dass der Betroffene tatsächlich über einen ausreichend langen 
Jahresurlaub verfügt, den er innerhalb der Frist des § 25 Abs. 2a StVG auch „an 
einem Stück“ abwickeln kann. 
 
Die Frage der außergewöhnlichen Härte unterliegt in erster Linie tatrichterlicher 
Würdigung. Auf jeden Fall aber bedarf ein Abweichen von der gesetzlichen 
Regelfolge des § 25 Abs. 1 S. 2 StVG einer eingehenden, mit Tatsachen belegten 
Begründung. 
 
Zur Begründung des Absehens von dem gesetzlichen Regelfahrverbot dürfen nur 
solche Umstände herangezogen werden, die das Gericht für erwiesen halten darf 
(weil sie eben entsprechend belegt sind - also: Nachweise führen!). Deshalb muss 
das Urteil die Gründe anführen, aus denen sich ergibt, dass diese den Ausnahmefall 
begründenden Umstände zutreffen . 
Wenn die BKatV wegen einer erheblichen Geschwindigkeitsüberschreitung ein 
Fahrverbot vorsieht, so kann hiervon nicht ohne weiteres aufgrund einer unkritischen 
Übernahme der - nicht näher konkretisierten - Einlassung des Betroffenen 
abgewichen werden, er sei beruflich auf seinen Führerschein angewiesen und müsse 
mit dem Verlust seines Arbeitsplatzes rechnen. 
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e) Ausnahme Existenzgefährdung 
 
In Fällen, in denen der Bußgeldkatalog ein Regelfahrverbot vorsieht, bedarf es bei 
vom Betroffenen vorgetragenen Anknüpfungstatsachen zur drohenden 
Existenzgefährdung umfassender Aufklärung durch das Tatgericht. 
 
Behauptet der Betroffene, eine vorhandene Büroangestellte sei zu vorübergehendem 
Fahrdienst nicht in der Lage oder nicht dazu bereit, so muss die in Betracht 
kommende Person als Zeuge vernommen werden. 



Geständnis und Schuldeinsicht sind allein keine besonderen Umstände, die ein 
Abweichen vom Regelfahrverbot begründen könnten. Die Regelahndung hat auch 
nicht zur Voraussetzung, dass der Betroffene bereits einschlägig vorbelastet ist. 
 
Ein Fahrverbot ist dann nicht unverhältnismäßig, wenn zur Überbrückung des 
Zeitraums die Einbringung von Jahresurlaub in Frage kommt. 
Die Regelung des § 25 Abs. 2a StVG führt dazu, dass bei der Frage, ob und wie weit 
wirtschaftliche Nachteile bei der Prüfung der Angemessenheit und Vertretbarkeit 
eines Fahrverbots überhaupt noch von Bedeutung sind, ein noch strengerer Maßstab 
als in der Vergangenheit anzulegen ist. 
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2.7  Die 4-Monats-Frist des § 25 Abs. 2a StVG 
 
Durch die neu in das StVG aufgenommene Regelung des § 25 Abs. 2a StVG werden 
nach dem Willen des Gesetzgebers wirtschaftliche Nachteile, die einem 
Betroffenen durch die Verhängung eines Fahrverbots entstehen können, 
abgemildert, indem nämlich der Betroffene den Zeitraum, indem das Fahrverbot 
wirksam werden soll, in gewissen Grenzen frei wählen kann. 
 
Die Dispositionsmöglichkeit nach § 25 Abs. 2a StVG hat zu einer weiteren 
Einengung der Verhältnismäßigkeitsprüfung geführt. Ausnahmegesichtspunkte, wie 
z. B. drohende Existenzgefährdung oder -vernichtung verlieren daher potentiell an 
Argumentationsgewicht. 
Mit der (neben der Einlegung von Rechtsmitteln weiteren) gesetzlichen Möglichkeit 
der Einflussnahme auf den Fahrverbotsbeginn stehe dem Betroffenen ein 
Instrumentarium zur Verfügung, dass seinen individuellen Lebensverhältnissen 
ausreichend Rechnung tragen kann. Es steht zu erwarten, dass aus Sicht der 
Rechtsprechung in sehr vielen Fällen eine Überbrückung des Fahrverbotszeitraums 
möglich und die Verbüßung eines Fahrverbots somit zumutbar sein wird. Das 
häufigste Verteidigungsziel, nämlich der Wegfall des Fahrverbots gegen 
angemessene Erhöhung der Geldbuße, wird vermutlich noch seltener als bisher 
erreicht werden können. 
 
Bei der Begründung der Verhängung des Fahrverbots hat der Tatrichter sich mit der 
Frage auseinanderzusetzen, ob nicht bei gleichzeitiger Erhöhung der festgesetzten 
Geldbuße von der Verhängung des Fahrverbotes abgesehen werden kann, weil bei 
dem Betroffenen der mit dem Fahrverbot erstrebte Besinnungs - und 
Erziehungseffekt auch auf diese Weise erreicht werden kann. 
Der Entscheidung des Tatrichters muss sich entnehmen lassen, dass er sich dieser 
Möglichkeit,  bewusst gewesen ist. Ein Eingehen darauf kann sich im Einzelfall 
aufdrängen. 
 



Das Absehen von der Verhängung des Regelfahrverbots unterliegt der 
tatrichterlichen Würdigung und ist vom Rechtsbeschwerdegericht „bis zur Grenze des 
Vertretbaren“ hinzunehmen. 
 
 
2.5 Sonderfall Zeitablauf 
 
Damit ein Fahrverbot seine „Denkzettelfunktion“ überhaupt erfüllen kann, muss es 
(einigermaßen) zeitnah zur Tat verhängt werden. Diesen Anforderungen wird das 
Fahrverbot im Ordnungswidrigkeitenrecht - wie auch im Strafrecht - nicht mehr 
gerecht, wenn seit der Tat längere Zeit verstrichen ist und der Betroffene seither 
unbeanstandet am Straßenverkehr teilgenommen hat.  
Denn gerade dadurch zeigt der Betroffene, dass er genügend besonnen und 
ausreichend gewarnt ist, so dass es eines Fahrverbots nicht mehr bedarf, um ihn an 
seine Pflichten zu erinnern. 
 
Die entsprechende zeitliche Grenze dürfte zur Zeit bei etwa 2 Jahren liegen. 
Dabei gilt eine Besonderheit: 
• sind 2 Jahre seit der Tat verstrichen, kommt die Verhängung eines Fahrverbots 

nur in seltenen Ausnahmefällen in Betracht; 
• sind seit der Tat 1 - 2 Jahre verstrichen, ist zumindest eine Ausnahme vom 

Regelfahrverbot möglich. 
 
Vergeht also bis zu einer Hauptverhandlung allein schon - aus welchen Gründen 
auch immer - so viel Zeit, kann der erkennende Richter eigentlich die Verhängung 
eines Fahrverbotes nicht mehr bestandskräftig begründen. 
Findet die Hauptverhandlung zu einem Zeitpunkt statt, in dem die Tat noch nicht so 
lange zurückliegt, dass der erkennende Richter von einem Fahrverbot absehen kann 
oder will, macht es zumindest Sinn, gegen das Urteil eine Rechtsbeschwerde 
einzulegen. 
 
Bis die Akten dem zuständigen OLG vorliegen und  dieses in der Sache entscheidet, 
vergehen nochmals einige Monate. Es besteht also durchaus die Möglichkeit, dass 
das OLG dann das Urteil des Amtsgerichts aufhebt und in der Sache selbst 
entscheidet, nämlich die Geldbuße (maßvoll) erhöht und von der Verhängung eines 
Fahrverbotes absieht. 
Der Gesetzgeber geht i.ü.  davon aus, dass die beabsichtigte Wirkung eines 
Fahrverbots grundsätzlich bereits bei einer Dauer von einem Monat zu erzielen 
ist. Eine längere Dauer kommt nur in Betracht, wenn gewichtige Umstände zu 
ungunsten des Täters bei der Tatschwere oder/und - schuld erkennen lassen, dass 
ein Fahrverbot von einem Monat nicht ausreicht, um den Betroffenen nachhaltig zu 
beeinflussen. 
Dabei lässt sich noch nicht einmal aus 4 Voreintragungen, von denen 3 sich auf der 
untersten Stufe der vom Bußgeldkatalog erfassten Geschwindigkeitsverstöße 
bewegen, die Notwendigkeit eines zweimonatigen Fahrverbots ableiten. 
 
 
2.6�Urteilsbesprechung: 
 
FALL 1: 
 



OBERLANDESGERICHT HAMM 
BESCHLUSS 
 
1 Ss OWi 772/2000 OLG Hamm v. 17.08.00 
93 OWi 281 Js 255/2000 K 20/2000 AG Siegen 
 
 
Geschwindigkeitsbeschränkende Verkehrszeichen, die noch mit dem Zusatz „km“ 

versehen sind, behalten ihre Gültigkeit weiterhin. 
Die Grundsätze zum Augenblicksversagen bei groben Pflichtwidrigkeiten finden auch 

bei beharrlichen Pflichtwidrigkeiten Anwendung. 
Ein Fall einfacher Fahrlässigkeit wegen Übersehens eines Verkehrszeichens liegt 

nicht vor, wenn der Betroffene aufgrund der örtlichen Verkehrssituation mit einer 
entsprechenden Verkehrsregelung rechnen muss, sich diese gleichsam 
aufdrängt. 

Macht der Betroffene geltend, die aufgestellte Beschilderung sei verwirrend und 
können von einem vorbeifahrenden Autofahrer unmöglich vollständig 
aufgenommen und dann beachtet werden, so muss er sich auch darauf berufen, 
zu dem Verkehrsverstoß sei es genau aus diesem Grund gekommen. 

(Leitsatz des Bearbeiters) 
 
 
FALL 2: 
 
OBERLANDESGERICHT HAMM 
BESCHLUSS v. 09.05.00 
 
3 Ss OWi 115/00 OLG Hamm 
15 OWi 63 Js 1275/99 AG Minden 
 
Angriffe gegen die tatrichterlichen Feststellungen des amtsgerichtlichen Urteils 

können nicht mit der materiellen Rüge geltend gemacht werden, insoweit bedarf 
es einer Aufklärungsrüge. 

Das Absehen vom Regelfahrverbot des §2 Abs. 1 Ziff.1 BKATV aufgrund eines 
Härtefalls i.S.d. § 2 Abs. 4 BKATV unter Erhöhung der Regelgeldbuße unterliegt 
der Nachprüfung durch das Beschwerdegericht. 

Gewisse wirtschaftliche Einschränkungen und Einbußen sind einem Betroffenen als 
Folge eines Fahrverbots durchaus zuzumuten 

(Leitsatz des Bearbeiters) 
 
 
FALL 3: 
 
OBERLANDESGERICHT HAMM 
BESCHLUSS v. 01.08.00 
 
4 Ss OWi 695/00 OLG Hamm 
21 OWi 36 Js 129/00 (23/00) AG Lemgo 
 
 



1. Tilgungsreife Voreintragungen des Betroffenen dürfen im Urteil bei der 
Rechtsfolgenfindung nicht berücksichtigt werden. Dabei spricht schon der 
Umstand, dass die Voreintragungen trotz Tilgungsreife in den Urteilsgründen 
aufgeführt worden sind dafür, dass die Voreintragungen auch zu Lasten des 
Betroffenen berücksichtigt wurden. 

2. Die pauschale, offenbar im wesentlichen an § 17 Abs. 2 OWiG angelehnte 
Verdoppelung der nach lfd. Nr. 5.3.3 der Tabelle 1 a im Anhang zu Nr. 5 der 
Anlage zur Bußgeldkatalogverordnung vorgesehenen Rechtsfolgen hält einer 
rechtlichen Überprüfung nicht stand. 

3. .Bei Verhängung einer 100 EUR übersteigenden Geldbuße hat sich das 
Amtsgericht näher mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Betroffenen 
auseinandersetzen und diese in seine Überlegungen einfließen zu lassen. 

4. Die BKATV sieht die Verhängung eines Regelfahrverbotes von 1 Monat vor. 
Die Überschreitung dieser Regeldauer des Fahrverbots ist zwar im Einzelfall 
möglich,       setzt jedoch eine ungünstige Prognose dahin voraus, dass das 
Regelfahrverbot - selbst bei (weiterer) Erhöhung der Geldbuße - nicht ausreichen 
wird, den Betroffenen von erneuten Verkehrsverstößen abzuhalten. 

(Leitsatz des Bearbeiters) 
 
 

Anmerkung 
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Fall 1: 
 
Seit der Bundesgerichtshof in einer Entscheidung festgestellt hat, dass die 
Verhängung eines Fahrverbotes im Falle „einfacher Fahrlässigkeit“ 
unverhältnismäßig erscheint , versuchen die Oberlandesgerichte Ausnahmen von 
dieser Regel zu finden. 
 
Schon der BGH hat in seiner Entscheidung „nähere tatrichterliche Feststellungen“ 
zu den äußeren Umständen der Geschwindigkeitsbeschränkung verlangt, es muss 
also schlichtweg festgestellt werden, ob des entsprechende Schild vom Betroffenen 
tatsächlich übersehen werden konnte und ob es aufgrund einfacher Fahrlässigkeit 
auch übersehen werden durfte. 
 
Dies schränkt das OLG Hamm in seiner Entscheidung nun noch weiter ein: 
Drängt sich eine Geschwindigkeitsbeschränkung aufgrund der örtlichen 
Gegebenheiten auf (z.B. bei einer Spurverengung, Zusammenführung mehrerer 
Fahrstreifen o.ä.), dann liegt gerade kein Fall einfacher Fahrlässigkeit vor (Ziff. 3). 
 
Weiter soll es nicht genügen, dass der Betroffene geltend macht, die Beschilderung 
sei unübersichtlich und verwirrend, er muss sich vielmehr darauf berufen, dass es zu 
dem Verstoß eben genau aus diesem Grund gekommen sei (Ziff. 4). 
Dies bedeutet für den Rechtsanwalt als Verteidiger nichts anderes, als dass er in 
einem solchen Fall also sehr genau und wohlformuliert vortragen muss. 
 
Es erstaunt im übrigen, dass die betr. Geschwindigkeitsmessung im vorliegenden 
Fall mit einer Laserpistole vorgenommen wurde und sich schon das Amtsgericht 
Siegen in seinem Urteil nicht dazu verhält, ob eine ordnungsgemäße, sichere und 
fehlerfreie Messung vorliegt. Konsequenterweise hat sich in der Folge dann auch das 
OLG Hamm mit dieser Frage nicht auseinandersetzen müssen. 
Dies bedeutet in der Sache nichts anderes, als dass in erster Instanz beim 
Amtsgericht keine diesbezügliche Rüge erhoben wurde, die das AG Veranlassung zu 
einer Überprüfung ergeben hätte. 
Sofern der Betroffene in diesem Fall einen Rechtsanwalt als Beistand hatte, wurde 
damit sicherlich Boden verschenkt. 
 
 
Fall 2: 
 
Aus Ziff. 1 des Leitsatzes ergibt sich, dass der Rechtsanwalt als Verteidiger gut 
beraten ist, sich über die Formulierung „Ich rüge die Verletzung materiellen Rechts“ 
hinaus gut beraten ist, sich die Art und Formulierung seiner Rüge gut zu 
überlegen.  
Im vorliegenden Fall hatte die Staatsanwaltschaft mit der materiellen Rüge geltend 
machen wollen, der Betroffene habe deutlich bessere finanzielle Verhältnisse als 
vom AG angenommen, das OLG verlangte hierzu die Erhebung einer 
Aufklärungsrüge und war damit an die Feststellungen des AG gebunden. 
Hieraus ergibt sich, dass im umgekehrten Fall (schlechtere Verhältnisse - in vielen 
Fällen werden die persönlichen Verhältnisse überhaupt nicht festgestellt, obwohl das 
erforderlich wäre) auch der Verteidiger die Aufklärungsrüge zu erheben hat. 



Die Erhebung einer Aufklärungsrüge bedeutet für den Verteidiger (Fleiß- und 
Schreib-) Arbeit: 
Die Oberlandesgerichte verlangen, dass der Sachverhalt in der 
Beschwerdebegründung so umfassend und erschöpfend dargestellt wird, dass das 
Beschwerdegericht über die Rüge ohne Kenntnis der Akten entscheiden kann. 
 
 
Zu Ziff. 2 hat das OLG Hamm ausgeführt: 
 
„Die Entscheidung, ob trotz Vorliegens eines Regelfalls i.S.d. § 2 Abs. 1 BKatV der 
konkrete Sachverhalt Ausnahmecharakter hat, unterliegt in erster Linie der 
Würdigung des Tatrichters. Der Richter ist an die Indizwirkung des Regelbeispiels 
nicht gebunden. Er hat vielmehr im Rahmen einer Gesamtwürdigung unter 
Abwägung der Umstände des Einzelfalls in objektiver und subjektiver Hinsicht zu 
prüfen, ob das gesamte Tatbild vom Durchschnitt der erfahrungsgemäß 
vorkommenden Fälle in einem solchen Maße abweicht, dass das Fahrverbot 
unangemessen wäre, mithin eine unverhältnismäßige Reaktion auf objektiv 
verwirklichtes Unrecht und subjektiv vorwerfbares Verhalten darstellt. 
Die damit erforderliche Abwägung nach Verhältnismäßigkeitsgrundsätzen ist 
Rechtsanwendung und unterliegt der Überprüfung durch das 
Rechtsbeschwerdegericht. Insoweit hat der Senat in ständiger Rechtsprechung 
ausgeführt, dass die Entscheidung, ob trotz der Verwirklichung des 
Regeltatbestandes der konkrete Einzelfall Ausnahmecharakter hat, in erster Linie der 
Würdigung des Tatrichters unterliegt, dass diesem insoweit jedoch kein rechtlich 
ungebundenes freies Ermessen eingeräumt ist. 
Vielmehr ist der dem Tatrichter so verbleibende Entscheidungsspielraum durch die 
gesetzlich niedergelegten oder von der Rechtsprechung herausgearbeiteten 
Zumessungskriterien eingeengt und unterliegt insofern hinsichtlich der 
Angemessenheit der verhängten Rechtsfolge in gewissen Grenzen der Kontrolle 
durch das Rechtsbeschwerdegericht, und zwar insbesondere hinsichtlich der 
Annahme der Voraussetzungen eines Durchschnittsfalls oder Regelfalls, zu der auch 
die Frage der Verhängung bzw. des Absehens von der Verhängung eines 
Regelfahrverbots nach der BKatV zu zählen ist.“ 
 
Auch hier wird also dem Tatrichter (einmal mehr) deutlich gemacht, dass er in seiner 
Entscheidung gerade nicht frei ist. 
In diesem Fall führte es unter anderem auch zur Aufhebung und Zurückverweisung, 
dass der Tatrichter die Ehefrau des Betroffenen nicht dazu befragt hatte, ob sie ihren 
Ehemann während des Laufs eines Fahrverbotes nicht mit dem Pkw würde fahren 
können oder ob nicht die Sekretärin den Betroffenen fahren kann, während die 
Ehefrau für die Sekretärin einspringt. 
Ein Kommentar zu diesem „Einfall“ des OLG Hamm erübrigt sich sicherlich. 
Es zeigt sich also, dass in den Fällen, in denen eine „außergewöhnliche Härte“ 
geltend gemacht werden soll, der Fantasie und Einfallsreichtum des Verteidigers 
keine Grenzen gesetzt sind. 
Je mehr „Material“ der Verteidiger dem Tatrichter zur Verfügung stellt, desto 
einfacher und leichter kann dieser eine außergewöhnliche Härte bejahen, wobei er 
nach den Grundsätzen der Oberlandesgerichte nicht nur den „schlichten 
Erklärungen“ des Betroffenen und seines Verteidigers vertrauen darf, sondern die 
sichere Überzeugung gewinnen muss, es als gesichert ansehen darf. 



Was also an Bescheinigungen (z.B. Arbeitsvertrag, zur Verfügung stehender 
Resturlaub, Kündigungsdrohung des Arbeitgebers usw.) oder Erklärungen (z.B. 
eidesstattliche Versicherung der Ehefrau, der Sekretärin usw.) beschafft werden 
kann, sollte auch vorgelegt werden. 
 
Ziff. 3 betrifft eigentlich eine banale Weisheit: 
 
Ein Fahrverbot ist üblicherweise mit Unannehmlichkeiten verbunden, es soll ja eine 
(Neben-)Strafe sein. Dies ist gerade Sinn und Zweck der Verhängung eines 
Fahrverbotes („eindringliches Erziehungsmittel“), so dass allein der Umstand, dass 
der Betroffene durch das Fahrverbot berufliche und wirtschaftliche Nachteile 
erleidet, in der Sache gerade kein Grund sein kann, von der Verhängung des 
Fahrverbotes abzusehen. 
Aus der Formulierung „außergewöhnliche Härte“ ergibt sich somit, dass Umstände 
vorliegen (und vorgetragen werden) müssen, die über die üblichen und zu 
erwartenden Nachteile weit hinaus gehen. 
 
 
Fall 3: 
 
Ziff. 1 könnte in der Praxis durchaus relevant sein. Oftmals wird ein Auszug aus dem 
VZR schon von der Verwaltungsbehörde oder frühzeitig vom Gericht eingeholt. Bis 
zu einer dann später stattfindenden Hauptverhandlung kann somit durchaus schon 
Tilgungsreife der Voreintragungen eingetreten sein, dies wird nicht in jedem Fall vom 
Tatrichter in der Verhandlung neu überprüft. Nach dem vom OLG Hamm 
aufgestellten Grundsatz macht dann schon allein die Erwähnung der 
Voreintragungen im Urteil dieses angreifbar (selbst wenn der Umstand, dass 
Tilgungsreife eingetreten ist, ausdrücklich erwähnt wird!). 
 
Ziff. 2 betrifft den von den Amtsgerichten vielfach angewendeten Grundsatz „Bei 
Vorsatz wird verdoppelt“. Es versteht sich von selbst, dass dies keine tragfähige 
Begründung ist,  vielmehr ist die tat- und schuldangemessene Geldbuße 
festzusetzen und dies auch entsprechend zu begründen. 
 
Bei Ziff. 3 geht es wiederum um die wirtschaftlichen Verhältnisse, die zu ermitteln 
sind. 
 
Aus Ziff. 4 ergibt sich, dass der Tatrichter zwar ein Fahrverbot zu verhängen hat, 
dass aber immerhin die Verhängung eines 1 Monat übersteigenden Fahrverbotes so 
einfach auch nicht ist. 
 
Auch in diesem Fall erfolgte die Geschwindigkeitsmessung mit einer Laserpistole, 
ohne dass dies Gegenstand von Ausführungen im Urteil war. 

 
Einzelne Verkehrsordnungswidrigkeiten 

 
 

 
I. Lastkraftwagen im Straßenverkehr 

 
 



 
1. Ladungssicherung 
 

Etwa 30 Prozent aller Unfälle, in die LKWs verwickelt sind, sollen auf unzureichende 
Ladungssicherung zurückzuführen sein. Sollte diese Zahl zutreffend sein, ist dies 
nicht nur bedauerlich, sondern belegt die hohe Gefährlichkeit. Die Gefährlichkeit 
besteht dabei nicht nur für die übrigen Verkehrsteilnehmer, viele Fahrer, die in dem 
(sicheren) Glauben sind die Ladung könne überhaupt nicht rutschen, erfahren das 
Gegenteil als Erste, allerdings ohne hieraus noch einen Nutzen ziehen zu können. 
Die Ahndung entsprechender Verstöße macht also durchaus einen Sinn! 
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2. Überladung 
 
Der Regelfall einer Überladung betrifft nicht Pkws, sondern vielmehr Lkws. Sofern ein 
Fall vorstellbar sein könnte, dass einmal die Überladung eines Pkws moniert wird, 
gelten die folgenden Ausführungen sinngemäß auch für diesen Fall. 
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Bei der Überladung von LKWs kann man differenzieren zwischen einer „formellen“  
(= das zulässige Gesamtgewicht ist überschritten, ohne dass dies zwangsläufig zu 
einer Gefährdung führt) und einer „materiellen“ (= tatsächlich gefährlichen) 
Überladung. 
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Selbstverständlich wäre auch eine „formelle Überladung“ grundsätzlich strafbar und 
damit bußgeldbewehrt. Es versteht sich allerdings von selbst, dass in einem solchen 
Fall ein milderer Verstoß vorliegen würde, der dann auch zu einer geringeren 
Geldbuße, möglicherweise aber auch zu einer Einstellung des Verfahrens führen 
könnte. 
 
 

2.1 Subjektive Seite 
 

Die Sachverständigen gehen  in der Regel von der folgenden „Faustformel“ aus: 
 

o eine Überladung bis zu 20 Prozent bemerkt der Fahrer i. d. R. nicht; 
o eine Überladung zwischen 20 Prozent und 30 Prozent kann der Fahrer 

bemerken, er muss es aber nicht; 
o eine Überladung von 30 Prozent oder mehr bemerkt der Fahrer. 

 
Vor diesem Hintergrund erscheint es durchaus zweifelhaft, dass Lkw-Fahrern in 
Bußgeldbescheiden immer wieder Überladungen von weniger als 10% vorgeworfen 
wird. 
 
Für diese Frage der subjektiven Vorwerfbarkeit kommt es aber - zusätzlich -  auf die 
folgenden Punkte an: 
 

- Fahrerfahrung generell, 
- Fahrerfahrung auf dem speziellen Fahrzeug, 
- Fahrerfahrung mit der speziellen Ladung, 
- außergewöhnliche Umstände (z. B. Ladung sonst trocken, jetzt 

ausnahmsweise feucht/nass, Beladung bei Nacht oder im Wald, fertig 
beladenes Fahrzeug übernommen), 

- Wegstrecke/Fahrzeit bis zur Kontrolle. 
�
�
2.2  Formelle Überladung 
 
Moderne LKWs sollen auf der ganzen Welt verkauft werden. Da in anderen Ländern 
andere (höhere) zulässige Gesamtgewichte gelten, sind die Lkws in der Regel dann 
auch - selbst wenn sie in Deutschland verkauft und eingesetzt werden - auf ein 
höheres zulässiges Gesamtgewicht ausgelegt.  
Einige Fahrzeughersteller tragen dem Umstand der geringeren Zuladung bei 
deutschen LKWs zwar dadurch Rechnung, dass die Fahrzeug-Technik auch 
entsprechend (geringer) dimensioniert ausgelegt wird, dies variiert jedoch von Fall zu 
Fall. 
In der Regel kann somit ein entsprechender LKW durchaus mehr Ladung 
transportieren, als ihm nach den deutschen Gesetzen erlaubt ist. 
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2.3. Materielle Überladung 
 
Ein wenig anders sieht die Sachlage bei einer materiellen Überladung aus. Die 
entsprechenden LKWs fallen Polizei-Beamten in der Regel allein schon deshalb auf, 
weil man den Fahrzeugen die Überladung „ansieht“. 
6 �

��
�� ������+���������� ������$$������ �����		������; ���)�#����������(������ ���������$���-������� ��
��
� ������������7 �	�"��8��
$���������
��"���"�
�
����������$�� ��$��(!�&������� ����
������
�
����������&�����.!�
�		������
�+����
�
�������%�5������������1 ���������
��������������
� 
�)�� ���
��	����
�����
�
� ��$
	
�
�#�"���
�� ��������
$����
�� ��
����	�3���%��
�����
&�����-*6 � ' 
!�����
����� ����	
����
���!�

����$��
���
�#���	
���,.!�
����
�� �������(
���$
��
�� ��$
�� �$
	����
� �����
�
%
�� ��
�����
�� ��� ���
�	�
�!��


�
		����
� ����"��������
��!��������; ���	
������$�� ��	����������
		�"��
�������
� ����	������ ����������������
�������
� �
������#���!����� 
� �� ��
���������"���5����
����&�����
� ��
��� 
� �� ��
��������&����
�� ���
���
�� ���
"����3����$#

��!�����; ���	
������ �����$�0�&��	�����
�
��������������#� (
�� ��������
		���4$
�������
�
�� �	�� ����$��(��&������(�������
 
+��
������
�	� ������		���(
����
����
� ��������
���!���������
�����
��������
�������
�����
������
���
��$�
)�"��		����
��"������������"��#� (��	������' ��
���� (��#����
�)����$��(���(�����!��


�
�� ��
�


��
��� ���
	�����
� ����	���� ����������
�!��


�
	
��"������������$
&�������	�� ��	�����!��

��
��8�
����6 ��(� ���
	��������
�����
��
���
� ����
� �	��3	�� ���
���
�0
�
�!��


����������
����!��������
�
��
��"����
� �����������2 
	��*���$
	,�
��	
�������
������
�!������� ���	��� �
$5�	�� �(�����
�!��$�
��"����(�����!��


�
�� ���

��
��"������$�
(��(�������
		�
����
�8�	
��

$��!�
� �&����		�����8������������
����#���	
����
����(5������
� ��
�

��"���������#���
���
�#�	�� ���

�1 ��#� (	������������ �� � �� ���� �� �� � 
 � �� �� �� �� ����� � ���
 
Liegen sichtbare äußere Anzeichen für eine Überladung vor, können diese dem  
Betroffenen in der Regel nicht verborgen bleiben. 
Liegt damit ein Indiz für eine Überladung vor, so wird dessen Beweiskraft in aller 
Regel nicht dadurch entkräftet, dass weitere (zusätzliche) Indizien für Überladung 
nicht feststellbar sind, wie z. B. Veränderung des Lenkverhaltens u.ä. 
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3. Nichteinhalten des Sicherheitsabstandes 
 
6 (&
�$#

���
�������
� ���������
���������������+�
� �&�����(����� ���$����
	
�A ? �($:��������
2 ����
�
�
�
���� ���A ? $���������
���������
	���!�B �C ���
��> � �� � ��' ���� ��	�
�������
� ���������
�����
�����&��
��
����������6 (&
�������������
�
�����������
���������
� ����!�$�

�
�� ��������
���
��		��!�
�������6 (&8�
���������
��� ��
� ��������(
�����
���
' ���
�� ������7 (&
��
���	���
�
�� ��������$�� ����
� ���������� �� �������

�
�
������ ����$�������	�3��
���$� ��
� �����!�
��������$������� ��
� �����!�����&��(	�� �� ����$
� ����
� ���� ����
� ���������2 ����
�
�
�
�������������$�#���������� ��!��


����
�����
�
�� �$$���

�
���� ������
��8�$
�� �$
	��
���
��������53�������
�
�����������	�� �D�
 



%
��
���
����
�� ���	�� ����� ���"����
�
�
����!�&��������6 (&�"�$�1 &�� (����
�; �����	��
�(��""������"��

����$�� �����$
���
��
� �	��3�������&����
�� ������� ��	
��

$������
�� �����$
���
�������
�
���
� ����������8�� ���6 (&8�
������&����
		������
�� ��	
���!��


�
�������2 ����
�
�
�
����5������
		
�
�� ��
���� �������-����	�� ��.����$
����&���������
��		���-��� ���
������7 (&8�
�����.��
�
� �����
�
�
��������8����&��������� ���
��"���������7 �	�"�������������
� ���������� ��9 
� ��
�����
��������� ��� ����8���"��� �������$���#� (��82 �

� ���
�����8�����	��������� ����
����������������	�� ����
��
�
��
�����
� ���������#����������	��������1 ����
�$��

 
II. Allgemeine Verkehrsordnungswidrigkeiten 

 
 

1. Abgefahrene Reifen 
 
Ein moderner Reifen ist aus einer Vielzahl von Rillen zusammengesetzt 
 
So gibt es: 
 

- Entlastungs-Rillen, 
- Wasser-Ablauf-Rillen, 
- Stabilisierungs-Rillen, 
- Wärmeabfuhr-Rillen und letztlich 
- Profil - Rillen. 

 
Wer weiß, wo er suchen muss, wird im Hentschel schnell fündig. Dort ist 
nachzulesen, dass es für die Frage der Strafbarkeit einzig und allein auf die Profil-
Rillen ankommt. 
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- Reifen abgefahren, 
- kein/schlechtes Profil, 
- 1./2. Rille Profil unter zwei Millimeter u.s.w. 
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2. Erlöschen der Betriebserlaubnis 
 
Durch die Änderungsverordnung vom 16.12.93 wurde § 19 Abs. 2 StVZO 
einschneidend geändert. 
 
Die hierfür gegebene amtliche Begründung ist einleuchtend und nachvollziehbar: 
 
Ursache für das Erlöschen der Betriebserlaubnis war nach § 19 Abs. 2 StVZO a.F. 
entweder die Veränderung von Teilen, deren Beschaffenheit vorgeschrieben ist, oder 
die Veränderung von Teilen, deren Betrieb eine Gefährdung anderer 
Verkehrsteilnehmer verursachen kann. 
Es erscheint bedenklich - auch unter dem rechtlichen Gesichtspunkt der 
Verhältnismäßigkeit der Mittel -, eine so einschneidende Rechtsfolge wie das 
Erlöschen der Betriebserlaubnis für das Fahrzeug schon dann eintreten zu lassen, 
wenn durch eine Änderung lediglich Beschaffenheitsvorschriften der StVZO 
berührt werden, ohne dass gleichzeitig auch eine Gefährdung anderer zu erwarten 
ist. Die bloße Möglichkeit der Gefährdung ist zu weitgehend, die Gefährdung muss 
konkreter zu erwarten sein. 
 
Ob das Fahrzeug vorschriftsmäßig ist, wird im Rahmen der technischen 
Überwachung nach § 29 StVZO geprüft. Dies reicht aus. Auf die weitere - sehr 
einschneidende - Folge des Erlöschens der Betriebserlaubnis kann deshalb 
verzichtet werden. 
 
Die Betriebserlaubnis des Fahrzeugs soll erlöschen, wenn eine Beeinflussung des 
Abgas- oder Geräuschverhaltens eintritt. Dies ist folgerichtig, weil das 
Zulassungsverfahren nicht nur technische Aspekte, sondern auch Fragen des 
Umweltschutzes, der steuerlichen Behandlung, der Untersuchungsfristen und der 
Gewährung von Benutzervorteilen regelt. Hinsichtlich Abgas- und Lärmemissionen 
aus Kraftfahrzeugen definiert das Zulassungsverfahren den Stand der Technik, der 
im Laufe der Jahre aufgrund technischer Fortschritte weiterentwickelt wurde. 
 
Gem. § 19 Abs. 2 StVZO n.F. erlischt die Betriebserlaubnis nunmehr, wenn 
Änderungen vorgenommen werden, durch die 
 

1. Die in der Betriebserlaubnis genehmigte Fahrzeugart geändert wird, 
2. Eine Gefährdung von Verkehrsteilnehmern zu erwarten ist   oder 
3. Das Abgas- oder Geräuschverhalten verschlechtert wird. 

 
Seltsamerweise scheint sich diese Gesetzesänderung bzw. die (nicht mehr ganz) 
neue Rechtslage längst noch nicht überall herumgesprochen zu haben. Immer noch 
werden Bußgeldbescheide erlassen, weil eine nachträglich (ordnungsgemäß / 
vorschriftsmäßig) angebaute Anhänger-Kupplung, Auspuff-Anlage o.ä. nicht 
eingetragen bzw. vom TÜV abgenommen wurde - Tatvorwurf: Betriebserlaubnis 
erloschen!  



Dies ist regelmäßig tatsächlich nicht der Fall, weil die Voraussetzungen gem. Ziff. 1 - 
3 nicht vorliegen. 
 
2.1 Sonderfall: Chip-Tuning 
 
Die heutige Juristen-Generation ist überwiegend mit Fahrzeugen wie Opel Manta, 
Golf GTI oder vergleichbaren Fahrzeugen aufgewachsen. Entsprechend ist auch die 
Vorstellung, wie das „Tuning“ eines Fahrzeugs aussieht: 
 
- breite Reifen, 
- Tieferlegung, 
- Spoiler, 
- andere Auspuff-Anlage, 
- Eingriffe (Basteleien) in Motor, insbesondere Vergaser, 
- und vieles mehr. 
 
In der heutigen Zeit sieht dies alles jedoch gänzlich anders aus. Zunehmend werden 
moderne Fahrzeuge mit immer mehr Elektronik ausgerüstet, insbesondere einer 
elektronischen Motorsteuerung, die die Kraftstoffeinspritzung in die Zylinder des 
Motors und den Zündzeitpunkt steuert und damit ein einfaches „Schrauben" 
überhaupt nicht mehr zulässt. 
Diese Motorsteuerung („Motor-Management“) besteht hauptsächlich aus einem 
Computerbauteil, dieses wiederum versehen mit einem oder mehreren Chips. Die 
Automobilhersteller rüsten die Fahrzeuge dabei dergestalt aus, dass sie von allen 
Autofahrern vernünftig und sicher bewegt werden können.  
Es wird dabei also ein Kompromiss eingegangen, nicht größtmögliche Leistung, 
höchste Beschleunigung und höchste Endgeschwindigkeit stehen im Vordergrund, 
es geht vielmehr in erster Linie um eine harmonische Gesamtabstimmung, im 
Vordergrund steht dabei u.a. Sicherheit, Fahrkomfort und Verbrauch. Auch die 
Vernunft spielt hierbei eine Rolle, nicht umsonst werden hochwertige (schnelle) 
Fahrzeuge von Seiten des Herstellers bei einer Höchstgeschwindigkeit von 250 km/h 
„abgeriegelt“. 
 
Es versteht sich von selbst, dass insoweit der Phantasie bzgl. möglicher 
Manipulationen/Veränderungen keine Grenzen gesetzt sind: selbstverständlich kann 
die elektronische Motorsteuerung durch einen Eingriff in die auf einem Chip 
vorhandene Programmierung verändert werden, es kann auch gleich ein veränderter 
Chip eingebaut (ausgetauscht) werden. 
Durch ein solches „Chip-Tuning“ kann die Leistung moderner Motoren erheblich 
gesteigert werden, es sollen dabei Leistungssteigerungen von 30 Prozent und mehr 
möglich sein. 
Eben weil der Hersteller um eine harmonische Abstimmung bemüht ist, entfällt bei 
einer entsprechenden Veränderung nach den AGBs der Hersteller die Garantie. 
 
Chips werden zwischenzeitlich nicht nur in Fachzeitschriften, sondern auch schon 
über das Internet angeboten. Auch wenn die entsprechenden Eingriffe im Gegensatz 
zu früheren Zeiten und Fahrzeugen (s.o.) nicht mehr ohne weiteres erkennbar sind, 
sind die rechtlichen Probleme dadurch nicht geringer geworden.  
Es ist eher zu befürchten, das gerade diejenigen (jungen) Autofahrer, denen ein 
entsprechendes handwerkliches Geschick zum Tuning früherer Zeiten nicht gegeben 



ist, ohne weiteres zum viel einfacheren Eingriff „Chip-Tuning“ greifen - dies kann 
fatale Folgen haben. 
Keine Probleme entstehen, wenn nach einem erfolgten Eingriff  eine Begutachtung 
des Fahrzeuges durch eine entsprechende Organisation (TÜV, DEKRA) erfolgt 
(„Vollabnahme“). Möglich ist auch, dass für den Tuning-Bausatz bereits ein 
Teilegutachten vorliegt, dann muss nur eine Abnahme des Einbaus erfolgen, das 
Gutachten muss mitgeführt und auf Verlangen ausgehändigt werden. 
Ohne eine (Voll- oder Teil-)Abnahme kann es zu einem Erlöschen der 
Betriebserlaubnis kommen. 
 
Es stellt sich nunmehr die Frage, inwieweit die Vorschrift des § 19 StVZO durch ein 
Chip-Tuning betroffen ist. 
Eine Veränderung der Fahrzeugart tritt hierdurch nicht ein, möglich wäre jedoch die 
Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer oder eine Verschlechterung des Abgas- 
oder Geräuschverhaltens. 
In einem Beispielkatalog des Bundesministeriums findet sich als Beispiel für das 
Erlöschen der Betriebserlaubnis der Fall, dass die Gemischaufbereitungsanlage 
(=Vergaser) oder Ansauganlage verändert wird - dies dürfte auch für den Fall gelten, 
dass in eine elektronische Einspritzanlage eingegriffen wird. 
 
Die Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer setzt eine gewisse Wahrscheinlichkeit 
voraus, dass durch die Veränderung eine Gefahrenlage für andere 
Verkehrsteilnehmer geschaffen wird. 
Es ist dabei davon auszugehen, dass moderate Leistungssteigerungen (z.B. um 
10%) nicht die Anpassung sicherheitsrelevanter Fahrzeugteile (Bremsen, Reifen o.ä.) 
voraussetzt, so dass dann insoweit hierdurch keine Gefährdung anderer 
Verkehrsteilnehmer entsteht - bei hohen Leistungssteigerungen ist dies sicher anders 
zu beurteilen! 
 
Da eine Leistungssteigerung beim Chip-Tuning im Wesentlichen durch eine erhöhte 
Kraftstoffzufuhr und -verbrennung erreicht wird, in einzelnen Fällen auch durch eine 
mögliche höhere Drehzahl (Ausschalten des Drehzahlbegrenzers), ist allerdings 
davon auszugehen, dass durch diese Maßnahme in der Tat das Abgas- und 
Geräuschverhalten (erheblich) verschlechtert wird. 
In einzelnen Fällen führt ein Chip-Tuning so auch dazu, dass die fällige Abgas-
Untersuchung nicht bestanden wird - dies ist ein dann zweifelsfreier Beweis, die 
Betriebserlaubnis ist erloschen. 
 
Das Führen eines Kraftfahrzeugs mit erloschener Betriebserlaubnis stellt eine 
Ordnungswidrigkeit gem. §§ 69a StVZO, 24 StVG, 18 Abs. 1 StVO dar 
(Regelgeldbuße EUR 50,-, 3 Punkte). 
 
 
2.2  Versicherungsrechtliche Fragen 
 
Aber auch versicherungsrechtliche Fragen sind zu bedenken. 
Die Versicherer haben nunmehr für die Prämienbemessung Gefahrenklassen 
gebildet, die neben sonstigen Umständen insbesondere auf die allgemeinen 
Eigenschaften des zu versichernden Fahrzeugs (Typ, Motor, Leistung, 
Verwendungszweck) abstellen und diese berücksichtigen.  



Dabei sind die Eintragungen im Fahrzeugschein maßgeblich für die so 
vorgenommene Zuordnung der Wagnisse nach objektiven Gefahrenmerkmalen. Der 
Versicherer versichert also das Risiko des „im Vertrag bezeichneten Fahrzeugs“ und 
richtet sich bei der Zuordnung der Wagnisse und somit bei der Prämienbemessung 
hinsichtlich der Eigenschaft „Leistung“ nach den Angaben im Fahrzeugschein. 
Eine Veränderung der Leistung des Motors durch ein Chip-Tuning 
(Leistungssteigerung) verändert die für die Zuordnung der Wagnisse im 
Versicherungsverhältnis maßgeblichen objektiven Gefahrenmerkmale. Es bedarf 
eigentlich keiner weiteren Diskussion, dass eine Leistungssteigerung zu einer 
Gefahrerhöhung im Versicherungsverhältnis führt, wobei es bzgl. der Folgen gemäß 
§§ 23 ff VVG sicherlich auf die Umstände des Einzelfalls ankommt. 
 
Der Versicherer legt bei der Begründung und Durchführung des 
Versicherungsverhältnisses diejenigen Angaben über das Risiko zugrunde, die ihm 
vom Versicherungsnehmer, in der Regel durch Vorlage des Fahrzeugscheins, 
gemacht werden. Der Versicherer darf davon ausgehen, dass das ihm gegenüber als 
zugelassen nachgewiesene Fahrzeug den zulassungsrechtlichen Vorschriften 
entspricht, und dass für das Fahrzeug eine Betriebserlaubnis besteht. Ist durch eine 
Veränderung des Fahrzeugs eine Leistungssteigerung eingetreten und wegen einer 
Verschlechterung des Abgas- oder Geräuschverhaltens die Betriebserlaubnis 
erloschen, liegt darin grundsätzlich auch eine Änderung der für das 
Versicherungsverhältnis maßgeblichen Gefahrenumstände, die die Rechtsfolgen der 
§§ 23 ff VVG auslöst.  
Eine Gefahrerhöhung i. S. d. §§ 23 ff VVG liegt jedoch nur bei solchen 
Gefährdungsvorgängen vor, die einen neuen Zustand erhöhter Gefahr schaffen, 
wobei dieser mindestens von der Dauer sein muss, dass er die Grundlage eines 
neuen, natürlichen Gefahrenverlaufs bilden kann und damit geeignet ist, den Eintritt 
des Versicherungsfalls generell zu fördern.  
Der Tatbestand des § 23 VVG ist insoweit nur verwirklicht, wenn der 
Versicherungsnehmer die Gefahrenlage durch eigenes Eingreifen ändert. Dies ist 
zweifelsfrei gegeben, wenn der Versicherungsnehmer die Tuningmaßnahme selbst 
durchgeführt hat und anschließend in Kenntnis dieses Umstandes das Fahrzeug 
auch benutzt. 
Für eine Leistungsfreiheit des Versicherers gemäß §§ 25 Abs. 1 i. V. m. 23 Abs. 1 
VVG ist es schließlich erforderlich, dass die Gefahrerhöhung kausal für den Eintritt 
des Versicherungsfalls war. 
Dies ergibt sich aus § 25 Abs. 3 VVG, wonach die Verpflichtung des Versicherers zur 
Leistung bestehen bleibt, wenn die Erhöhung der Gefahr keinen Einfluss auf den 
Eintritt des Versicherungsfalls und auf den Umfang der Leistung des Versicherers 
gehabt hat. Dies führt in der Praxis regelmäßig dazu, dass im Schadensfall mit 
außergewöhnlich hohem Aufwand untersucht wird, ob aufgrund eines Chip-Tunings 
eine Gefahrerhöhung erfolgte. 
 
I. d. R. stellt ein im laufenden Versicherungsverhältnis vorgenommenes Chip-Tuning 
in Gestalt eines entsprechenden Eingriffs eine Gefahrerhöhung dar, die den 
Versicherer nach § 24 Abs. 1 VVG zur fristlosen Kündigung des 
Versicherungsverhältnisses berechtigt und die gemäß § 25 Absatz 1 VVG zur 
Leistungsfreiheit des Versicherers führt, sofern sie für den Eintritt des 
Versicherungsfalls kausal war. Die Leistungsfreiheit des Versicherers bei 
Gefahrerhöhung ist dabei auf höchstens 5000 EUR beschränkt. 
 



Zeigt der Versicherungsnehmer nach einem ordnungsgemäßen Eingriff der 
Versicherung die veränderten Umstände an und wird das Vertragsverhältnis 
entsprechend angepasst, treten keine Probleme auf. 
 
Ob die Probleme des Chip-Tunings zur Zeit schon besonders relevant sind, kann  - 
vorläufig - dahingestellt bleiben: bei einem besonders hohen Schaden wird die 
Versicherung sicherlich den Versuch einer Überprüfung wagen, insbesondere mit 
zunehmender Sensibilisierung der zuständigen Sachbearbeiter für dieses Problem 
und die entsprechenden Möglichkeiten.  
Es ist sicherlich davon auszugehen, dass zukünftig auch die Polizei und die 
hinzugezogenen Sachverständigen die Möglichkeit des Chip-Tunings 
berücksichtigen werden, dann wird es sich insoweit um ein durchaus gängiges 
Problem handeln. 
 
 
3. Rotlichtverstöße - Qualifizierter Rotlichtverstoß 
 
Ein sogenannter „qualifizierter Rotlichtverstoß“ liegt dann vor, wenn die Ampel schon 
mehr als eine Sekunde Rotlicht zeigt, wenn der Autofahrer die Haltelinie überfährt.  
Ein qualifizierter Verstoß hat regelmäßig die Verhängung eines Fahrverbots zur 
Folge. 
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Der Bußgeldrichter hat sich daher mit der Frage, ob der Verkehrsverstoß auch 
subjektiv eine grobe Pflichtverletzung darstellt, nur dann auseinandersetzen, wenn 
aufgrund der Einlassung des Betroffenen dazu Anlass besteht.  
 
�		������
�	�������� ���0���$�� ��	�� ��� ��
��3�����
� ����	������
	
������ �(�����
��
��������
� ��	�� ��)�

������
��
� �&��&�������
����	� ���
	����"�������!��


��������������$�������
� ��
� ��������� �� ��
��	��������9 ���> C �F ��� 
������� �����������
���� ������� ������E F ��� ����������"���
H ��������
��
3��� ��(���
��� ��	�� ����� ��
� ����������������� 
��������#�����9 ���> C �F �
�		������
� ��������
����������
�����
�
� �&��&���������� ��	�� ��� ��
�53����	
������<����		�������2 �


� ����������
�
' �� �
�		�� ��"��� ���
!���&��	������ ��)�

��������
�	������
	
������ �(�����
��
����!��
���
� ������

$�	�� ��������#��������
������
�
�
������
�
��
(���+����������"�������
��		��!�&��	�
�� ������
G ���� ��(����8���
��
�������
�� ����3�������8��
� �����
���1 ����������
��$������� ���������� ��� ��	�� ���
��
)��������
���
������������(
����



�
� ������� ������E F ��� ����������"���H �������� ��
3��� ��(���
���� ��	�� ����� ��
� ��������� �$�E A ��E ? ��I E �
������#������� ���	�����!��
� ����������*J �
	���"������� ��	�� ��� ��
��3,�������� ��$�������$��
��� ������
��
������&������
�		!�	�����
�
&��
	�� ������
$�	�� ��������#������"�������!��


��

�� ��	�� ���� ���
6 �� ��"��� ���
�	
����� ������������ ����������	�� ����1 
�	�� ����
��"����#������8���������$�
1 �

$$���
���$���#����5�����+�
� �&�����(����8�$�


� �����&�����
�
 � ��
����������� ���
��� ��	��"�����$� ��
3��� ��(����
���������
�����$���
�
	����
�����
�������	�� �!�
&��	�
������� ��(���
���	���$��!�����"&
����
��
�������� ������
�&�����3������������ 
��
����!����
� ��
���(��$�2 
3��
����

�+�#�	�� ����#������G ���� ��(����� ����
�����%
�
�����
�
	���������!���
�����
�

� �&��&��������� ��	�� ��� ��
�53��
� �������"��
������
	
����
)��	
&��
������
� ���
� ���
���
� ��	��"�������<�
��
�������
������������$����	� ���
	��������� ��������������
��
��� �����
�
��������	�� ����
%����
�
��
(���+����������
���"�������
��		��!�&��������' �� �
�		�� ��"��� ����$�


� �����&����!���&��	�
����� ��)�

��������
�	������
	
������ �(�����
��
�������
� ���G ���� ��(����(5����
�� ���
� �����
���1 ����������
��$������� ���������� ��� ��	�� �����
)��������
���
���
����������
��
����
���
$�	�� ��������#��������	��!��


������ ��	�� ��� ��
��3�����	$�3����
���
	
�8���0�(��� �8������
�
���	� ���
	����"��&�������
�!�&��������� ��(���
���	���$���#����$������� �(���������&���
��
��$��(

$�
��������� ��	�� ���"��������6 �� ��"��� ���
�	
���"������!����
��)


����������
���� ������
G ���� ��(����
�
��
(�������������
 
Die Angabe eines kontrollierenden Polizeibeamten, die Verkehrsampel habe „ bereits 
ca. 2 Sekunden“ oder „bereits ziemlich lange“ rotes Licht gezeigt, genügt zur 
Feststellung eines qualifizierten Rotlichtverstoßes durch den Tatrichter nicht, da die 
Schätzung von Zeitabläufen allgemein mit einem hohen Unsicherheitsrisiko behaftet 
ist. 
 
Bei einem Rotlichtverstoß ist deshalb stets zu prüfen, ob der konkrete Fall 
Besonderheiten in objektiver oder subjektiver Hinsicht aufweist, die ihn - 
gemessen an den vom Verordnungsgeber ins Auge gefassten typischen 
Begehungsweisen - als Ausnahme erscheinen lassen, so dass es nicht angezeigt ist, 
mit der Besinnungs- und Denkzettelmaßnahme des Fahrverbots auf den 
Fahrzeugführer einzuwirken.  
 
Eine beliebte Einlassung ist die, das Rotlicht sei durch Sonneneinstrahlung schlecht 
erkennbar gewesen - sie ist gefährlich: 
 
Die Einstrahlung von Sonnenlicht auf eine Lichtzeichenanlage begründet wegen der 
damit häufig verbundenen schwierigen oder missverständlichen Erkennung der 
jeweiligen Farbphase eine besondere Sorgfaltspflicht des Kraftfahrzeugführers. 
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Nach einer neuen Entscheidung des BGH liegt ein qualifizierter Rotlichtverstoß  
schon dann vor, wenn ein Autofahrer die Ampel zwar bei Grünlicht überfahren hat, 
dann aber im Kreuzungsbereich warten muss, während die Ampel auf Rot umspringt. 
Wenn der Autofahrer nun weiter in die Kreuzung einfährt, ist ihm ein (qualifizierter) 
Rotlichtverstoß vorzuwerfen.  
Dieser Entscheidung ist zumindest diskussionswürdig. Es bleibt abzuwarten, wie sie 
von den Amtsgerichten umgesetzt wird. 
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3.1 Messbereich 
 
Höchst umstritten ist, welche Wegstrecke zur Messung der Zeit zugrundezulegen ist. 
Teilweise wird die Zeit bis zum Erreichen des geschützten Bereiches, also bis zum 
Einfahren in den Kreuzungsbereich, gemessen.  
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4. Massenkarambolagen 
 
Besonders auf Autobahnen kommen sie immer wieder vor: 
 
Unfälle, in die mehr als zwei Fahrzeuge verwickelt sind. Hier ist der strafrechtliche 
Aspekt nur Beiwerk, in erster Linie geht es um die zivilrechtliche Abwicklung. Wer 
hier sogleich das Verwarnungsgeld bezahlt bzw. einen Bußgeldbescheid 
rechtskräftig werden lässt, muss damit rechnen, dass er auf seinem Schaden sitzen 
bleibt. Gleichwohl versuchen die den Unfall aufnehmenden Polizeibeamten immer 
wieder, diejenigen, die sie für „offenkundig schuldig“ halten, gebührenpflichtig zu 
verwarnen. Wird eine entsprechende Verwarnung nicht akzeptiert, schickt die 
Verwaltungsbehörde dann die entsprechenden Bußgeldbescheide heraus. Gegen 
solche Bußgeldbescheide muss in jedem Fall zumindest bis zur Klärung der 
zivilrechtlichen Seite Einspruch eingelegt werden. 
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Ist sich der Mandant sicher, den Unfall nicht  schuldhaft (mit-)verursacht zu haben, ist 
eine weitere Klärung i. d. R. über die Haftpflicht-Versicherungen möglich. Bei 
stärkeren Beschädigungen wird von diesen üblicherweise ein Gutachter beauftragt, 
der das entsprechende Fahrzeug besichtigt und Lichtbilder von den Beschädigungen 
fertigt. Aufgrund der Beschädigungen, wie sie sich aus den Lichtbildern ergeben, 
vermag ein Sachverständiger einigen Aufschluss über den Unfallhergang zu 
gewinnen. 
 Auch wenn die Unfallspuren möglicherweise nicht mehr (vollständig) rekonstruierbar 
sind, können die entsprechenden Gutachten mit den Lichtbildern bei den 
verschiedenen Versicherungen angefordert werden, so dass ein Sachverständiger 
zumindest auf dieser Basis tätig werden kann. 
 

4.1 Streitfragen 
 

a) Aufgefahren oder aufgeschoben? 
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b) Bremsweg-Verkürzung 
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5. Die Unterschreitung des Sicherheitsabstandes bei Pkws 
 

 
Gemäß § 4 Abs. 1 StVO muss der Abstand zu einem vorausfahrenden Fahrzeug in 
der Regel so groß sein, dass auch dann hinter ihm gehalten werden kann, wenn es 
plötzlich gebremst wird. 
Ordnungswidrig ist der vorsätzliche oder fahrlässige Verstoß gegen eine Vorschrift 
über den Abstand in § 4 StVO, also z. B. zu dichtes Auffahren ohne Belästigung, bei 
Gefährdung oder Belästigung Tateinheit mit § 1 StVO. 
Die Unterschreitung des Sicherheitsabstandes im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 1 ist 
ordnungswidrig, wenn sie nicht nur ganz vorübergehend geschieht, es müssen 
somit die teilweise sehr strengen Anforderungen der Rechtsprechung an die 
Feststellung eines gefährdenden Abstandes hinsichtlich der Mindeststrecke zu 
dichten Auffahrens erfüllt sein. 
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Der Abstand muss in der Regel ausreichen, um auch bei plötzlichem Bremsen des 
Vordermannes noch anhalten zu können. Jedoch braucht der Nachfolgende nicht mit 
ruckartigem Stehenbleiben des Vorausfahrenden zu rechnen . 
Der Abstand muss nicht die Möglichkeit einbeziehen, der Vorausfahrende könnte auf 
ein weiteres Fahrzeug auffahren, also ohne vollen Bremsweg zum Stehen kommen. 
Etwas anderes gilt nur dann, wenn der Nachfahrende nach den erkennbaren 
Umständen des Einzelfalles ein Auffahren seines Vordermannes immerhin für 
möglich halten kann, z. B. wenn der Vordermann auf andere Fahrzeuge erkennbar 
dicht auffährt. 
 
 
5.1 Sicherheitsabstand 
 
Der Abstand richtet sich nach Örtlichkeit und Lage sowie der Fahrgeschwindigkeit. 
Ausreichender Abstand (Sicherheitsabstand) ist bei normalen Verhältnissen die in 
1,5 Sekunden durchfahrene Strecke. 
 
Auch auf der Autobahn beträgt der nötige Abstand in der Regel, je nach 
 

- Streckenverhältnissen, 
- Wetter und  
- individueller Bremsverzögerung, 

 
 mindestens 1,5  Sekunden. 
 
 Dem Fahrzeugführer kann als Anhaltspunkt etwa der halbe Tachowert dienen. 
Da dieser auch der BKatV - allerdings nur bei erheblicher Unterschreitung - als 
Bemessungsmaßstab für die Bußgeldhöhe dient, stellt sich die Frage, ob die 
Rechtsprechung zum 1,5-Sekunden-Abstand nicht überholt ist. 
 
 
5.2 Gefährdungsabstand 
 
Vom Sicherheitsabstand zu unterscheiden ist der Gefährdungsabstand. Dieser ist 
erreicht, wenn der Abstand zum vorausfahrenden Pkw geringer ist als die in 0,8 
Sekunden durchfahrene Strecke. 
�
Berechnungen 
 
Die gefahrene Geschwindigkeit in km/h : 3,6 ergibt die gefahrene Geschwindigkeit in 
m/sec. 
 Die sich hieraus ergebende Zahl stellt denjenigen Wert dar, den das Fahrzeug in 
einer Sekunde in Metern zurückgelegt. 
 
Die zum Durchfahren des festgestellten Abstandes benötigte Zeit ergibt sich, wenn 
der Abstand in Metern durch die so ermittelte Geschwindigkeit (in Metern/sec) 
dividiert wird. 
 
 
  Abstand in m 



-------------------------          =         (benötigte) Zeit (zum Durchfahren der 
Abstandsstrecke) 
  Geschw. (M/sec) 
 
Die Rechtsprechung verlangt für die Annahme einer Gefährdung eine 
Mindestnachfahrstrecke in dem dichten (Gefährdungs-)Abstand von mindestens 250 
- 300 Meter . 
 
 
5.3 Halber Tachowert 
 
Das in der BKatV enthaltene Kriterium des halben Tachowertes (= 1,8 Sekunden-
Abstand) ist Berechnungsmaßstab für die Regelgeldbuße, nicht Definition des 
„Sicherheitsabstandes“, zumal die BKatV erst bei ganz erheblichen 
Unterschreitungen dieses Wertes Regelbußen vorsieht und im übrigen 
Ordnungswidrigkeiten-Tatbestände voraussetzt, nicht aber selbst solche begründet. 
 
Für die Bußgeldbehörde und im Regelfall gilt jedenfalls die in der BKatV 
vorgeschriebene Berechnungsweise. 
 
 
5.4 Feststellungen im Urteil 
 
Das Urteil muss feststellen, auf welcher tatsächlichen Grundlage die 
Geschwindigkeitsfeststellung bei der Abstandsmessung beruht. 
Es muss nachprüfbar darlegen, warum der Abstand zu gering gewesen ist. Es muss 
insbesondere mitteilen, nach welchem Verfahren Abstand und Geschwindigkeit 
gemessen wurden. 
 
Bei Anwendung anerkannter technischer Verfahren braucht das Urteil ohne konkrete 
Anhaltspunkte keine Einzelheiten zur 
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 mitzuteilen. 
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5.5 Abstandsmessung durch hinterherfahrende Polizeifahrzeuge (Schätzung) 
 
Bei längerer - gleichbleibender - Mess-Strecke werden erfahrene Polizeibeamte, die 
dem kontrollierten Fahrzeug auf einem anderen Fahrstreifen folgen, einen auffällig 
verkürzten Abstand des Vorausfahrenden zu dessen Vordermann ausreichend 
schätzen können. Dies gilt nicht ohne weiteres auch für ungeübte Polizeibeamte. 
 
Messung durch Hinterherfahren unter Verwendung eines Systems mit Video-
Aufnahme werden unter Abzug einer Mess-Toleranz von 5% hinsichtlich der 
gemessenen Geschwindigkeit als zuverlässig anerkannt. 
 
 
 
5.6 Abstandsmessung durch vorausfahrende Polizeifahrzeuge 
 
Inwieweit die Feststellung einer Geschwindigkeitsüberschreitung oder eines zu 
geringen Abstandes durch ein vorausfahrendes Polizeifahrzeug möglich ist, 
begegnet Bedenken.  
Eine solche Methode, insbesondere durch vorausfahrende Zivilfahrzeuge der Polizei, 
ist eigentlich schon aus dem Grund abzulehnen, weil das Verhalten eines 
vorausfahrenden Fahrzeugs geeignet ist, das Verhalten des Nachfahrenden 
(nachteilig) zu beeinflussen und zu fördern. 
 
Zur Abstandsmessungen eignet sich auch ein Video-Mess-Verfahren von Autobahn-
Brücken aus.  
 

 
III. Geschwindigkeitsverstösse 

 
 
1. Allgemeines 
 



Der Streit, ob Geschwindigkeitsmessungen nur von der Polizei oder auch vom 
Vollzugsdienst der Kommunen durchgeführt werden dürfen, ist zwischenzeitlich 
ausdiskutiert: Auch die Kommunen dürfen, zumindest im Bereich der Kommune auf 
den entsprechenden Straßen derselben. 
 
Ein starker Meinungsstreit gestellt allerdings derzeit noch zu der Frage, ob die 
Kommunen wiederum die Geschwindigkeitsmessungen an private Unternehmen 
übertragen dürfen. Die derzeitige Tendenz dürfte dahingehen, dass dies unzulässig 
ist. 
 
Insbesondere bei Geschwindigkeitsüberschreitungen gilt der Grundsatz, dass die  
Höhe der Geldbuße (und die mögliche Verhängung eines Fahrverbots) in Relation 
zum Maß des Verschuldens stehen muss bzw. stehen sollte.  
Die Bußgeldbehörden nehmen hierauf jedoch in der Regel keinerlei Rücksicht: hier 
geht alles streng nach dem Bußgeldkatalog (ob es passt oder nicht). 
Da der Bußgeldkatalog von einem fahrlässigen Verschulden „mittlerer Art und Güte” 
ausgeht, gilt es also, ein unterdurchschnittliches Verschulden nachzuweisen, um so 
zu einer milderen Sanktionen zu gelangen. Nur so erklärt es sich, dass sich die 
Entscheidungen der Obergerichte überwiegend damit beschäftigen, wann ein Fall 
leichterer Fahrlässigkeit vorliegt. 
�
 
2. Einzelfälle 
 
Auch wenn die Anordnung einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit theoretisch ab 
dem ersten beschränkenden Verkehrszeichen gilt, schreiben Polizeirichtlinien 
unterschiedliche Toleranzstrecken vor, innerhalb denen keine 
Geschwindigkeitsmessungen durchgeführt werden sollen. So wird in der Regel eine 
Geschwindigkeitsmessung nicht unmittelbar hinter dem Ortseingangsschild 
durchgeführt, sondern erst 200 Meter danach (sofern keine besondere 
Gefahrenstelle vorliegt, die eine frühere Messung rechtfertigt). 
Eine Geschwindigkeitsüberschreitung bis zu 50 Meter nach dem beschränkenden 
Schild stellt dann jedoch nur eine geringe Pflichtwidrigkeit dar. 
 
Bei einer deutlichen Geschwindigkeitsüberschreitung (insbesondere innerorts) liegt 
es nahe, sich mit der Frage des Vorsatzes auseinanderzusetzen. Ist die Differenz 
zwischen erlaubter und tatsächlich gefahrener Geschwindigkeit so erheblich, dass 
jeder Autofahrer, insbesondere wenn er über erhebliche Erfahrung verfügt, bemerken 
muss, dass er wesentlich zu schnell fährt, liegt eine vorsätzliche Begehungsweise 
nahe. Dann müssen Anhaltspunkte dafür vorliegen, die gleichwohl für ein 
fahrlässiges Verhalten sprechen können��
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Voraussetzung der Anwendung der neuen Rechtsprechung des BGH: 
 

- das Schild muss übersehen werden können (bedarf einer näheren 
Feststellung), 

- der Autofahrer muss sich darauf berufen, das Schild übersehen zu haben, 
- kein Geschwindigkeitstrichter. 

 
Befinden sich das Ortseingangsschild und das die Geschwindigkeit auf (30 km/h) 
begrenzende Zeichen jeweils nur einmal auf gleicher Höhe oder in unmittelbarem 
räumlichen Abstand hintereinander, lässt sich ein sogenanntes Augenblicksversagen 
im Sinn der Rechtsprechung des BGH nur schwerlich widerlegen. 
�
Wird der Autofahrer von einer Geschwindigkeitsbeschränkung überrascht 
(insbesondere auf Autobahnen), so ist von ihm nicht zu verlangen, dass er seine 
Geschwindigkeit durch eine Vollbremsung reduziert und anpasst. 
Ausnahme: Geschwindigkeitsbeschränkung wird mehrfach angezeigt und die 
Messung erfolgt erst am 2. oder 3. Verkehrszeichen (sog. Geschwindigkeitstrichter). 
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II. Messverfahren 
 
 
1. Geschwindigkeitsmessung durch Nachfahren 
 
Während aufgrund der Arbeitsüberlastung der Polizei die Fälle der 
Geschwindigkeitsmessung durch Nachfahren mit geeichten oder nicht geeichtem 
Tacho (Tachometer werden nicht „geeicht“, richtig muss es „justiert“ heißen) 
gesunken sind, führte die Ausrüstung der Polizei mit sogenannten „Video-
Fahrzeugen” zu einem Ansteigen der Fälle in diesem Bereich. 
Grundsätzlich gilt jedoch: 
 
1) es muss eine Mindest-Messstrecke eingehalten werden, 300 Meter sind dabei 

eher zu wenig; 
2) der Abstand zwischen den Fahrzeugen muss im Laufe der Messung weitgehend 

konstant bleiben. 
 



Aufgrund der möglichen Fehlerquellen sind die Gerichte mit Sicherheitsabzügen bei 
Messungen durch Hinterherfahren mit justiertem oder nichtjustiertem Tacho sehr 
großzügig (bis zu 25 Prozent). 
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Bei der Geschwindigkeitsmessung durch Nachfahren handelt es sich nicht um eine 
standardisierte Messmethode unter weitgehender Ausschaltung möglicher 
Fehlerquellen, bei der sich der Tatrichter nur dann von der Zuverlässigkeit der 
Messung überzeugen muss, wenn konkrete Anhaltspunkte für Messfehler gegeben 
sind.  
Es handelt sich hierbei vielmehr um eine Messmethode, die die Gefahr einer 
Ungenauigkeit aufweist, bei der sich der Tatrichter in jedem Einzelfall von deren 
Zuverlässigkeit überzeugen muss. Die Zuverlässigkeit der Geschwindigkeitsmessung 
durch Tachometer-Vergleich hängt entscheidend von der Zuverlässigkeit ab, mit der 
das Abstandsverhalten über längere Zeit mit bloßem Auge, ohne technische 
Hilfsmittel beobachtet worden ist. Diese wird zum Beispiel umso geringer, je größer 
der Abstand zu dem vorausfahrenden Fahrzeug ist. 
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2. Fahrzeuge mit Video-Ausrüstung 
 
Etwas anders sieht die Lage bei Messungen mit den „Video-Fahrzeugen” aus: Hier 
gibt es ein Videoband, das von einem Sachverständigen ausgewertet werden kann. 
Dieser berücksichtigt dann nur noch Geräte-Toleranzen, darüber hinaus allenfalls 
von ihm festgestellte Abstandsschwankungen im Laufe der Messung, sofern sie 
relevant sind. 
Üblicherweise werden die Video-Bänder von der Polizei schon äußerst großzügig 
ausgewertet, so dass die Sachverständigen in der Regel eher zu für den Betroffenen 
ungünstigeren Ergebnissen kommen.  
 
Die vom Gerätehersteller festgelegten Richtlinien und die im Prüfschein der PTB 
enthaltenen Hinweise sind zu beachten. Es ist daher in aller Regel gewährleistet, 
dass die vom Messfahrzeug ausgehende Verkehrsfehlergrenze bei 
Geschwindigkeiten über 100 km/h, also 

- Tachometerabweichung, 
- Reifenverschleiß, 
- Reifenluftdruck, 
- Reifenfertigkeitstoleranz 

 
 5% nicht überschreitet.  
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Technische Einzelheiten 
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Checkliste 
 

1) Ist eine gültige Eichung vorhanden; 
2) Entsprach das Fahrzeug dem Eichzustand; 
3) Ist der Einfluss von Reifen und Beladung berücksichtigt; 
4) Sind zusätzliche Toleranzen wegen möglicherweise auftretenden Objektiv-

Verzerrungen zu berücksichtigen; 
5) Sind die Geometrien der auszuwertenden Fahrzeuge richtig angesetzt; 
6) Liegen Fehler bei der Vermessung der fahrzeugspezifischen Bezugsmaße vor; 
7) Wurde bei der Abstandsbestimmung der Kamera-Aufstellungsort und 

Vermessungsfehler berücksichtigt. 
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Ein häufig im Einsatz befindliches und daher für alle Fälle typisches  Video-
Aufzeichnungsgerät bei Verkehrsüberwachungen ist das 
 
2.1 Proof Speed Messgerät 
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2.2 Standardisiertes Messverfahren 
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3. Radar-Geräte 
 
Radar-Messungen sind grundsätzlich anerkannt. Bei einem Einsatz unter Beachtung 
der entsprechenden Vorschriften ist von einem zuverlässigen Messergebnis 
auszugehen. 
 
3.1 Multanova- Geräte 
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+ -3 km/h bei Messwerten unter 100 km/h bzw. 
+ -3 Prozent bei Messwerten über 100 km/h  
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- Ungenauigkeiten in der Geräteelektronik 
 
- die Halbwertsbreite des Radarstrahls 

 



- geringfügige Aufstell- und Justierfehler. 
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3.2 Messwinkel 
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Aus diesem Grund muss nach Messprotokoll und Aufstellskizze sichergestellt sein, 
dass der Messwinkel von 22 Grad eingehalten wurde. 
 
3.3 Reflektionsfehlmessungen 
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• Reflektion des Radarstrahls an einer größeren Metallfläche oder an einem 

Metallgitter (Leitplanken, Verkehrsschilder, geparkter Pkw, Garagentore o.ä.). 
 
• Bei einer Reflektionsfehlmessung wird der Radarstrahl an einer Metallfläche 

reflektiert und es kann dann ein Fahrzeug außerhalb des direkten Radarstrahls 
erfasst werden. Durchfährt nun gleichzeitig ein anderes Fahrzeug dem 
Bildbereich (wobei dieses Fahrzeug den direkten Radarstrahl jedoch noch nicht 
erreicht haben darf oder den direkten Radarstrahl bereits wieder verlassen haben 
muss), so kann es zu einer Fehlzuordnung der gemessenen Geschwindigkeit 
kommen. 

 
• Reflektion des Radarstrahls an einem anderen Fahrzeug im abfließenden Verkehr 

(Gegenverkehr). 
 
• Reflektion des Radarstrahls an einem „Tripelspiegel“. Darunter versteht man das 

Zusammenlaufen von drei zueinander senkrechten, reflektionsfähigen Flächen, 
wie z. B. unter einer Brücke o.ä.  

 
 

Check-Liste 



 
Bei der Auswertung des Negativfilmes ist zu überprüfen: 
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Dass Messprotokoll und die Aufstellskizze sind auf Beanstandungen zu überprüfen. 
Aus dem Eichschein muss sich ergeben, dass die Messeinrichtung zum Tatzeitpunkt 
noch gültig geeicht war. 
 
 
4. Lichtschranken 

 
Bei den Lichtschranken-Geräten haben sich im wesentlichen  die vom Typ ESO 
durchgesetzt. Mittlerweile sind Geräte mit vier Lichtschranken, bei älteren Geräten 
noch mit 3 Lichtschranken im Einsatz. 
Die Geräte und damit die Messergebnisse sind im wesentlichen i. d. R. zuverlässig. 
 
 
4.1 ESO-Lichtschranke 
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4.2 Funktionsweise 
 
Die Messung funktioniert dabei wie folgt: 
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Dieses Messergebnis wird auf das Foto nun nachträglich eingeblendet. Eine Außer - 
Toleranzmessung an der Frontseite des gemessenen Fahrzeugs erscheint mit der 
Bezeichnung " 1EE " km/h im Anzeigenbedienteil. Ein Messfoto mit der 
Dateneinspiegelung " 0EE km/h " gibt den Hinweis auf eine annullierte 
Ausfahrtmessung. 
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Anhaltspunkte für Übertragungsfehler sind: 
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Es fällt auf, dass geeichte Geräte zum Ende der Eichgültigkeits-Dauer dazu neigen, 
erhöhte Toleranzen aufzuweisen. Dies kann dazu führen, dass eine ESO-
Lichtschranke vermehrt 0EE-Messungen aufweist. 
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Neu: Einseiten-ESO 
Die Firma ESO hat ein neues Geschwindigkeitsmessgerät auf den Markt gebracht, 
dass nicht mehr mit Lichtschranken funktioniert, also keinen Lichtwerfer und -
empfänger, sondern nur noch ein Messgerät benötigt. Damit werden 
Helligkeitsunterschiede gemessen, die Messung funktioniert wie bisher (Einfahrts-
/Ausfahrtsmessung). Das Gerät ist nur vereinzelt im Einsatz, so dass noch keine 
abschließenden Erfahrungswerte vorliegen. 
 
 
5. Laser-Pistole 
 
5.1 Allgemeines zu Laser-Geschwindigkeitsmesssystemen 
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- Riegl LR 90-235/P (der Firma Dr. Riegl aus Österreich) 
 
- LTI 20.20 TS/KM (der Firma Per-Electronic, importiert aus Amerika) 



 
• LAVEG (der Firma Jenoptik aus Deutschland) 
 
 
�		�������+������
��������-��� �.������������
��
� ���� �(�$���
����!��#������+������6 � <�F ? �F ? ��  :� 2 �����
6 �� %+���
�����
�
���� ���
� ���� �� �������2 5�	�� �(���!��������
)��� �����
�1 �

�"������
�"�
� �	��3����
� 

�+�����6 �� %+��
��������� � �&��"�������
�
��
�
���#
�����$�%��

�"��<��� ���
� �	
���&���������
���
������� 
���
�������
����
���	������
�
� ���1 �	


��������6 

��87 �
��	��&
��	
�����$
�����������
������
�4����
�������������&��	�
�� ������
4$
�
��!��


��
���������6 

��87 �
��	��#�	�� ���&��
����� ���������
������(
������*(	


�
� ���P�
��&��
$����	�����!���
��
�������
	
������
	���(
����������
!�
����������
��"���!��
����!�� 
�"��������
+�
� �&�����(����0����"����#���)�#��������
� �� �		"�����&������(��������
�
9 �����������6 

��87 �
��	���
�!��


��
���
�&������������*��&��
$����	P�����!���$	�� ������$�

������
��
$���!���������6 

��87 �
��	��� ��&�������
�
� ��
��#�������#�"������"��2 ������
� ��
� ������������������������ ���	
���
����� ������
� 

�� 6 +���
�(����:2 
����
�����
������%��
� ��������� �$�A ��S ��I A �������$���
� �	�

�� �$�C ��S ��I A ��#��
+�
� �&�����(���
$�

������$�����$�6 

��$�

������6 � <�F ? �F ? �������
�� ���� ��������!��


�����
� 
���� ��������0���$��
		�����1 �������������2 �

����"�$��
��"������
���������������������
��
� �
���������-+�53�.������ �$�6 

��
��
�	����


�����	�� ����
�"�	������
���8�����
���

�� 6 +�
9 
�$��������"&�����
� �	#

����#��2 �

������$�������6 

��$�3
O 
��$���6 � <�F ? �F ? �����6 �� %+��
%����
��������
�� ���� ����
�����

�� 6 +�� 	�������!��

�� 6 +� 

���#� (��������

�� 6 +�� 
$$��
� 

�� 6 +���
�(����������

�� 6 +�9 
�$�����
�#�"���������+����
�
�� ��������
����6 ������
�
��!��


�����
�������
������6 

��$�

�������������������
��
� ���� �(�$���
�������� �������	����� ���
�
���
�	����������
+��
��!��


���������2 �

�������� ��#��������7 �	�"����
$������
��
������������5������
� ��(���
��� �������������
� �	�� ����� �� ��� ����	���

���������$����	���+�
� �&�����(��������$��
	
� ����
�
��"����"�����������
�� �� ���
� ���4����
�� �������� ���6 5�	������6 5�	�:��� (��������"���$��������!��


����	$�

������
"�$�9 
� ����	���
�������������
���������(5�����!�&��������6 

��
��
�	���� ���8�&���� ����
� ��������8�
���
����
��(��� ���
�������
��
��"������	�-��&
��

�9 �$$���
� ��	��.������ �����&����!�
�������
�������
�
��"������"���
	�
��
��"������	�-���
)��	
&��
������2 �����
���.�
����������
 
Der BGH vertritt die Auffassung, diese Erwägungen seien jedoch nicht geeignet, 
generell eine erweiterte tatrichterliche Darlegungspflicht bei 
Geschwindigkeitsmessungen mit Lasermeßsystemen zu rechtfertigen. Sie würden 
vielmehr die hiervon zu trennende Frage betreffen, ob der Tatrichter sich im 
Einzelfall die Überzeugung verschaffen durfte, dass das durchgeführte 
Messverfahren zutreffende Ergebnisse geliefert hat. 
 
Insoweit gelte, dass der Tatrichter nur dann gehalten ist, die Zuverlässigkeit von 
Messungen, die mit einem anerkannten und weitgehend standardisierten 
Messverfahren gewonnen worden sind, zu überprüfen, wenn konkrete Anhaltspunkte 
für Messfehler bestehen. 
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TECHNISCHE DATEN 
 
- Riegl LR 90-235/P 
Zugelassener Geschwindigkeitsmessbereich:    0 km/h bis 250 
km/h 
Zugelassener Entfernungsbereich:     30 m bis 500 m 
Umgebungstemperatur (Betrieb):     - 10 bis  + 50 Grad 

Celsius 
Messzeit ((Geschwindigkeitsmessung):     typ. 0,5 s (max. 

1,0 s) 
Mess-Strahldurchmesser:  je 100 m Entfernung ca. 

0,3 m 
Sichtoptik:  keine Vergrößerung, 

roter Leuchtpunkt, 
einstellbare Helligkeit 

Fehlergrenzen:       +- 3 km/h bis 100 km/h 
       +- 3% über 100 km/h 
___________________________________________________________________ 
 
- LTI 20.20 TS/KM 
Zugelassener Geschwindigkeitsmessbereich:    0 km/h bis 250 
km/h 
Zugelassener Entfernungsbereich:     20 m bis 400 m 
Umgebungstemperatur (Betrieb):     - 10 bis + 50 Grad 

Celsius 
Messzeit (Geschwindigkeitsmessung):     0,3 s 
Messstrahldurchmesser:       keine Angaben 
Sichtoptik:       roter Leuchtpunkt 
Fehlergrenzen:       +- 3km/h bis 100 km/h 
       +- 3 % über l00km/h 
___________________________________________________________________

_______________ 
 
- LAVEG 
Zugelassener Geschwindigkeitsmessbereich:    0 km/h - 250 km/h 
Zugelassener Entfernungsbereich:     30m - 350m 
Umgebungstemperatur:       -10 bis + 50 Grad 
Celsius 
Messzeit (Geschwindigkeitsmessung):     0,36 s bis 1 s 
Messstrahldurchmesser: 35cm bei 10Om 

Entfernung 



65 cm bei 200 m 
Entfernung 
95 cm bei 300 m 
Entfernung 
 

Sichtoptik: Visierkreuz, Zieloptik 
mit 7facher 
Vergrößerung 

Fehlergrenzen:        +- 3 km/h bis 100 
km/h 

      +- 3 % über 100 km/h 
 
 
Viele mögen sich (hämisch) gefreut haben, als die ersten Fehlmessungen der 
überwiegend eingesetzten Laser-Pistole Typ Riegl bekannt und in den einschlägigen 
Zeitschriften publiziert wurden. Die Freude war allerdings nur von kurzer Dauer - die 
eingesetzte Software wurde vom Hersteller überarbeitet und verbessert, nunmehr 
sollen Fehlmessungen ausgeschlossen sein. 
 
So entschieden die verschiedenen Oberlandesgerichte dann auch, dass die 
Messung mit einer ordnungsgemäß eingesetzten und verwendeten Laser-Pistole 
sicher und fehlerfrei ist und das entsprechende Messergebnis dann auch in einem 
Verfahren verwertet werden darf. 
 
 
5. 2 Voraussetzungen des Einsatzes 
 
Eine  ordnungsgemäße Messung, die dann auch verwertet werden darf, hat zunächst 
die folgenden Voraussetzungen: 
 

1. Der Beamte, der die Laser-Pistole einsetzt, hat an einer 
entsprechenden Schulung teilgenommen (darüber gibt es 
einen schriftlichen Nachweis), 

2. Die vorgeschriebenen Eingangstests ( Selbsttest, Displaytest,  
Test der Visiereinrichtung, Nulltest) wurden vor Beginn der 
Messungen (am Messort!) durchgeführt, 

3. Die Vorschriften über den Einsatz der Laser-Pistole 
(Entfernung, Zielpunkt, verwacklungsfreie Handhabung etc.) 
wurden bei der Messung eingehalten. 

 
 
5.3 Der Messvorgang 
 
Der entsprechende Messvorgang soll sich dann - jedenfalls in der Theorie - wie folgt 
abspielen: 
 
1) Der messende Beamte sucht sich ein heranfahrendes (oder im Ausnahmefall 

wegfahrendes) Fahrzeug heraus, 
2) Das Fahrzeug wird anvisiert, üblicherweise mit Zielpunkt Mitte des 

Nummernschildes, 



3) Kommt eine Messung zustande, zeigt das Gerät die gemessene Geschwindigkeit 
an (wobei ein Plus-Zeichen vor der angezeigten Geschwindigkeit zeigt, dass sich 
das Fahrzeug annähert, ein Minus-Zeichen zeigt an, dass sich das gemessene 
Fahrzeug entfernt),  

4) Kommt aus irgendwelchen Gründen keine oder eine falsche Messung zustande, 
verwirft das Gerät die Messung, es ertönt ein Piep-Ton, eine Geschwindigkeit 
wird nicht angezeigt, 

5) Wird eine Geschwindigkeit angezeigt, liest der messende Beamte die angezeigte 
Geschwindigkeit laut vor und zeigt die Anzeige einem zweiten Beamten. Dieser 
liest die Anzeige selbst ab und notiert diese zusammen mit dem 
Fahrzeugkennzeichen des gemessenen Fahrzeugs. Der messende Beamte 
schaut dem zweiten Beamten hierbei über die Schulter und überprüft die 
Richtigkeit dieses Aufschriebs. 

6) Üblicherweise wird ein beanstandetes Fahrzeug im weiteren Verlauf bei einer 
Kontrollstelle angehalten und kontrolliert, der Fahrer mit der gemessenen 
Geschwindigkeit konfrontiert. 
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Letztlich bedeutet dies zusammengefasst, dass es entweder zu einer Messung 
kommt (also eine Geschwindigkeit angezeigt wird) und dies der Beweis sein soll, 
dass die Messung ordnungsgemäß ist - oder es wird eben keine Geschwindigkeit 
angezeigt, weil das Gerät eine nicht ordnungsgemäße Messung erkannt und 
selbständig verworfen hat. 
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Probleme bei dieser Art „Massen-Kontrolle“ haben zwischenzeitlich dazu geführt, 
dass die zunächst so beabsichtigte Praxis verworfen wurde. Verschiedentlich wird 
jetzt nach einer Messung das Ergebnis gespeichert, der Betroffene verfolgt und mit 
dem Ergebnis konfrontiert. Die so resultierende Messfrequenz von 2-3 Fahrzeugen in 
der Stunde führt - nachvollziehbar - zu einer immer geringen Relevanz der Laser-
Messungen. 
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„(...) Es zeigt sich, dass ein Messfehler des Laser-Gerätes extrem unwahrscheinlich 
ist, wenngleich vor allem unter Zugrundelegung strafprozessualer Beweisgrundsätze 
nicht gänzlich ausgeschlossen werden kann. 
Aus technischer Sicht plausibel, aber eben nicht als 100% gesichert anzusehen ist 
die Möglichkeit eines Ablese- oder Übertragungsfehlers. (...)” 
 
Dieses Ergebnis „die Laser-Pistole ist sicher, Unsicherheitsfaktor ist der Mensch” 
kann eigentlich kaum dazu beitragen, den skeptischen Juristen zu beruhigen. Was 
kann es bringen, wenn die Geschwindigkeiten tatsächlich genau gemessen werden, 
diese Genauigkeit jedoch dann wieder durch die Ungenauigkeit und mangelnde 
Konzentration eines Menschen relativiert wird? Dies gilt insbesondere dann, wenn es 
eben dieser Mensch ist, der als einziges Beweismittel zur Verfügung steht. 
 
Aber selbst dieses Problem hat sich zwischenzeitlich schon wieder relativiert: 
Bei einer erneuten Versuchsreihe mit der Laser-Pistole Riegl  hat die DEKRA im 
November 1998 gravierende Messfehler feststellen können. 
 
Die DEKRA hat dabei bei Laser-Pistolen des Typs Riegl 
Abweichungen/Fehlmessungen von +- 6 km/h feststellen können - ungewiss ist 
dabei, ob nicht auch größere Abweichungen - zumindest theoretisch - denkbar sind. 
 
Damit steht fest: die Laser-Pistole ist nicht fehlerfrei und damit eben auch nicht 
sicher. 
Bei dieser Versuchsreihe wurde zwar der Versuch unternommen. Messfehler zu 
provozieren, aber immerhin: dies ist gelungen! Während die Ergebnisse der ersten 
Versuchsreihe relativ schnell veröffentlicht wurden, liegt eine Veröffentlichung über 
die 2. Versuchsreihe bislang noch nicht vor. 
Nicht unberücksichtigt bleiben sollte auch, dass den Sachverständigen durch die 
Vorenthaltung von Geräteinterna durch die Herstellerfirmen vertiefte 
Erkenntnismöglich-keiten verschlossen bleiben. 
 
Gerade bei Messungen mit der Laser-Pistole muss es daher die Aufgabe des 
Verteidigers sein, den Argwohn des Gerichtes wachzurufen. Vermag das Gericht im 
Einzelfall - auch nach sachverständiger Beratung - nicht auszuschließen, dass es im 
vorliegenden (Einzel-)Fall zu einer Fehlmessung/Fehlzuordnung/Falschnotierung 
gekommen ist, kann es nicht zu einer Verurteilung kommen.  
Geht das Gericht den entsprechenden Möglichkeiten nicht ausreichend nach und 
verurteilt gleichwohl, kann das Urteil keinen Bestand haben. 
 
 
6. Geschwindigkeitsmessung mit Kontaktschleifen 
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7. Geschwindigkeitsmessung von Brücken 
 
Früher mit Fotoapparaten und Stopp-Uhren, heute mit moderner Video-Technik. Die 
Polizei fertigt von Brücken aus Video-Aufzeichnungen, die dann mit moderner 
Computertechnik ausgewertet werden.  
In einzelnen Fällen wird am Ende der Mess-Strecke zusätzlich ein Fahrer-Foto 
gefertigt. 
Die Auswertung erfolgt als einfache Weg-Zeit-Berechnung. Zum Zwecke der 
Wegbetrachtung sind auf der Fahrbahn Markierungen angebracht, i.d.R. in einem 
Abstand von 50m. 
 Da eine Aufzeichnung vorliegt, kann ein Sachverständiger die entsprechende 
polizeiliche Auswertung unproblematisch überprüfen. 
Die Auswertung kann aber nur dann zu einem richtigen Ergebnis kommen, wenn die 
Fahrbahnmarkierungen ordnungsgemäß angebracht sind. Dies muss mittels eines 
geeichten Gerätes geschehen. 
 
Auch dieser Mess-Ort muss somit abgenommen und „geeicht“ sein. 
 

Alkohol und Drogen im Straßenverkehr 
 
Alkohol und Drogen verbinden das Ordnungswidrigkeitenrecht mit dem Strafrecht. 
 
Wer unter Drogen mit einem Kraftfahrzeug am Straßenverkehr teilnimmt, begeht 
(nur) eine Ordnungswidrigkeit. Ist jedoch der Nachweis möglich, dass die Teilnahme 
am Straßenverkehr drogenbedingt im Zustand absoluter Fahrunsicherheit erfolgte, 
liegt ein Vergehen gemäß § 316 StGB oder möglicherweise sogar nach § 315c StGB 
vor. 
 
 
 

Die Berechnung der Blutalkoholkonzentration 
 
Es mag nur menschlich verständlich sein, dass niemand eingestehen will, 10 Gläser 
Wein oder zehn Flaschen Bier in kurzer Zeit getrunken zu haben, es könnte dann der 
Verdacht entstehen, man sei Alkoholiker. 
 
 Gleichwohl grenzt es an Lächerlichkeit, bei Vorliegen einer BAK von beispielsweise 
1,3 Promille nur „ein Glas Weinschorle“ getrunken haben zu wollen. 
 



Der Anwalt sollte also in der Lage sein, die Angaben seines Mandanten zu den 
Trinkmengen und der hieraus resultierenden BAK zu überprüfen und so frühzeitig zu 
erkennen, wie stichhaltig (und ehrlich) die Angaben tatsächlich sind. 
Ergibt eine einfache überschlägige Berechnung und Überprüfung, dass die Angaben 
des Mandanten nicht zutreffen können, wird er entsprechend zu beraten sein - 
wiederholt er seine Angaben vor Gericht, kann dies auch nachteilige Folgen haben 
(wer seinen eigenen Alkoholkonsum so sehr unterschätzt, wird sicherlich längere Zeit 
benötigen, bis wieder eine „Eignung“ festzustellen sein wird). 
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Der Ablauf im Körper 
 
Wenn Alkohol getrunken wird, befindet er sich zunächst im Magen. Abhängig vom 
Trinkverhalten und von der genossenen Menge geht der Alkohol vom Magen aus 
mehr oder weniger schnell in das Blut über.  
 
Über den Blutkreislauf wird der Alkohol dann auch zum Gehirn transportiert, wo die 
(bekannte) Wirkung des Alkohols eintritt. 
 
 
 
Resorptionsphase 
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Eliminationsphase 
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Mit den heutigen technischen/medizinischen Geräten, mit denen die Blutproben 
untersucht und ausgewertet werden, lässt sich die jeweilige BAK recht genau 
bestimmen. 
Unabhängig davon lässt sich es einer mögliche Blutalkoholkonzentration auch nach 
der Formel von Widmark bestimmen. 



 
 
Die Formel nach Widmark 
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Die Blutalkoholkonzentration, die man aufgrund dieser Berechnung erhält, stellt 
allerdings nur einen (maximalen) Annäherungswert dar. 
Zu einer genaueren Berechnung müsste darüber hinaus zunächst das 
Resorptionsdefizit abgezogen und sodann der stündliche Abbau berücksichtigt 
werden. 
Gleichwohl ist die Formel nach Widmark geeignet, um die Angaben zum genossenen 
Alkohol unter Berücksichtigung der festgestellten BAK zu überprüfen. 
�
�

 
I. Fahruntüchtigkeit nach Drogenkonsum 

 
Der Nachweis von Drogenwirkstoffen im Blut eines Fahrzeugführers rechtfertigt für 
sich allein noch nicht die Annahme der Fahruntüchtigkeit. Hierfür bedarf es vielmehr 
regelmäßig der Feststellung weiterer aussagekräftiger Beweisanzeichen; die 
Beeinträchtigung der Sehfähigkeit auf Grund einer drogenbedingten Pupillenstarre 
genügt hierfür noch nicht ohne weiteres. 
 
Die Annahme der Fahruntüchtigkeit aufgrund des Genusses „anderer berauschender 
Mittel“ im Sinne des 
 § 316 StGB muss an die selben Voraussetzungen anknüpfen, die die 
Rechtsprechung für die Anwendung dieser Strafvorschrift auf das Führen von 
Fahrzeugen unter Alkoholeinfluss entwickelt hat.  
Die inhaltliche Bestimmung der Fahruntüchtigkeit („nicht in der Lage, das Fahrzeug 
sicher zu führen“) kann zwar nicht losgelöst von Erkenntnissen der Medizin und der 
Toxikologie getroffen werden, sie unterfällt aber nicht allein rechts- bzw. 
verkehrsmedizinischer oder auch toxikologischer Beurteilung, sondern ist eine 
Rechtsfrage, deren normative Bewertung in erster Linie richterliche Aufgabe ist. 
 
 
1. Fahruntüchtigkeit 
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2. Die Neufassung des § 24a Abs, 2 S. 2 StVG 
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II. Fahren unter Alkoholeinfluss, § 24a StVG 
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1.Grundsatz: fahrlässige Begehungsweise 
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Schon im Bereich der Ordnungswidrigkeiten gilt (erst recht), dass allein aus der Höhe 
der erreichten BAK nicht auf eine vorsätzliche Begehungsweise geschlossen werden 
kann. 
�
�
2. Fahrverbot nach § 24a StVG 
 
Üblicherweise wird gegen einen Täter eine Geldbuße in Höhe von 250 EUR sowie 
ein Fahrverbot von einem Monat verhängt, gegen Wiederholungstäter 500 EUR und 
bis zu drei Monaten Fahrverbot. 
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3. Alcotest- Geräte - gibt es eine beweissichere Atemalkoholanalyse? 
 
Durch die Änderung des § 24 a StVG vom 27.04.1998 wurde in Deutschland die        
Atemalkoholkonzentration (AAK) gegenüber der Blutalkoholkonzentration (BAK) 
zumindest für den Ordnungswidrigkeitenbereich als gleichwertiges Beweismittel 
definiert. Begründet wurde die Anerkennung der Atemalkoholanalyse als 
gerichtsverwertbares Verfahren zum Nachweis der Alkoholisierung bei 
Ordnungswidrigkeiten auf der Basis eines Gutachtens aus dem 
Bundesgesundheitsamt .  
 
Bei der Atemalkoholmessung dürfen nur Messgeräte eingesetzt werden, die den im 
Gutachten gestellten Anforderungen genügen - bislang soll nur das Alcotest 7110 
Evidential MK III der Fa. Dräger diese Anforderungen erfüllen. Zwischenzeitlich 
wurden Polizeidienststellen im ganzen Bundesgebiet flächendeckend mit diesen 
Messgeräten ausgerüstet.  
 
In der Neufassung des § 24 a StVG wurden für die Atemalkoholkonzentration mit 0,4 
mg/l bzw. 0,25 mg/l eigene Grenzwerte festgelegt. In den Rechtsfolgen sind diese 
Werte äquivalent zu 0,8 %o zu 0,50 %o. 
 



Die parlamentarische Entscheidung, die Ergebnisse von Atemalkoholmessung mit 
Alcotestgeräten als gleichwertig zur Blutalkoholbestimmung zu bezeichnen, muss 
aus mehrfachen Gründen Bedenken begegnen.  
 
Hier stellt sich primär die Frage, ob die Atemalkoholmessung den Anforderungen 
an Zuverlässigkeit und Genauigkeit genügt, die bisher in der Rechtsprechung für 
die Feststellung der Alkoholisierung gültig waren. Die allein zur Frage der 
Atemalkoholmessung im Jahr 2000 ergangenen amtsgerichtlichen Entscheidungen 
sind unzählig, unübersehbar und widersprechen sich teilweise. Zu der Problematik 
gibt es zusätzlich eine Vielzahl von Aufsätzen, was die Probleme jedoch nicht 
einfacher macht. 
 
Die Hilflosigkeit der Amtsgerichte bei der Lösung dieser Problematik offenbart sich 
zwischenzeitlich dadurch, dass die Amtsgerichte neuerdings überwiegend 
medizinische und technische Sachverständige hinzuziehen und hierbei die Lösung 
der Problematik durch die Gutachten der Sachverständigen erhoffen - das Ergebnis 
ist in der Regel nur ein Streit der Sachverständigen, was nicht verwundert. Die 
Antwort auf die Problematik verbleibt damit einzig und alleine bei der richterlichen 
Überzeugungsbildung! 
 
In der Sache sollte eigentlich zu erwarten sein, dass eine ausreichende 
Beschäftigung mit dem Problem der Atemalkoholanalyse zu einer besseren Kenntnis 
der Problematik und zu einem tiefen Verständnis für die Probleme führen sollte. 
Tatsächlich verbleibt es bei einer Sensibilisierung für die Probleme und Fragen - 
eine Lösung liegt derzeit in weiter Ferne. 
Dies aus vielerlei Gründen. 
 
 
1. Die medizinische Problematik 
 
Genossener Alkohol wirkt im Gehirn und führt aufgrund dieser Wirkung zu den 
hinlänglich bekannten Ausfallerscheinungen, die letztlich dann, wenn sie ein 
bestimmtes Ausmass annehmen, zu einer Fahrunsicherheit führen. Um somit zu 
einem ganz sicheren Ergebnis zu kommen, wäre es eigentlich erforderlich, die 
Blutalkoholkonzentration direkt im Gehirn zu messen. Da eine solche Messung mit 
einem sicherlich unverhältnismäßigen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit 
verbunden wäre, verbietet sich eine solche Messung aus nachvollziehbaren 
Gründen.  
 
Da jedoch der Alkohol durch den Blutkreislauf ins Gehirn transportiert wird, wo dann 
die bekannte Wirkung des Alkohols einsetzt, erscheint es nachvollziebar und 
vertretbar, aus der Blutalkoholkonzentration Rückschlüsse auf die wirkende 
Alkoholkonzentration im Gehirn zu ziehen. Die Zusammenhänge zwischen der 
Blutalkoholkonzentration und der Wirkung dieses Alkohols im Gehirn und die hieraus 
resultierenden Ausfallerscheinungen sind über viele Jahre hinweg hinreichend und 
ausreichend erforscht, was den Gesetzgeber in die Lage versetzt hat, mit 0,5/0,8 
%o Gefahrengrenzwerte und mit 1,1 %o einen Grenzwert für die absolute 
Fahruntauglichkeit festzulegen. 
 
Der Weg der Alkoholmessung in der Ausatemluft bedeutet nun, sich von den 
eigentlichen Wirkungsstätte des Alkohols - dem Gehirn - ohne Not weiter zu 



entfernen, diese Messung bedeutet eine solche im „dritten System“. Abgesehen von 
den insoweit bestehenden Unsicherheiten sind die Zusammenhänge zwischen 
Atemalkohol / Blutalkohol / Fahrunsicherheit derzeit allenfalls ansatzweise 
erforscht, die wissenschaftliche Diskussion ist noch nicht abgeschlossen, es besteht 
ein hoher Meinungsstreit.  
Wann die wissenschaftliche Forschung abgeschlossen und der Meinungsstreit unter 
den Sachverständigen beigelegt sein wird, vor allem aber mit welchem Ergebnis, ist 
derzeit noch nicht abzusehen. 
 
Die Sachverständigen der rechtsmedizinischen Institutionen werden nicht müde zu 
betonen, dass ein Rückschluss aus einer gemessenen 
Atemalkoholkonzentration auf eine zur gleichen Zeit vorliegende 
Blutalkoholkonzentration mit der erforderlichen  
Sicherheit nicht möglich sei, sich verbiete. Genau diesen Rückschluss will der 
Gesetzgeber durch die Neufassung des § 24 a StVG jedoch gerade treffen. 
 
Zu welchen neuen Ergebnissen die beständig weiter geführte medizinische 
Forschung führt, ergibt sich beispielhaft schon daraus, dass Schoknecht in seinem 
für das Bundesgesundheitsamt erstatteten Gutachten noch von einem 
Umrechnungsfaktor BAK: AAK von 1:2100 ausging (dies entsprach dem Stand der 
wissenschaftlichen Forschung im Jahre 1991), was letztlich dazu führte, dass sich in 
den Köpfen aller mit der Atemalkoholmessung befassten Personen ein 
Umrechnungsfaktor zugunsten des Probanden von 1:2000 (oder aber auch 
verkürzt 1:2) festgesetzt hat.  
Zwischenzeitlich wurden in weiteren Versuchen Umrechnungsfaktoren von 
(vereinfacht) 0,74 bis 3,29 festgestellt /.  
Dieser Umrechnungsfaktor ist nicht nur von Mensch zu Mensch verschieden, er ist 
vielmehr auch beim einzelnen Menschen von Tag zu Tag unterschiedlich („von der 
Tagesform abhängig“).  
 
Weiter liegt derzeit noch keine befriedigende Antwort der medizinischen 
Sachverständigen auf die Frage vor, wieso die AAK in der Anflutungsphase 
gegenüber der BAK signifikant überhöht ist.  
 
Während bei der Blutalkoholbestimmung eben wegen einer möglichen 
Alkoholanflutung eine Rückrechnung während der ersten 2 Stunden nach Trinkende 
zu unterbleiben hat, so dass es insoweit auf den festgestellten Wert der 
Blutalkoholkonzentration alleine ankommt, ist eine Atemalkoholmessung schon 20 
Minuten nach dem möglichen Trinkende zulässig.  
 
Zahlreiche medizinische Sachverständige mussten allerdings feststellen, dass in den 
Fällen, in denen zunächst eine Atemalkoholprobe und im Anschluss hieran eine 
Blutprobe durchgeführt wurde, in den Fällen, in denen vom Bestehen der 
Anflutungsphase auszugehen war, die festgestellte Atemalkoholkonzentration 
tatsächlich deutlich höher ausfiel als die letztlich festgestellte 
Blutalkoholkonzentration. Eine mögliche Erklärung hierfür mag zwar die 
Alkoholdiffusion aus dem Magen in die Lunge sein, wissenschaftlich untersucht und 
sicher festgestellt ist dies derzeit jedenfalls noch nicht. 
 
Dies bedeutet letztlich nichts anderes, dass es dazu führen kann, dass derjenige, der 
in eine Alkoholkontrolle kommt,  zu überlegen hat, wann er den letzten Schluck 



Alkohol zu sich genommen hat. Liegt der letzte Alkoholgenuss weniger als 2 Stunden 
vor der Kontrolle, ist er gut beraten, die Atemalkoholprobe abzulehnen und die 
Durchführung einer Blutprobe abzuwarten. Liegt der letzte Alkoholgenuss länger als 
2 Stunden zurück, wird der sachkundige Proband sich mit einer Atemalkoholprobe 
einverstanden erklären - ist der Alkohol vollständig resorbiert und wird nun abgebaut, 
fallen die Werte der Atemalkoholprobe nämlich regelmäßig geringer aus als die der 
Blutprobe.  
 
Das dies in Einzelfällen zu einer unerträglichen Ungleichbehandlung führen kann 
und wird, bedarf eigentlich keiner weiteren Diskussion. 
 
 
2. Grundsätzliche Fragen der gesetzlichen Regelung 
 
Weiter ist die Frage zu stellen, ob der Gesetzgeber in § 24 a StVG mit 0,4 mg/l und 
0,25 mg/l eigenständige Grenzwerte für die Atemalkoholmessung festgelegt hat, 
oder ob diese Grenzwerte nur aus den BAK-Werten 0,8 %o und 0,5 %o abgeleitet 
wurden. Dabei spricht allein schon der Umstand, dass aufgrund des Gutachtens von 
Schoknecht ursprünglich von einem Umrechnungsfaktor von 1:2000 ausgegangen 
wurde, allein schon dafür, dass auf dieser Basis 0,8 %o nunmehr 0,4 mg/l und 0,5 
%o 0,25 mg/l entsprechen. 
 
Das  BayObLG geht zwar in seinem Beschluss vom 12.05.2000 zunächst davon aus, 
dass der Gesetzgeber eigenständige ( nicht abgeleitete) Grenzwerte für die 
Atemalkoholmessung festgelegt hat , führt dann aber in der Folge aus:  
 
 
„ (...) durchgreifende rechtliche Bedenken gegen die in § 24 a StVG getroffene 
Regelung ergeben sich auch nicht darauf, dass - soweit ersichtlich - bisher keine 
umfangreichen wissenschaftlichen Untersuchungen zu der Beziehung zwischen 
gemessener AAK und Ausmaß der Leistungsminderung vorliegen, die in § 24 a StVG 
festgelegten Grenzwerte vielmehr aus den BAK-Grenzwerten abgeleitet wurden, der 
allgemein gebräuchliche Umrechnungsfaktor von 1:2100 jedoch nur einen 
Durchschnittswert darstellt und Abweichungen nach oben oder unten möglich sind 
(...) .“  
 
Diese Argumentation des BayObLG geht sichtlich fehl: Entweder handelt es sich bei 
den Grenzwerten für die Atemalkoholkonzentration in § 24 a StVG um eigenständige 
Grenzwerte, dann fehlt es an jeder wissenschaftlichen Grundlage und 
Untersuchung für die Festlegung dieser Grundgrenzwerte (was das BayObLG 
immerhin bestätigt), oder aber es handelt sich um abgeleitete Grenzwerte, dann ist 
der hierfür zugrunde gelegte Umrechnungsfaktor von 1:2100 zwischenzeitlich 
wissenschaftlich überholt und damit falsch. 
 
Darüber hinaus ist zwischenzeitlich auch zwischen den Obergerichten ein 
Meinungsstreit darüber entstanden, ob bei der Atemalkoholmessung 
Sicherheitszuschläge zu berücksichtigen sind. Während das BayObLG in seiner 
Entscheidung noch davon ausgeht, dass bei der Alkoholmessung kein 
Sicherheitszuschlag erforderlich ist, möchte das OLG Hamm einen 
Sicherheitszuschlag zugrunde legen. Das OLG Hamm hat hierbei für seine Ansicht 
gute Gründe gefunden, so dass davon auszugehen ist, dass zukünftig 



Sicherheitszuschläge zu berücksichtigen sein werden, in welcher Höhe, 
insbesondere ob insoweit dem Vorschlag von Bode zu folgen ist, die für die 
Blutalkoholbestimmung geltenden Sicherheitszuschläge schlicht zu verdoppeln, ist 
derzeit nicht abzusehen. 
Der Große Senat des BGH hat nunmehr hierüber auf Vorlage des OLG Hamm 
befunden, es sollen keine Sicherheitszuschläge zu berücksichtigen sein - die 
Begründung überzeugt jedoch kaum. 
 
 
3. Probleme bei der Messung mit dem Dräger-Alcotest  
 
Die Atemalkoholbestimmung mit dem Gerät Dräger-Alcotest 7110 funktioniert 
dergestalt, dass dieses bei der ersten vorgenommenen Alkoholmessung den 
Atemalkoholwert mit seinen zwei verschiedenen Messsystemen 
(elektrochemisch/Infrarot) feststellt.  
Die beiden Messwerte werden verglichen und müssen innerhalb der nach der 
Eichverordnung festgelegten Toleranzen übereinstimmen, ausgedruckt wird im 
Anschluss hieran jedoch nur der elektrochemisch festgestellte AAK-Wert. 
 
Bei der 2. Messung wird nur noch mit dem Infrarotsensor gemessen, der 
gemessene Wert wird sodann ausgedruckt, aus den beiden festgestellten Werten 
sodann der Mittelwert gebildet.  
 
Unabhängig davon, ob Schoknecht in seinem Gutachten für das 
Bundesgesundheitsamt tatsächlich die Bestimmung und Mitteilung von 4 einzelnen 
Messwerten gefordert hat, ist es jedenfalls so, dass der BGH für die 
Qualitätssicherung bei Blutalkoholbestimmungen festgelegt hat, dass ein 
Mittelwert aus 4 Messwerten, je 2 nach verschiedenen Methoden, zu bilden ist und 
dass alle 4 Einzelwerte der unterschiedlichen Messverfahren mitzuteilen sind .  
 
Die Forderung nach 4 Messwerten beruht dabei erkennbar auf Erkenntnissen aus 
der Gauß’schen Wahrscheinlichkeitstheorie, nach der gilt, dass der aus 
Einzelwerten gebildete Mittelwert dem tatsächlichen Wert mit größerer 
Wahrscheinlichkeit nahekommt, je mehr Einzelwerte vorliegen.  
 
Bislang liegen keine Erkenntnisse darüber vor, dass die Gauß’sche 
Wahrscheinlichkeitstheorie für das Dräger-Alcotest 7110 keine Geltung hat, darüber 
hinaus kann eigentlich für die Atemalkoholbestimmung nichts anderes gelten als 
auch für die Blutalkoholbestimmung, so dass eine Doppelmessung mit 2 
unabhängigen Mess-Systemen zu fordern ist, mithin somit die Feststellung und 
Mitteilung von 4 Einzelwerten, wobei dann aus diesen 4 Einzelwerten ein Mittelwert 
gebildet werden muss.  
 
Die Forderung nach Mitteilung von zumindest 4 Einzelwerten ist im Übrigen auch 
von praktischer Bedeutung auch schon bei der jetzigen Gerätekonfiguration. 
Sofern bei der 1. Messung das elektrochemische Messsystem eine AAK von 0,40 
mg/l  feststellt, kann das Infrarotsystem unter Zugrundelegung der größtmöglichen 
Toleranz eine AAK von 0,37 mg/l feststellen, ohne dass eine Fehlmessung angezeigt 
wird. Falls nun der Infrarotsensor bei der 2. Atemprobe eine AAK von 0,40 mg/l 
misst, wird derzeit der elektrochemische und der Infrarotmesswert mitgeteilt und 
hieraus zwangsläufig ein Mittelwert von 0,40 mg/l gebildet. Würden alle 3 



gemessenen Messwerte mitgeteilt, ergäbe sich ein Mittelwert von 0,39 mg/l, was für 
den Betroffenen schlichtweg den Unterschied zwischen einer Geldbuße von  250 
EUR und 1 Monat Fahrverbot oder „nur“ einer Geldbuße von 100 EUR ausmacht. 
 
Schon hieraus ergibt sich, dass der derzeitige Messablauf im Dräger-Alcotest 7110 
schon nach den Anforderungen des BGH nicht hingenommen werden kann und darf. 
 
Eine weitere derzeit ungeklärte Frage ist, wie das Dräger-Alcotest 7110 mit dem 
Einfluss von Fremdsubstanzen umgeht.  
Nach dem Gutachten von Schoknecht muss bei der Infrarotmessung im Interesse der 
analytischen Spezifität, nämlich zum Ethanolnachweis und zur Erkennung von 
Fremdgasen eine Messung in 2 Wellenlängenbereichen erfolgen, wobei beispielhaft 
auf Messungen von Wellenlängen von 3 Mikrometern und 9 Mikrometern verwiesen 
wird.  
Die dazu durchgeführten Untersuchungen beschränken sich jedoch nur auf 
Methanol, Isopropanol und Aceton, weil diese Stoffe nach der im Gutachten 
dargelegten Ansicht auch im Zusammenhang mit der Alkoholproblematik von 
allgemeiner Bedeutung sein sollen. 
In dem dazu im Gutachten zitierten Beitrag von Iffland et al wird dargelegt, dass 
solche Fremdsubstanzen unter Umständen in erheblichem Umfang im Körper 
produziert werden.  
 
Ob die Verwendung einer Brennstoffzelle als 2. Mess-System anstelle eines 2. 
Infrarotsensors insoweit eine Weiterentwicklung und deutliche Verbesserung 
gegenüber den im Gutachten gestellten Anforderungen darstellt, muss derzeit 
offenbleiben, da die entsprechenden Forschungen zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht 
abgeschlossen sind. Da das Dräger-Alcotest 7110 die Bauartzulassung aufgrund 
der Norm DIN VDE 0405 erhalten hat, ist jedenfalls davon auszugehen, dass es die 
in Teil 2 dieser Norm unter 5.1.8 vorgeschriebenen Voraussetzungen erfüllt, wonach 
der Einfluss von Fremdsubstanzen Methanol, Isopropanol, Aceton, Äthylacetat 
undToluol auf das Messergebnis bei gleichzeitiger Anwesenheit von Ethanol 
folgende Werte nicht überschreiten darf: 
 
- 0,1 mg/l bei einer Ethanolkonzentration bis 0,40 mg/l, 
 
- 25 % des Messergebnisses bei einer Etanolkonzentration über 0,40 mg/l 
 
und bei einem größeren Einfluss eine Fehlmeldung erfolgen muss. 
 
Solange nicht nachgewiesen ist, dass das Dräger-Gerät den Einfluss von 
Fremdsubstanzen wirksamer auszuschliessen in der Lage ist, als die Norm DIN 
VDE 0405 in Teil 2 unter 5.1.8 erlaubt, wird dies mit ausgleichenden 
Sicherheitszuschlägen entsprechend dem in der Norm DIN VDE 0405 erlaubten 
Rahmen zu berücksichtigen sein.  
Da danach bei einer Ethanolkonzentration bis 0,4 mg/l Fremdsubstanzen bis zu 0,1 
mg/l nicht durch Fehlermeldungen angezeigt werden müssen, kann das 
Messergebnis von 0,50 mg/l zurückzuführen sein auf eine Ethanolkonzentration von 
0,40 mg/l und auf Fremdsubstanzen von 0,10 mg/l. 
 
Die Norm DIN VDE 0405 bestimmt in Teil 2 unter 5.1.8 sehr großzügige Grenzen 
für die Erkennung des Einflusses von Fremdsubstanzen. So großzügige Grenzen 



wären nicht nötig, wenn sie nach dem gegenwärtigen Stand der Technik ohne 
weiteres unterschritten werden könnten. 
 
Die Identifizierung von Fremdsubstanzen ist von besonderer Bedeutung gerade 
bei jungen Menschen. Denn Iffland et al stellten fest, dass nach körperlicher 
Belastung (30 Min. Dauerlauf) ohne Alkoholkonsum bei fast allen Versuchen die 
Acetonspiegel zum Teil erheblich anstiegen und auch noch die 
Isopropanolkonzentration parallel zu den Acetonspiegeln zunahmen. Danach ist 
damit zu rechnen, dass etwa vom Joggen oder Diskothekenbesuch heimkehrende 
junge Kraftfahrer erhebliche Aceton- und Isopropanolkonzentrationen im Körper 
haben. 
 
Möglicherweise können dem bisher zur Messung des Atemalkoholgehaltes allein 
zugelassenen Dräger-Alcotest 7110 solche in der Atemluft enthaltene 
Fremdsubstanzen trotz Fehlens von Alkohol in der Atemluft dessen Vorhandensein 
vortäuschen.  
Ob die beim Dräger-Gerät angeblich herbeigeführte Verbesserung soweit reicht, 
dass Fremdsubstanzen bei Fehlen von Alkohol in der Atemluft dessen 
Vorhandensein nicht vortäuschen können, ist bisher nicht dargelegt und bewiesen. 
Die Norm DIN VDE 0405, nach der das Dräger-Gerät die Bauartzulassung erhalten 
hat, schreibt übrigens unter 5.1.8 nur vor, dass der Einfluss der Fremdsubstanzen 
Methanol, Isopropanol, Aceton, Äthylacetan und Tholuhol auf das Messergebnis „bei 
gleichzeitiger Anwesenheit von Ethanol“ bestimmte Werte nicht überschreiten 
darf. 
Ob das auch für den Fall der Abwesenheit von Ethanol gilt, ist unklar und bedarf 
noch weiterer Forschung und Aufklärung.  
 
Das Dräger-Gerät berechnet anhand des Henry-Gesetzes die 
Atemalkoholkonzentration bezogen auf eine Atemtemperatur (Basistemperatur) 
von 34 °C. Hierfür besteht in der Sache bislang keine fundierte gesetzliche 
Grundlage. Der Gesetzgeber läßt offen, anhand welcher Basistemperatur die 
Atemalkoholkonzentration in mg/l zu bestimmen ist, also bei welcher Atemtemperatur 
die Atemalkoholkonzentration von 0,25 mg/l oder mehr betragen muss, um den 
Tatbestand zu erfüllen. Eine entsprechende Festlegung ist jedoch gerade 
entscheidend, denn die Atemalkoholkonzentration ist abhängig von der 
Atemtemperatur. 
Die DIN VDE 0405 fordert zwar, dass die Konzentration bezogen auf 34 °C 
festgestellt wird, der Gesetzgeber kann jedoch - ohne ausdrückliche Ermächtigung - 
es nicht in das Ermessen einer Behörde stellen, wann der Tatbestand des § 24 a 
StVG bei Atemalkohol erfüllt wird, je nach dem, ob diese Behörde die Temperatur für 
das Prüfgas auf 34°C  oder beispielsweise auch auf 30° C festlegt .  
 
Im Übrigen ist die Frage aufzuwerfen, ob es sich bei einer Messung mit dem Dräger-
Gerät überhaupt um ein „standardisiertes Messverfahren“ handelt. Ein solches 
würde nur vorliegen, wenn die Atemalkoholanalyse unter gleichartigen Bedingungen 
(innerhalb festgelegter Toleranzgrenzen) immer zu gleichen Ergebnissen führen 
würde und weder durch den Probanden - absichtlich oder unwissentlich - noch durch 
sonstige Faktoren beeinflussbar wäre. Wilske hat dem gegenüber zwischenzeitlich 
berichten können, dass bei von ihm durchgeführten Versuchen die Probanden bei 
unterschiedlicher Atemtechnik (Hyperventilation und 
Pressatmung/Hypoventilation) Abweichungen bis zu 25 % erreichen konnten und bei 



Hyperventilation und Pressatmung in einigen Fällen von dem Gerät Mundrestalkohol 
nicht erkannt wurde. Allein schon aus diesem Grund erscheint es daher fraglich, ob 
ein standardisiertes Messverfahren vorliegt.  
 
Zusammenfassend gilt daher, dass jedenfalls solange sich die medizinischen 
Wissenschaftler noch über die Korrektheit der Methode streiten, der Jurist eine 
solche Methode nicht als hinreichend sicher betrachten kann und somit eine 
gerichtliche Verurteilung auf diese Methode nicht gestützt werden kann. Denn wenn 
sich die Rechtsprechung an naturwissenschaftlichen Erkenntnissen zu orientieren 
hat, wie dies zuletzt der BGH in seinem Grundsatzbeschluss zur 1,1 %o-
Entscheidung wiederholt hat, dann stellt sich die Frage, wie der Gesetzgeber - ohne 
Not - eine solche Methode einführen und Grenzwerte festlegen konnte, wenn es 
dagegen derart gewichtige wissenschaftlich begründete Bedenken gibt.  



D. Strafverfahren 
 
Bei Strafverfahren geht es zumindest in Verkehrsstrafsachen in erster Linie nicht um 
das materielle Wissen, entscheidend ist in den meisten Fällen vielmehr die Taktik. 
 
Das erforderliche Wissen, insbesondere das um die einzelnen 
Tatbestandsmerkmale, lässt sich ohne weiteres den einschlägigen Hand-
Kommentaren entnehmen, diese sollten allerdings auf aktuellem Stand sein. Insoweit 
kann es im Folgenden nur noch um (ausgesuchte) Einzelfälle und Besonderheiten 
gehen. 
 
 Vollkommen unabhängig davon kann der Verteidiger das Ziel „möglichst günstiges 
Ergebnis für den Mandanten“ schon durch Anwendung einer angemessenen 
Verteidigung und damit einer entsprechenden Verteidigungs-Strategie/Taktik 
erreichen. 
 
Wie diese Taktik zu bestimmen und festzulegen ist, hängt vom Einzelfall ab.  
Hierbei muss zunächst differenziert werden, ob es sich um Straftaten im 
Zusammenhang mit Alkohol im Straßenverkehr (§ § 316,315c Abs. 1 Nr. 1 StGB) 
handelt oder um eine sonstige Straftat im Zusammenhang mit dem Straßenverkehr 
(§§ 142, 240, 315c Absatz 1 Nr. 2 StGB). 
 
 
 

Einzelne Straftaten 
 
 
 

I. Straftaten im Verkehr im Zusammenhang mit Alkohol , 
§§ 316, 315c StGB 
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1. Absolute Fahrunsicherheit 
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2. Relative Fahrunsicherheit 
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So befindet sich der Körper in den späten Nacht- und frühen Morgenstunden in 
einem „physiologischen Leistungstief“. 
Der dann vorliegende Zustand wird von medizinischen Sachverständigen mit einer 
Alkoholisierung von 0,5 %o (oder mehr) gleichgesetzt. 
Letztlich bedeutet dies nichts anderes, als dass sich in den Nachtstunden schon eine 
geringere Alkoholisierung gravierender auswirkt und zu (deutlichen) 
Ausfallerscheinungen führen kann (und damit zu relativer Fahrunsicherheit), als z.B. 
während der „normalen“ Tageszeit. 
 
�
2.1 Ausfallerscheinungen 
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- schwankender Gang (bis zur Unfähigkeit zum selbständigen Gehen), 
- verwaschene Sprache (Lallen), 
- Orientierungsstörungen (erkennt die Polizeibeamten nicht, weiß nicht, wo er 

sich befindet, was  
- überhaupt passiert ist), 
- Koordinationsstörungen (sucht lange und umständlich nach der Brieftasche, 

kann diese nicht aus der Hosentasche nehmen, findet seinen Führerschein in 
der Brieftasche nicht), 

- andere signifikante Störungen, die auf eine deutliche Alkoholisierung 
hindeuten (schläft bei der Kontrolle ein). 
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2.2 Fahrfehler 
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- das Fahren in Schlangenlinien 
(leicht = innerhalb der eigenen Fahrspur, stark = unter Benutzung der 
Gegenfahrbahn), 

- überhöhte, unangepasste Geschwindigkeit 
 (oder auch das Gegenteil davon: übertrieben langsame, vorsichtige 

Fahrweise), 
- das Abkommen von der Fahrbahn (i.d.R. nach rechts) auf gerader Strecke, 
- das Abkommen (Geradeausfahren) von der Fahrbahn in einer Kurve, 
- das (ungebremste) Auffahren auf langsam vorausfahrende oder haltende 

Fahrzeuge, 
- falsche oder unangemessene Reaktion auf eine schwierige Verkehrssituation, 
- sonstige typische Fahrfehler (Halten vor einer grünen Ampel, Befahren einer 

Einbahnstraße entgegen der Fahrtrichtung). 
 

Insoweit ist in diesen Fällen nicht die Frage zu stellen, ob vergleichbare Fahrfehler 
auch anderen Verkehrsteilnehmern passieren können und würden, es ist vielmehr zu 
fragen, ob dem konkreten Beschuldigten der gleiche Fahrfehler in der gleichen 
Situationen auch in nüchternem Zustand unterlaufen wäre. 
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3 .Vorsatz oder Fahrlässigkeit 
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 Bei einer festgestellten BAK, die sich nahe dieser kritischen Grenze bewegt, besteht 
somit zumindest die Möglichkeit, dass ein zu einer Hauptverhandlung 
hinzugezogener medizinischer Sachverständiger auf Grund einer Rückrechnung zu 
dem Ergebnis kommt, es habe eine 1,6 %o übersteigende BAK vorgelegen. Eine 
entsprechende Feststellung im Urteil hätte somit fatale Folgen für die Wiedererteilung 
einer Fahrerlaubnis. 
 
In allen Fällen, in denen die zunächst festgestellte BAK somit geringfügig unter 1,6 
%o liegt oder zwischen Tat und Blutentnahme mehrere Stunden vergangen sind, 
muss der Verteidiger dieses Problem ständig im Auge haben. 
 
Bei Vorliegen einer BAK von weniger als 1,6 %o kann der Täter noch an einer 
Nachschulung für alkoholauffällige Kraftfahrer teilnehmen (z. B. nach dem „Modell 
Mainz 77“). Bei Vorlage einer entsprechenden Teilnahmebescheinigung wird die im 
Urteil festgesetzte Sperrfrist i.d.R. - soweit möglich - um drei Monate verkürzt 
(beachte  § 69a Abs. 7 StGB). 
 
Die Handhabung dieser 1,6 %o-Grenze ist offensichtlich in den verschiedenen 
Bundesländern höchst unterschiedlich. Teilweise wird zwischen 1,6%o und 1,99%o 



nach einer erfolgreichen medizinischen Voruntersuchung (die die zwischenzeitlich 
eingehaltene Abstinenz belegt), die Möglichkeit einer Nachschulung eröffnet. 
Teilweise wird aber auch bei einem solchen Wert eine erfolgreiche MPU verlangt, um 
danach eine Nachschulung zur Sperrfristverkürzung durchführen zu können. 
Letzteres dürfte regelmäßig durch Zeitablauf überflüssig werden. Auch hier ist es 
also ratsam, sich rechtzeitig mit den zuständigen Stellen ins Benehmen zu setzen, 
um die örtlichen Gepflogenheiten zu erfahren. 
 
Eine Teilnahme an einer entsprechenden Nachschulung ist übrigens schon im 
Vorfeld einer Hauptverhandlung ratsam. Kann in der Hauptverhandlung eine 
entsprechende Teilnahme-Bescheinigung vorgelegt werden, macht dies zumindest 
einen guten Eindruck - was sich auf die Strafe und Nebenfolgen auswirken kann: 
 
Die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis von sieben Monaten und damit 
verbundenen wirtschaftlichen Nachteile im Zusammenhang mit der Teilnahme an 
einem Nachschulungskurs nach dem Modell " Mainz 77 " erfüllt die Maßregelzwecke; 
es genügt die Verhängung eines Fahrverbotes von drei Monaten . 
 
 
3.2 Grundsätzliches 
 
Aus medizinischer Sicht ist die Wirkung des Alkohol insbesondere von folgenden 
Umständen abhängig: 
�

- Alkoholgewöhnung, 
- Geschlecht, 
- körperliche Konstitution, 
- Alkoholmenge, 
- Alkoholart (hochprozentig/niedriger Alkoholgehalt), 
- Trinkzeit. 

 
Aus diesem Grund haben die Obergerichte (zu recht) hohe Anforderungen an die 
Feststellungen im Urteil bei der Verurteilung wegen einer vorsätzlichen 
Begehungsweise gestellt. Diese Anforderungen haben unter den Amtsrichtern zu 
einer nicht geringen Frustration geführt. 
 
Nach den Obergerichten soll es für die Frage der Begehungsform auf folgende 
Umstände ankommen: 
 

- Trinkzeit, 
- Trinkmenge, 
- Trinkverhalten, 
- Getränk, 
- Ort des Trinkens, 
- Gesamtsituation, 
- Alkoholgewöhnung, 
- Intelligenz, 
- Sensibilisierung durch einschlägige Vorverurteilungen. 

 
Letztlich kann aber nur festgestellt werden, dass eben diese Anforderungen auf der 
Basis der medizinischen Grundlagen und Feststellungen durchaus Sinn machen. Es 



ist eben tatsächlich so, das unterschiedliche Mengen an Alkohol in unterschiedlicher 
Zeit genossen auf unterschiedliche Menschen auch unterschiedlich wirken. 
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Erfolgt eine solche Erklärung nicht, macht der Angeklagte zu seinem Alkoholkonsum 
und überhaupt zu den Stunden vor der Tat (bzw. ihrer Feststellung) keinerlei 
Angaben, sind dem Gericht insoweit zu Trinkzeit, Trinkverhalten und den weiteren 
Umständen keine Feststellungen möglich, ist eine bestandskräftige Verurteilung 
wegen einer vorsätzlichen Begehungsweise überhaupt nicht denkbar. 
 
Eine Bestrafung wegen vorsätzlichen Vergehens setzt voraus, dass der 
Fahrzeugführer seine rauschbedingte Fahruntüchtigkeit kennt oder zumindest mit ihr 
rechnet und sie billigend in Kauf nimmt, gleichwohl aber am öffentlichen 
Straßenverkehr teilnimmt. 
Die Feststellung der Kenntnis der Fahruntüchtigkeit als innere Tatsache hat der 
Tatrichter auf der Grundlage des Ergebnisses der Hauptverhandlung und unter 
Heranziehung und Würdigung aller Umstände zu treffen. 
Wenn der Angeklagte zu den insoweit erheblichen Tatsachen von seinem 
Schweigerecht Gebrauch macht, kann der Schluss auf die innere Tatseite nur aus 
Beweiszeichen abgeleitet werden, wobei der Schuldbeweis und damit der Beweis der 
Schuldform (Vorsatz oder Fahrlässigkeit) nur erbracht ist, wenn auch alle gleich nahe 
liegenden Deutungsmöglichkeiten für und gegen den Angeklagten geprüft worden 
sind. 
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Da zumindest für den Fall, dass sich der Angeklagte teilweise einlässt, aber zur 
Frage des Alkoholkonsums keine Angaben macht, eine Teileinlassung vorliegen 
würde, aus der dann negative Rückschlüsse gezogen werden könnten, ist es 
sinnvoll, wenn sich der Angeklagte zur Sache überhaupt nicht einlässt bzw. von 
seinem Verteidiger erklären lässt " Die Tat wird eingeräumt, zu weiteren Angaben ist 
der Angeklagte nicht bereit ". 
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Im übrigen gilt, dass die Tatsache, dass sich der Fahrzeugführer eines 
alkoholbedingten Fahrfehlers bewusst wird, nicht zur Feststellung vorsätzlichen 
Handelns bzgl. der Fahrunsicherheit bei Fahrtantritt führt. 
 
 



4.Verurteilung wegen Trunkenheit im Verkehr / alkoholbedingter Gefährdung 
des          Straßenverkehrs bei Fehlen einer Blutprobe 

 
Eine Verurteilung wegen Trunkenheit im Verkehr/alkoholbedingter Gefährdung des 
Straßenverkehrs setzt die Ermittlung eines konkreten Blutalkoholwertes für die 
Tatzeit nicht voraus, falls die sonstigen Umstände zweifelsfrei ergeben, dass der 
Angeklagte aufgrund alkoholischer Enthemmung und Leistungsminderung nicht in 
der Lage war, das Fahrzeug sicher zu führen. 
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Einen rechtlichen Grund oder eine gesetzliche Handhabe, die freie Beweiswürdigung 
in solcher Weise einzuengen, gibt es nicht.  
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II. Trunkenheit im Verkehr, § 316 StGB 
 
Gemäß § 316 StGB macht sich strafbar, wer „im Verkehr ein Fahrzeug führt, obwohl 
er in Folge des Genuss es alkoholische Getränke oder anderer berauschender Mittel 
nicht in der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu führen“. 
 
Geschütztes Rechtsgut ist hierbei die Sicherheit des Verkehrs.  
Da weder die Verletzung noch die Gefährdung eines Angriff Objektes zum 
Tatbestand gehört, ist die Zuwiderhandlung abstraktes Gefährdungsdelikt. 
 
 

1. Fahrzeug  
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2. Führen 
 

� 

��
��"�����#���!�&����
$����������� ��
�

��"�����#������*�#����,��
��
�$��!��


�
�� ������� �������
�
�
��"���
����������' ���
	
��������(����$������
��"����������2 �����	
�����	�

��-"����!��
$�������
� ��"�������(��������.!��#�����

��
��"����-��� �.���� ����
�
� ������ ��
�

��"�����
��
		������
!��


�����2 ������
�
�� �	�� ��	����!��

��
��"����$�

�
�� ��
	
����� ���

������������-�������.�2 ����(�
�����&������%
����� ���
	
��"�����
�
!��


��

��
��"���������
9 ������

���� (��-�����2 ����.������������		���
' ���
�����
��"����
� �����!��#�����
���$�����#������� ����
 
 

3. Im Verkehr 
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Somit sind nur ganz wenige Ausnahmen vorstellbar, in denen es sich nicht um einen  
„öffentlichen Verkehrsraum“ handelt. 
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III. Unerlaubtes Entfernen vom Unfallort, § 142 StGB 
 
Bei der Aufnahme der Vorschrift in das StGB wurde als Strafgrund vor allem das 
öffentliche Interesse an der Strafverfolgung und an der „Ausmerzung  ungeeigneter 
Fahrzeugführer“ angeführt (die Aufnahme erfolgte 1940!). Dieser „Strafgrund“ wurde 
letztlich in das „private Feststellungsinteresse der Unfallbeteiligten“ abgemildert. 
 
Damit wurde auch eine Kollision mit dem Grundsatz der Straflosigkeit der 
Selbstbegünstigung vermieden, weil der Schutz anderweitiger Rechtsgüter 
gegenüber diesem Grundsatz den Vorrang genießt. 
 
Das ursprünglich in § 142 StGB konstituierte „Fluchtverbot“ wurde in der Folge 
zunächst durch eine „Rückkehrpflicht“, dann eine „nachträgliche Meldepflicht“, 
schließlich durch eine „Vorstellungspflicht“ ergänzt. 
Diese Konstruktion bedeutet letztlich nichts anderes, als dass § 142 StGB einen 
aktiven Beitrag des Unfallbeteiligten zu seiner eigenen Überführung verlangt. 
 
 
1. Unfall im Straßenverkehr 
 
Voraussetzung für eine Strafbarkeit ist zunächst ein Unfall im Straßenverkehr. 
 
1.1 Unfall 
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1.2 Straßenverkehr 
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1.3 Personenschaden oder Sachschaden 
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1.4 Die Höhe des Schadens 
 



Welche Schadenshöhe tatsächlich entstanden ist, ist bei Vergehen des unerlaubten 
Entfernens vom Unfallort in mehrfacher Hinsicht entscheidend. 
 
1 ���� �
�����
� ������������ 5�����
� � �
���
�#��������$5�	�� ���� �� ��
��	����9 �� ������!��


�� �������
 � �
���
�5���#�	�� ���&��
������� 5���������
�"�
��"������+�	�
��
���
���������
�!��
����������$�*��� ���
����������$� � �
����
�����$���� 
� ���,�-
	
������$�
�	� ����� ���&�������
	
�E ? ? ? �%4� .�$�������$�
�
��� ������-� �������$�2 ��
����
�"�������2 ��
���.!���������$������������� � �
����-
	
������$�

�	� ����� ���$����
	
�E ? ? ? �%4� .��
������$���������%��"������������
����	
����
�"����� ����!�� �	��B �Q I �
��
��F �9 ���> � �+���
' ������$�����(	
���������� ������������4��
		�	�� �����$�3�B �E C F � �+��"���6 

����	���!�����
����
����
����� ��
�

�� ��	�� ����� �
�����#������<�
�
��
��"������
���
� ����������
��"���
�(�
))�������E ? ? ? �
%4� !�"����
������(����������������+�#�����#���������
�$�!���$�����(	
�����&������������
� 
�)�� ���
��	���������
����	
����
����"�������
%�&

�����������
����������������
�*������������ � �
���
,����"����&��	�-��� �.��������������
�����
	����������������� 
Ein Regelfall der Entziehung der Fahrerlaubnis wegen eines bedeutenden Schadens 
an fremden Sachen liegt in den neuen Bundesländern im Hinblick auf die 
gegenwärtig noch bestehenden wirtschaftlichen Verhältnisse jedenfalls bei einem 
über 600 EUR liegenden Schaden vor . 
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Jedenfalls in den Fällen, in denen die „magische Grenze“ von 1000 EUR nur 
geringfügig überschritten ist, macht es daher Sinn, das entsprechende Gutachten 
oder den Kostenvoranschlag von einem eigenen Sachverständigen überprüfen zu 
lassen oder zumindest bei Staatsanwaltschaft oder Gericht zu beantragen, dass eine 
entsprechende Überprüfung durchgeführt wird. In den meisten Fällen führt eine 
entsprechende Überprüfung zu einer (deutlichen) Reduzierung des 
Schadensbetrages. 
 
 
1.5 Sich-Entfernen 
 
Tathandlung nach § 142 Absatz 1 StGB ist das „Sich-Entfernen vom Unfallort“ vor 
Erfüllung der Voraussetzungen der Nr. 1 oder 2. 
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a) wenn der Täter allein durch den Unfall geschädigt ist und dabei 
Ersatzansprüche Dritter (mit Ausnahme des Versicherers, nicht jedoch des 
Eigentümers des Unfallwagens) ausscheiden, z. B. bei Unfällen infolge 
Wildwechsels, 

b) wenn die im Interesse der Berechtigten geforderten Feststellungen vollständig 
getroffen sind, auch wenn noch Feststellungen zur Strafverfolgung oder zur 
Entziehung der Fahrerlaubnis möglich sind,  

c) wenn die Berechtigten auf Feststellungen am Unfallort ausdrücklich oder 
stillschweigend verzichtet haben oder nach den Umständen - zum Beispiel bei 
bestehend enger verwandtschaftlicher oder freundschaftlicher Beziehungen - 
mutmaßlich an solchen Feststellungen uninteressiert sind, 

d) wenn der neben dem Täter allein geschädigte Unfallbeteiligte sich selbst den 
Feststellungen durch Flucht entzogen hat. 

1.6 Wartepflicht 
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Die Vorstellungspflicht begründet nur die Verpflichtung zur Angabe, dass sich ein 
Unfall ereignet hat und eine eigene (Mit-)Verursachung in Frage kommt. Soweit dies 
den anderem Beteiligten bereits bekannt ist, bedarf es dieser Angabe nicht, auch 
schlüssiges Verhalten kann genügen. 
Der Sinn der Feststellungsduldungs- und Vorstellungspflicht erschöpft sich darin, die 
Unfallbeteiligten als solche erkennbar zu machen und sie an den Unfallort zu binden. 
Ob und welche Feststellungen alsdann getroffen werden, ist Sache der 
feststellungsbereiten Personen. Der Täter darf sich nur nicht ohne Erfüllung der 
Vorstellungspflicht entfernen. Damit ist der Schutzzweck hinreichend gewährleistet. 
 
 
1.7 Wartefrist 
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- Art und Schwere des Unfalls, 
- die Verkehrsdichte, 
- die Tageszeit, 
- die Witterung, 
- alle sonstigen Chancen wirksamer Aufklärung am Unfallort und 
- die entgegenstehenden Interessen des Täters bedeutsam. 
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1.8 Nachträgliches Ermöglichen 
 
§ 142 Abs. 2 StGB begründet eine Pflicht zur unverzüglichen nachträglichen 
Ermöglichung der Feststellungen im Sinne des Abs. 1. Sie trifft nur den 
Unfallbeteiligten, der die Feststellungen nicht ermöglicht, sich aber ohne  Verstoß 
gegen Abs. 1 vom Unfallort entfernt hat. 
 
1.9 Voraussetzung der Strafbarkeit 
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Ein Anhaltspunkt für eine fehlende Bemerkbarkeit ist zunächst einmal sicherlich die 
Verursachung eines nur geringen Schadens, weiter kommt es auch noch auf die 
konkreten Umstände im Fahrzeug des Täters an (altes Fahrzeug mit lautem 
Motorengeräusch, lautes Autoradio, Gespräch mit Beifahrer etc.), die zu dem 
Ergebnis „fehlende Bemerkbarkeit“ führen können. 
 
Hier ist mit Sicherheit im Einzelfall das Gutachten eines  technischen 
Sachverständigen spätestens im Rahmen einer Hauptverhandlung erforderlich.  
 
 
Fall 1 
Autofahrer A parkt rückwärts in eine Parklücke ein. Dabei stößt er mit der 
Anhängerkupplung seines Fahrzeugs an einem dahinter geparkten Pkw Porsche 
vorne an. Hierdurch entsteht ein deutlicher Kratzer auf dem Kofferraumdeckel des 
Porsche. A bemerkt den Schaden und entfernt sich unerlaubt von der Unfallstelle, 
wird jedoch beobachtet und später festgestellt. 
Durch die Beschädigung muß der Kofferraumdeckel neu lackiert werden, zur 
Herstellung eines einheitlichen Gesamtbildes (= ordnungsgemäße Reparatur) 
müssen darüber hinaus beide Kotflügel mitlackiert werden. Die Lackierung des 
Kofferraumdeckels schlägt mit 900 EUR zu Buche, die gesamte Reparatur kostet 
1500 EUR. 
 
Fall 2 
Autofahrer B stößt beim Rangieren rückwärts gegen einen Kleinwagen. Die Tür des 
Kleinwagens wird komplett eingedellt. B entfernt sich unerlaubt von der Unfallstelle 
und wird später festgestellt. An dem Kleinwagen muss die Tür ersetzt und lackiert 
werden. Hierfür entstehen Kosten in Höhe von 850 EUR. 
Fall 3 



Autofahrer C fährt frontal gegen einen geparkten Pkw und entfernt sich unerlaubt von 
Unfallstelle, wird später festgestellt. Der andere Pkw ist erheblich beschädigt. Bei 
einem Zeitwert von 750 EUR würden die Reparaturkosten 4000 EUR betragen. 
 

Folgen: 
 
A hat das andere Fahrzeug zwar nur leicht beschädigt, aber einen „bedeutenden 
Schaden“ verursacht und muss um seinen Führerschein bangen, B hat  ein anderes 
Fahrzeug erheblich beschädigt, aber keinen „bedeutenden Schaden“ verursacht, ihm 
droht allenfalls ein Fahrverbot.  
C hat zwar eigentlich einen hohen Schaden verursacht, aber nur theoretisch - 
tatsächlich wird ihm nur ein Schaden in Höhe von 750 EUR vorzuwerfen sein. Auch 
ihm droht somit allenfalls ein Fahrverbot. 
 
Liegt ein Vergehen des unerlaubten Entfernens vom Unfallort vor, so bestimmt § 69 
Abs. 2 Nr. 3 StGB, dass dem Täter die Fahrerlaubnis i. d. R. zu entziehen ist, wenn 
er bei der Erfüllung der tatbestandlichen Voraussetzungen des §§ 142 StGB weiß 
oder wissen kann, dass bei dem Unfall ein Mensch getötet oder nicht unerheblich 
verletzt worden oder an fremden Sachen ein bedeutender Schaden entstanden 
ist. 
 
Der Begriff des „bedeutenden Sachschadens“ wird von den Gerichten 
unterschiedlich ausgefüllt. Geht man davon aus, dass  damit der Schaden gemeint 
ist, den der Täter erkannt hat oder erkennen musste, dann geht die Auffassung, 
dieser Schaden umfasse neben den eigentlichen Reparaturkosten auch den 
merkantilen Minderwert, Bergungskosten, Abschleppkosten, Mietwagenkosten 
einschließlich Nutzungsausfall sicher zu weit. 
 
So wird zum Teil dann auch die Ansicht vertreten, für die Berechnung des 
„bedeutenden Schadens“ seien nur Reparatur- und Abschleppkosten sowie bei nicht 
vorsteuerabzugsberechtigten Geschädigten die Mehrwertsteuer von Bedeutung. 
 
Diese Einschränkung ist zwar grundsätzlich zu begrüßen, zumindest die Frage, 
warum es einen Unterschied machen soll, ob der Geschädigte zum Vorsteuerabzug 
berechtigt ist oder nicht, wäre jedoch einer Diskussion würdig. 
 
Die Wertgrenze für die Bestimmung eines „bedeutenden Schadens“ hat sich im 
Lauf der Jahre von 600 EUR über 650 EUR, 750 EUR und 900 EUR auf 1000 EUR 
erhöht. 
Die gestiegenen Reparaturkosten ließen nun eigentlich eine Diskussion zu, ob die 
Grenze von 1000 EUR zwischenzeitlich weiter erhöht werden müsste - dadurch 
würde jedoch offenkundig das Grundproblem der oben aufgeführten Fälle Ziff. 1 bis 3 
nicht gelöst. 
 
Vorab ist jedoch festzustellen, dass sich zunächst einmal die Vorstellung des 
Täters im Rahmen des § 142 StGB bzw. § 69 StGB darauf beziehen muss, sich 
unerlaubt von Unfallstelle zu entfernen, obwohl er einen „bedeutenden Schaden“ 
verursacht hat.  
 
Entscheidend ist dabei die Vorstellung des Täters zum Zeitpunkt des 
Unfallgeschehens. Liegt äußerlich ein nur belangloser Schaden vor, obwohl ein 



versteckter/ verborgener Schaden, der erst in einer Werkstatt oder durch einen 
Sachverständigen entdeckt wird, zum Vorliegen eines „bedeutenden Schadens“ 
führt, ist dies dem Täter nicht in jedem Fall zuzurechnen, so dass dieser „bedeutende 
Schaden“ dann auch nicht vom Vorsatz des Täters umfasst wäre.  
Ein Indiz hierfür kann zum Beispiel die Schätzung des Schadens durch einen 
Polizeibeamten sein - geht selbst dieser von einem viel geringeren Schaden aus, 
schätzt dieser den Schaden viel niedriger (nicht bedeutend) ein, so kann wohl kaum 
davon ausgegangen werden, dass der Täter den tatsächlichen Schadensumfang 
erkannte. 
 
So ist es gerade ein „Verdienst“ der modernen Technik, dass sich zum Beispiel 
oftmals  Plastikstoßfänger nach einem Anstoß wieder elastisch rückverformen, so 
dass eine Beschädigung kaum zu erkennen ist, obwohl an den darunter liegenden 
Blechteilen eine erhebliche Beschädigung entstanden ist (die dann auch einen 
„bedeutenden Schaden“ darstellt). 
 
Die oben aufgeführten Fälle Ziff. 1 bis 3 machen jedoch mehr als deutlich, wie 
fragwürdig es sein kann, die Frage der „charakterlichen Nichteignung“ bzw. die 
Frage, ob die Fahrerlaubnis zu entziehen ist, an der Höhe des angerichteten 
Schadens festzumachen. Letztlich bedeutet dies nichts anderes, als dass eben 
derjenige Autofahrer „Pech“ hat, der ein teures und damit auch in der Reparatur 
kostenintensives Fahrzeug (wenn auch nur leicht) beschädigt und der Autofahrer 
„Glück“ hat, der gegen ein billiges oder altes Fahrzeug stößt. Nicht vergessen 
werden darf dabei auch, dass (natürlich) bei der Reparatur eines teueren Fahrzeugs 
viel höhere Anforderungen an eine „ordnungsgemäße Reparatur“ gestellt werden, als 
dies bei einem einfachen, billigen Fahrzeug der Fall ist (vgl. Fall 1). Berücksichtigt 
werden muss dabei auch, dass die Werkstattpreise für hochwertige Fahrzeuge 
(zwangsläufig) höher sind, als dies bei einfachen Fahrzeugen entsprechender 
Hersteller der Fall ist (was auch immer wieder Gegenstand zivilrechtlicher 
Auseinandersetzungen ist). 
 
Auf den Punkt gebracht: Die in § 69 StGB aufgeführte Regelung geht in der Sache 
eigentlich nur davon aus, dass es eben schwerwiegender (krimineller) ist, einen 
großen Schaden anzurichten, der somit auch für den Täter deutlich zu erkennen war, 
und sich dann „aus dem Staub zu machen“ (was einer besonderen Ahndung - 
Maßregel - bedarf), als eben nur einen geringen Schaden anzurichten.  
Das erkennbare Maß der kriminellen Energie (und die daran knüpfende Folge der 
Entziehung der Fahrerlaubnis) einzig und allein an der Höhe des angerichteten 
Schadens festzumachen mag zu einer Zeit zutreffend und richtig gewesen sein, 
als die Fahrzeuge im Wesentlichen mehr oder weniger vergleichbar und auch einfach 
zu reparieren waren. So mag es eine höchst banale Erkenntnis gewesen sein, dass 
ein VW Käfer für 1000 EUR deutlich mehr und erheblicher beschädigt war als für 500 
EUR - dies ist mittlerweile so jedenfalls nicht mehr gültig. 
 
Allein schon aus diesem Grund muss es doch jedem Rechtsgefühl widersprechen 
und zu einem unerträglich falschen Ergebnis führen, dass die Autofahrer B und C 
allenfalls - wenn überhaupt - mit einem Fahrverbot rechnen müssen, wogegen 
Autofahrer A mit einer Entziehung der Fahrerlaubnis zu rechnen hat.  
Dabei versteht es sich sicherlich von selbst, dass gerade die Autofahrer B und C bei 
ihrem unerlaubten Entfernen vom Unfallort eine deutlich höhere kriminelle Energie 
und damit auch eine deutlich höhere charakterliche Ungeeignetheit gezeigt haben. 



 
Es ergibt sich somit, dass die in § 69 StGB getroffene Regelung des „bedeutenden 
Schadens“ als in der heutigen Zeit bei weitem überholt, ungerecht und damit 
unhaltbar bezeichnet werden muss. 
 
Es stellt sich somit die Frage, ob es eine gerechtere Regelung geben kann. 
 
Diese gibt es sicherlich und sie kann eigentlich nur lauten, das System der 
Festlegung eines starren Geldbetrages als Grenze für den „bedeutenden Schaden“ 
(in welcher Höhe auch immer) aufzugeben und eine flexible Grenze zu suchen. 
 
Ein denkbarer Lösungsansatz ist zum Beispiel darin zu sehen, an Stelle der 
absoluten Schadensgrenze (von derzeit 1000 EUR) einen Betrag anzunehmen, der 
prozentual vom Neuwert des beschädigten Fahrzeuges (Grundpreis ohne 
besonderes Zubehör) abhängt.  
Durch eine solche Regelung würden die Unterschiede bei der Beschädigung eines 
teuren oder billigen Fahrzeugs begradigt. Geht man so z. B. davon aus, dass der 
gängigste Mittelklasse-Wagen VW Golf zwischenzeitlich kaum mehr unter 15000 
EUR zu haben ist, könnte somit beispielhaft die Grenze für einen „bedeutenden 
Schaden“ auf zehn Prozent des Anschaffungs-Preises festgelegt werden (was 
gleichzeitig auch die längst fällige Anhebung der bislang gültigen Grenze von 1000 
EUR bedeuten würde). Bei einem Fahrzeug mit einem Anschaffungs-(Grund-)Preis 
von 25000 EUR müsste dann schon ein Schaden in Höhe von 2500 EUR entstanden 
sein, bevor die Maßregel der Entziehung der Fahrerlaubnis droht. 
 
Sicherlich würde es auch bei Zugrundelegung eines solchen Bemessungssystems im 
einen oder anderen Fall zu Ungerechtigkeiten kommen können - die allerdings 
hinnehmbarer erscheinen, als es bei der jetzigen Verfahrensweise ist. 
 
Wer unbedingt an einer starren (betragsmäßig fixierten) Wertgrenze festhalten will, 
kann auch daran denken, von Sachverständigen-Organisationen typische 
Standardfahrzeuge abstrakt festlegen zu lassen (Kleinwagen, Mittelklasse-Wagen, 
Oberklasse-Fahrzeug, Nutzfahrzeuge). Die Frage wäre dann nicht, was die 
Reparatur des Porsche kostet, sondern was eine entsprechende Reparatur bei 
Fahrzeugen dieser Klasse im Durchschnitt kostet. 
Dieser Weg ist sicherlich schwieriger und setzt eine entsprechende Vorarbeit der 
sachverständigen Kreise voraus, wäre aber auch gangbar. Eine betragsmäßige 
Festlegung der Grenze des bedeutenden Schadens müsste dann für jede 
Fahrzeugklasse erfolgen. 
 
Wer dem entgegenhalten will, dass damit für eine Hauptverhandlung wegen eines 
Vergehens des unerlaubten Entfernens vom Unfallort in jedem Fall die Hinzuziehung 
eines technischen Sachverständigen erforderlich werden wird, muss sich darauf 
hinweisen lassen, dass dies bislang in der Regel auch schon für die Frage der 
Bemerkbarkeit der Fall ist - der (sowieso schon anwesende) Sachverständige wird 
sich somit nur noch zusätzlich zur Schadenshöhe äußern müssen (was er im 
Einzelfall auch jetzt schon macht). 
Darüber, ob der § 142 StGB an sich „systemwidrig“ ist und ob er in das übrige 
strafrechtliche Sanktionensystem passt, sollte mittlerweile nicht mehr gestritten 
werden - die Strafbarkeit macht sicherlich Sinn - die Reaktion der 



Strafverfolgungsbehörden, also die zu treffende Sanktion sollte allerdings dann 
genauso sinnvoll sein! 
 
 
2. Strafmilderung, § 142 Abs. 4 StGB 
 
Seit 1.4.98 kann unerlaubtes Entfernen vom Unfallort milder bestraft werden oder es 
kann sogar von Strafe abgesehen werden, wenn der  Täter 
 

- nach einem Unfall außerhalb des fließenden  Verkehrs, 
- mit ausschließlich nicht bedeutenden Fremdschadens, 
- innerhalb von 24 Stunden nach dem Unfall, 
- freiwillig, 
- die Feststellung nachträglich ermöglicht (§ 142 Abs. 4 StGB). 

 
§ 142 Abs. 4 StGB beinhaltet einen persönlichen Strafmilderungs- bzw. 
Strafaufhebungsgrund.  
Ein Irrtum über das Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzungen, zum Beispiel 
über die Höhe des unfallbedingten Fremdschadens, ist unerheblich. 
Es kommt insoweit nur darauf an, welcher Schadensbetrag objektiv entstanden ist. 
Hierzu tateinheitlich begangene Verstöße oder eine tatmehrheitlich begangene 
Verkehrsordnungswidrigkeit werden hiervon nicht erfasst. 
 
Die Anwendung des § 142 Abs. 4 StGB setzt zunächst eine tatbestandsmäßige, 
rechtswidrige und schuldhafte Unfallflucht voraus. Kann dem Täter nicht widerlegt 
werden, dass er in Zeitpunkt des Sichentfernens vom unfallbedingten Fremdschaden 
keine Kenntnis hatte oder, dass er den Unfallort gerechtfertigt oder entschuldigt 
vorzeitig verlassen hat, liegt schon gar keine Unfallflucht vor. 
 
 
2.1 Unfall außerhalb des fließenden Verkehrs 
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2.2 Nicht bedeutender Fremdsachschaden 
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2.3 Innerhalb von 24 Stunden nach dem Unfall 
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2.4 Freiwilliges nachträgliches Ermöglichen der Feststellungen 
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2.5 Nachträgliche Feststellungen 
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- dass er am Unfall beteiligt gewesen ist, 
- wie seine vollständigen und richtigen Personalien lauten, 
- wo es sich zur Zeit auffällt (wenn dies für die Schadensabwicklung von 

Bedeutung ist). 
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- wie das gültige Kennzeichen des schädigenden Fahrzeugs lautet (oder das 
Fahrzeug genau beschreiben), 

- den derzeitigen Standort des Fahrzeugs genau angeben, 
- das schädigende Fahrzeug zu unverzüglichen Feststellungen für eine 

zumutbare Zeit zur Verfügung halten. 
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2.6 Absehen von Strafe oder Strafmilderung 
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b. Absehen von Strafe 
 
Für das Absehen von Strafe sprechen die Erfüllung der  Feststellungspflichten, das 
Fehlen einschlägiger Vorbelastungen und eine Täterpersönlichkeit, die eine 
Wiederholung der Tat unwahrscheinlich erscheinen lässt. 
 

c. Strafmilderung 
 
Im Fall der Strafmilderung muss sich die tätige Reue auch auf die Entscheidung ob 
und ggf. für welche Zeit ein Fahrverbot zu verhängen ist, günstig auswirken. Im 
Verkehrszentralregister werden nun seit der Neuregelung im Mai 2000 5 Punkte 
eingetragen statt 7 Punkten im Fall nicht milder Bestrafung. 
Zwischen Strafmilderung und Absehen von Strafe sind die Möglichkeiten der 
Einstellung nach §§ 153, 153a StPO  angesiedelt, die zu keiner punktebewehrten 
Eintragung führen. 
 
 

III. Fahrlässige Körperverletzung und Fahrlässige Tötung 
 
 

1. Problemstellung 
 

Beschuldigter eines Strafverfahrens wegen Fahrlässiger Körperverletzung oder 
Fahrlässiger Tötung zu sein, kann praktisch jederzeit jedem zustoßen, der am 
Straßenverkehr teilnimmt, der überhaupt sein Haus verlässt. 
Erleidet dabei ein Unfallbeteiligter schwere Verletzungen bis hin zu tödlichen Folgen, 
ist der Grad der Fahrlässigkeit hoch, können letztlich auch dem Unfallverursacher 
schlimme Folgen drohen: 
Dann steht eine - nicht immer geringe - Geldstrafe, möglicherweise aber auch eine 
Freiheitsstrafe im Raum (die nicht in jedem Fall zur Bewährung ausgesetzt werden 
muss), auch an eine Entziehung der Fahrerlaubnis ist zu denken (mit oftmals noch 
schlimmeren Folgen). 
Nicht ganz unbeachtlich ist in diesem Zusammenhang, dass viele Versicherer ihre 
(zivilrechtliche) Einstandspflicht  von der Klärung durch ein Strafverfahren abhängig 
machen. Auch wenn die Zivilgerichte rein theoretisch an eine strafrechtliche 
Entscheidung nicht gebunden sind, wird durch das Strafverfahren faktisch doch ein 
gewaltiges Präjudiz geschaffen, so dass auch Zivilgerichte den Ausgang des 
Strafverfahrens abwarten (wollen). Letztlich bedeutet dies allerdings, dass auf das 
Strafverfahren eigentlich nicht zu diesem Verfahrenszweig gehörende und damit  
sachfremde Motive - Bedeutung für den Ausgang des Zivilverfahrens - Einfluss 
nehmen. 
 
 Insoweit besteht also ein Spannungsfeld - das Strafverfahren letztlich allerdings 
gänzlich dem Zivilverfahren unterzuordnen, kann ein fataler Fehler sein: das 
zivilrechtlich erstrittene Geld wird durch die Geldstrafe aufgebraucht, die 
Fahrerlaubnis geht verloren und - ein Aspekt, der nicht übersehen werden sollte - 
eine Verurteilung führt zu einer Vorstrafe! 



 Dies sollte nicht aus den Augen verloren werden, so dass  - in Absprache mit dem 
Mandanten - oberstes Ziel sein sollte, das Strafverfahren so gut, so schnell und so 
„billig“ wie möglich für den Mandanten zu erledigen - dies gilt auch und erst recht, 
wenn die fahrlässige Körperverletzung nur einer von mehreren Tatvorwürfen, also 
Teil eines ganzen Tatkomplexes ist. 
 
 



2. Der Tatbestand der fahrlässigen Körperverletzung 
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Da  mittlerweile bei fast jedem Verkehrsunfall zumindest ein HWS-Trauma geltend 
gemacht wird, wofür es dann ja auch regelmäßig ein entsprechendes 
Schmerzensgeld gibt, werden die Strafverfolgungsbehörden mit einer 
entsprechenden Zahl von Strafverfahren beschäftigt. Nicht umsonst gibt es 
inzwischen diverse Publikationen in denen höchst kontrovers diskutiert wird, ab 
welcher Aufprallgeschwindigkeit ein HWS-Trauma tatsächlich hervorgerufen werden 
kann (oder nicht). 
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Sollten - unter Beachtung dieser strengen Grundsätze - gleichwohl Zweifel am 
Verschulden des Mandanten bestehen, muss zunächst an die Beweissicherung 
gedacht werden: vor Reparatur des eigenen Fahrzeugs sollte ein Gutachten über die 
Beschädigungen erstellt, zumindest aber (deutliche) Fotografien der 
Beschädigungen gefertigt werden. Sind die Beschädigungen einigermaßen 
erträglich, sollte man überdenken, ob sie erst nach Abschluss des Strafverfahrens 
beseitigt werden (so steht das Fahrzeug für eine Rekonstruktion oder 
Gegenüberstellung zur Verfügung). 
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Verletzungsfolgen (schwer / leicht, Krankenhausaufenthalt, Dauer der 

Arbeitsunfähigkeit, Folgen für das Opfer, bleibende Schäden); 
Grad der Fahrlässigkeit (Leicht / mittel / grob), also des Verschuldens; 
Etwaiges Mitverschulden des Geschädigten; 
Schaden beim Opfer ausgeglichen, d.h. letztlich: Zivilrechtliche Regulierung 

abgeschlossen / nicht abgeschlossen; 
Eigene Folgen beim Beschuldigten; 
Nachtatverhalten (Hat der Beschuldigte sich um das Opfer gekümmert?). 
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Eine Einstellung des Verfahrens mangels Verschuldens/Fahrlässigkeit gem. § 170 II 

StPO; 
Eine Verweisung auf den Privatklageweg und Abgabe an die Verwaltungsbehörde 

zur Ahndung der Ordnungswidrigkeit; 
Eine Einstellung bei sehr geringem Verschulden gem. § 153 StPO; 
Eine Einstellung gem. § 153 a StPO gegen Zahlung einer Geldauflage; 
Die Beantragung eines Strafbefehls beim zuständigen Amtsgericht; 
Die Anklageerhebung. 
 
%���� �� ��

�&
	��
	
�� �����������(
������� ����
� ��� (����%��

�"������ ��
� ���������
 ��������
$5�	�� �(�����������	�� ����%���	�

��
�
������$��!����� ��&�	� ���2 5�	�� �(����������1 �����E 8Q �
�

�� ���
�������	������&�����



Ohne dass es eigentlich eines größeren Aufwandes seitens des Verteidigers bedarf, 
kann der nicht einschlägig vorbelastete Beschuldigte in den einfachen Fällen, also 
bei leichten Verletzungen und maximal mittlerer Fahrlässigkeit (oder aber auch 
Mitverschulden des Geschädigten) damit rechnen, dass ein gegen ihn gerichtetes 
Ermittlungsverfahren eingestellt, auf den Privatklageweg verwiesen und das 
Verfahren an die Verwaltungsbehörde zur Ahndung der gleichzeitig verwirklichten 
Ordnungswidrigkeit abgegeben wird. Diese erlässt dann in eigener Zuständigkeit 
einen Bußgeldbescheid (sofern noch keine Verjährung eingetreten ist). 
 
 Wird gegen den Bußgeldbescheid Einspruch eingelegt, werden die Akten von der 
Verwaltungsbehörde über die Staatsanwaltschaft dem zuständigen Gericht 
vorgelegt. Die Staatsanwaltschaft kann das besondere öffentliche Interesse an der 
Strafverfolgung nun wieder bejahen und im Rahmen der Aktenvorlage an das Gericht 
die Überleitung in das Strafverfahren beantragen. 
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Handeln um die Höhe der Geldauflage wie auf einem orientalischen Basar ist in 
diesen Fällen verpönt. Oftmals überschätzt der Staatsanwalt aus Unkenntnis der 
persönlichen Verhältnisse des Beschuldigten allerdings dessen Leistungsfähigkeit. In 
einem solchen Fall lohnt sich dann durchaus eine Reklamation, und sei es auch nur, 
um eine Ratenzahlung zu erreichen (wobei der auferlegte Betrag allerdings innerhalb 
von 6 Monaten gezahlt sein muss). 
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bei einem unbeschränkten Einspruch wird die Hauptverhandlung in vollem 
Umfang durchgeführt, es werden also Zeugen und Sachverständige geladen, 

 
hierbei kann es sich ergeben, dass sich das Maß des Verschuldens als größer 

herausstellt, oftmals  
aber auch, dass die Verletzungen und die Folgen  tatsächlich schlimmer sind, als 

bislang bekannt war (das Gericht sieht das arme, immer noch von den Folgen 
gezeichnete Opfer!), damit droht eine weit höhere Strafe, als zunächst im 
Strafbefehl veranschlagt war. 
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Fahrlässige Tötung 
 
Den Ausführungen zur Fahrlässigen Körperverletzung ist insoweit nichts 
hinzuzufügen, diese gelten auch für den Tatbestand der Fahrlässigen Tötung. 
Beachtet werden muss hierbei natürlich, dass die beteiligten Personen (Gericht, 
Staatsanwaltschaft, evtl Hinterbliebene) weit betroffener und sensibler sind. 



Nicht vergessen werden darf, dass bei einer Fahrlässigen Tötung (natürlich) 
bedeutende Strafen im Raum stehen, hier ist erst recht Vorsicht und 
Schadensbegrenzung gefordert. 
 
 

IV. Reflektierende Kennzeichen - Urkundenfälschung gem. § 267 StGB 
 
Die im Zubehörhandel erhältlichen Mittel, um in dem Fall, dass ein Autofahrer 
„geblitzt“ wird, gleichwohl straffrei davon zu kommen, sind vielfältig. So gibt es 
mittlerweile zahlreiche Anhänger für den Rückspiegel, die den Fahrer verdecken 
sollen, von den altbekannten Würfeln (gibt es mittlerweile sogar reflektierend) bis zur 
CD. 
 
Die Strafverfolgungsbehörden haben diese Versuche so lange nicht interessiert, bis 
jemand auf die Idee verfiel, das Kennzeichen bzw. die Buchstaben-Zahlen-
Kombination mit reflektierender Folie zu bekleben oder mit einem reflektierenden 
Lack zu besprühen(was im übrigen vollkommen sinnlos ist, da die Kennzeichen 
durch entsprechende Foto-Bearbeitung gleichwohl sichtbar gemacht werden 
können). 
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Wird das amtliche Kennzeichen eines Kraftfahrzeugs mit einem reflektierenden Mittel 
versehen wird, so dass die Erkennbarkeit der Buchstaben und Ziffern bei 
Blitzlichtaufnahmen beeinträchtigt ist, liegt keine Urkundenfälschung vor. 
Bei den mit einer Stempelplakette der Zulassungsstelle versehenen, an dem 
Kraftfahrzeug, für das es zugeteilt ist, angebrachten Kraftfahrzeugkennzeichen 
handelt es sich um eine (zusammengesetzte) Urkunde i. S. des § 267 Abs. 1 StGB. 
Das Kennzeichen verkörpert die Erklärung der Zulassungsstelle als Ausstellerin, 
dass das Fahrzeug unter diesem Kennzeichen für einen bestimmten, im 
Fahrzeugregister eingetragenen Halter (§ 33 StVG) zum öffentlichen Verkehr 
zugelassen ist. 
Es enthält - entgegen der Auffassung des OLG Düsseldorf - jedoch nicht die 
zusätzliche beweisbestimmte und beweisgeeignete Erklärung, dass das 
Kennzeichen fortwährend - uneingeschränkt - ablesbar ist, denn: 
Bei der Abstempelung des amtlichen Kennzeichens prüft die Zulassungsstelle die 
nach § 23 StVZO erforderlichen Zulassungsvoraussetzungen. Danach müssen 
Kennzeichen normgerecht und so ausgestaltet sein, dass nur der 
Kennzeichenhintergrund, nicht jedoch die Buchstaben-Ziffern-Kombination reflektiert. 
Außerdem dürfen sie nicht spiegeln, „weder verdeckt noch verschmutzt“ noch „mit 
Glas, Folien oder ähnlichen Abdeckungen“ versehen seien (§ 60 Abs. 1 Satz 4 
StVZO). Diese Prüfung erfolgt durch Inaugenscheinnahme der Kennzeichen. 
Es erscheint bereits zweifelhaft, ob das Anbringen der Stempelplakette auf den 
Kennzeichen beweist, dass ein ordnungsgemäßes Kennzeichen verwendet wurde, 
soweit es dessen Ablesbarkeit unter besonderen Voraussetzungen betrifft. Jedenfalls 
soll und kann das abgestempelte Kennzeichen keinen Beweis über seine 
fortdauernde Ablesbarkeit nach der Zulassung des Fahrzeugs erbringen. Das ergibt 
sich schon daraus, dass etwa die nach § 23 Abs. 4 Satz i. V. m. § 60 Abs. 1 Satz 4 



StVZO durch die Zulassungsstelle bei der Abstempelung vorzunehmende Prüfung, 
dass das Kennzeichen nicht verschmutzt ist, naturgemäß keine weitergehende 
Bedeutung haben kann als die, dass das Kennzeichen bei der Zulassung nicht 
verunreinigt war. 
 
Die Voraussetzungen der - hier in allein Betracht kommenden Tatbestandsalternative 
des Verfälschens einer echten Urkunde liegen nicht vor: 
Eine echte Urkunde wird verfälscht, wenn unbefugt nachträglich ihr Gedankeninhalt 
verändert wird, so dass sie etwas anderes als zuvor zum Ausdruck bringt. 
Entscheidend ist, dass die Urkunde infolge der Verfälschung einen irreführenden 
Beweisgehalt vermittelt der vom angeblichen Urheber herzurühren scheint. 
Der Erklärungsinhalt der Urkunde wird durch das Besprühen des Kennzeichens mit 
einem farblosen Speziallack nicht verändert. Das Kennzeichen entspricht danach 
zwar nicht mehr den Anforderungen des § 60 StVZO, der Erklärungsinhalt bleibt aber 
derselbe. Durch die Maßnahme des Aufsprühens wurde lediglich die Lesbarkeit des 
Kennzeichens unter bestimmten Voraussetzungen (Blitzlichtaufnahmen) - also der 
Beweisinhalt der Urkunde in seiner Erkennbarkeit - beeinträchtigt.  
Darin liegt kein Verfälschen eine Urkunde. Das gilt auch dann, wenn die 
Abstempelung des Kennzeichens durch die Zulassungsstelle den Beweis dafür 
erbrächte, dass zu diesem Zeitpunkt das Kennzeichen den Vorschriften entsprach; 
denn in diesen Aussagegehalt wurde durch die spätere Manipulation nicht 
eingegriffen. 
Die Frage, ob neben der möglichen Strafbarkeit wegen einer Urkundenfälschung 
zumindest eine Ordnungswidrigkeit (Kennzeichen-Missbrauch) verwirklicht wurde, 
hat der BGH bislang nicht entschieden. 
 
 
V. Verwendung einer Gegenblitzanlage - 

Fälschung technischer Aufzeichnungen, § 268 StGB 
 
Angeblich „schlaue“ Autofahrer kommen immer wieder auf die Idee, ihr Fahrzeug mit 
einer „Gegenblitzanlage“ zu versehen, die im Falle einer Geschwindigkeitsmessung 
verhindern soll, das auf dem gefertigten Lichtbild etwas zu erkennen ist. 
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VI. Die Deutschen - ein Volk der Drängler und Raser? 

 
Wer die entsprechenden Strafverfahren vor deutschen (Amts-)Gerichten verfolgt, 
könnte manchmal den Eindruck gewinnen, auf den deutschen Straßen, insbesondere 
den Autobahnen, herrscht Krieg. Da wird gedrängelt, ausgebremst, geschnitten und 
beleidigt. 
Fast könnte man meinen, es seien nur Kriminelle, Verrückte, Lebensmüde und 
Selbstmörder unterwegs. 
 
Tatsächlich ist dies jedoch (so) nicht der Fall. 
 
In einigen (wenigen) Fällen mag es tatsächlich so sein, dass ein Autofahrer aus 
selbstsüchtigen Motiven gegen sein eigenes (falsches) Verhalten überhaupt keine 
Bedenken aufkommen lässt und er alles unternimmt, nur um selbst schneller voran 
zukommen, um eben „Spaß am Autofahren“ zu haben, und er dabei andere, letztlich 
aber auch sich selbst, erheblich gefährdet. 
 
In einem solchen Fall verhält sich somit ein Autofahrer von sich aus „aggressiv“ 
gegen andere, ohne dass es hierzu eines näheren Anlasses bedarf. 
Der Regelfall ist dies allerdings nicht. 
�
 
Ein besonders häufiger Fall ist dabei z.B. der folgende: 
 
Ein Autofahrer fährt auf der linken Fahrspur einer Autobahn mit mäßiger 
Geschwindigkeit, wobei es ihm durchaus möglich wäre, auf die rechte Fahrspur 
überzuwechseln. Mag sein, der Fahrer träumt einfach nur, es kann aber auch sein, 
dass er der Auffassung ist, er könne nicht auf die rechte Fahrspur überwechseln, da 
ja auf dieser (am Horizont) ein anderes Fahrzeug fährt, das er überholen möchte. Es 
mag aber auch sei, er sich der Fahrer dieses Fahrzeugs sagt „Hier ist eine 
Geschwindigkeitsbeschränkung auf 120 km/h, ich fahre 120 km/h, wieso soll ich die 
rechte Fahrspur benutzen?“. 
Nun nähert sich von hinten ein Fahrzeug mit höherer Geschwindigkeit. Der Fahrer 
dieses Fahrzeugs würde gerne weiterhin schnell(er) fahren, wird aber von dem 
Vordermann, der trotz Annäherung des schnelleren Fahrzeugs nicht nach rechts 
wechselt, daran gehindert („Geh mir aus dem Weg, ich möchte vorbei!“). 



 Es folgt das sicherlich allseits bekannte Verhalten des Hintermannes: dichtes 
Auffahren, Betätigung der Lichthupe, des linken Blinkers. 
Der Vordermann „antwortet“ hierauf seinerseits mit Bremsen, zumindest mit einem 
Antippen des Bremspedals (so, dass die Bremsleuchten aufleuchten), Betätigung der 
Warnblink-Anlage - er bleibt allerdings weiterhin auf der linken Fahrspur. 
 
Über dieses Verhalten ist der Hintermann (zu Recht?) äußerst verärgert und erbost, 
so dass er seinen Vordermann zuletzt unter Benutzung der rechten Fahrspur 
überholt, nach links knapp vor diesem wieder auf die linke Fahrspur wechselt und 
nun gleichfalls bremst („damit der mal sieht, wie das ist!“). 
Gegebenenfalls werden da noch die üblichen „Höflichkeiten“ unter Autofahrern 
ausgetauscht, und zwar durch entsprechende Hand - und Fingerzeichen. 
Im Anschluss hieran suchen beide Autofahrer ein Polizeirevier auf, um das 
„kriminelle Verhalten“ des anderen anzuzeigen. 
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Tatsache ist jedoch, dass sich in einem solchen Fall sicherlich beide Autofahrer nicht 
richtig verhalten haben, so dass eigentlich beide gut damit beraten wären, die Sache 
auf sich beruhen zulassen und jedenfalls keine Strafanzeige zu erstatten. 
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Von der Psychologie des Autofahrens 

 
Es gibt sie wirklich, bevorzugt auf den Autobahnen: die Drängler, Raser, 
Verkehrsrowdies. Ihre Spezialität: rücksichtsloses Fahrverhalten, gefährliche 
Fahrweise, dichtes Auffahren, rechts Überholen, Schneiden, Ausbremsen und vieles 
mehr. Nicht immer geht dieses Fahrverhalten folgenlos ab, dann kommt es zu 
schweren Unfällen, oft auch mit Verletzten und Toten. Spätestens dann müssen sich 
die Gerichte mit diesen Autofahrern beschäftigen. Oft geschieht dies aber auch auf 
Grund einer Strafanzeige eines anderen Autofahrers, der sich über die Maßen 
belästigt oder gar gefährdet fühlte. Der Staatsanwalt subsumiert das gezeigte 
Fahrverhalten dann regelmäßig unter die §§ 315c, 240 StGB und überlegt sich eine 
Maßnahme nach den §§ 69, 69a StGB. 
Alles weiterer liegt dann in den Händen des Strafrichters am Amtsgericht, der den 
wahren Geschehensablauf ermitteln soll (und muss). 
 
Dieser Geschehensablauf wird im Rahmen einer Hauptverhandlung ermittelt, 
überwiegend durch die Vernehmung von Zeugen, wobei es oftmals nur den 
Geschädigten und Anzeigeerstatter als Zeugen gibt. 
Ein (gutes) Hilfsmittel ist auch die Hinzuziehung eines technischen 
Sachverständigen, der die Aussagen des/der Zeugen und die des Angeklagten auf 
ihre grundsätzliche technische Machbarkeit überprüft. 
 
Typischerweise finden sich bei den Schilderungen des Anzeigeerstatters, aber auch 
des Angeklagten und der Zeugen immer wieder die gleichen Formulierungen - so 
unterschiedlich die Fälle jeweils auch sein mögen! 
 
- "Als ich von der rechten auf die linke Fahrspur wechselte, war hinter mir alles frei, 
auf mindestens 3 km kein Fahrzeug zu sehen - wenige Sekunden später fuhr mir der 
Angeklagte dicht auf, betätigte Hupe und Lichthupe!" 
Es ist eigentlich nur ein einfaches mathematisches Problem, die Geschwindigkeit 
eines Fahrzeugs auszurechnen, dass in einigen Sekunden 3000m zurücklegt - nur 
wenige Fahrzeuge erreichen derzeit eine solche Geschwindigkeit. 
 
- "...wäre ich ohne ABS aufgefahren." 



 Wer hat den Autofahrern eigentlich erzählt, dass ABS den Bremsweg verkürzt, dass 
man somit mit ABS einen geringeren Sicherheitsabstand einhalten kann? 
Dies ist selbstverständlich nicht so, u.U. kann ABS den Bremsweg sogar verlängern. 
 
- "Ich konnte nicht von der linken auf die rechte Fahrspur wechseln, die Lücken 
zwischen den LKWs auf der rechten Fahrspur waren zu klein - kurze Zeit später 
wurde ich vom Angeklagten rechts überholt!" 
Ist die Lücke groß genug, dass es für ein Rechtsüberholen ausreicht, dann ist die 
Lücke selbstverständlich auch für einen Spurwechsel ausreichend. 
 
Spätestens mit dem Zeitpunkt der Ladung zu einem Hauptverhandlungstermin sollte 
bei dem betreffenden Autofahrer wieder Vernunft eingekehrt sein, so dass er sich 
dann der Hilfe und Unterstützung eines Rechtsanwalts als Verteidiger bedient. 
 
Der Rechtsanwalt als Verteidiger steht nun bei solchen Verfahren vor einem großen 
Problem: 
Selbstverständlich ist sich sein (neuer) Mandant keiner Schuld bewusst, er hat sich 
doch ganz richtig verhalten. 
Schon an dieser Stelle werden nun die Weichen für das weitere Verfahren gestellt. 
Den gesamten Fall, insbesondere dem Geschehensablauf, richtig verstehen kann 
man nämlich nicht ausschließlich mit technischen Kenntnissen und einer technischen 
Rekonstruktion - dies wäre viel zu kurz gegriffen. 
Eine Aufklärung erreicht nur, wer  sich ein wenig mit der Psychologie beschäftigt hat, 
die - gerade in Deutschland - beim Autofahren eine große Rolle spielt. 
Dabei gibt es natürlich immer wieder Ausreißer in die eine oder andere Richtung - die 
folgenden Ausführungen können somit nur den Regelfall betreffen. 
 
 

Grundsätzliches 
 
In wenigen Ländern auf unserer Erde, vielleicht sogar nur in Deutschland, werden 
Menschen so sehr über das Fahrzeug definiert, das sie ihr Eigentum nennen, mit 
dem sie fahren. 
"Zeige mir dein Auto und ich sage dir, wer du bist", das scheint das Motto zu sein, 
dass in Deutschland regiert. Wer ein großes schnelles (und teures) Auto fährt, der ist 
wichtig, der "hat es zu etwas gebracht" (und wer nicht, der nicht). 
 
Die Autoindustrie ist natürlich froh darüber, nur so erklären sich die Verkaufszahlen 
exklusiver Fahrzeuge, die ständigen Neuentwicklungen noch größerer, schneller und 
teurerer Fahrzeuge (wer braucht eigentlich einen "kleinen Zwölfzylinder"?). 
Während selbst vor zehn Jahren die Einstiegs-Motorisierung eines normalen 
Mittelklasse-Fahrzeugs noch eine PS-Leistung von 60 - 90 PS aufwies, sind 
heutzutage 100 PS und mehr üblich (normal) geworden, gleichzeitig hat die 
Höchstgeschwindigkeit die 200 km/h weit überschritten. 
Die Leistungsfähigkeit der Fahrzeuge wird somit beständig gesteigert, ohne dass die 
Fähigkeiten der Menschen, insbesondere ihres Gehirns, aber auch ihres Charakters, 
damit Schritt halten kann. 
Ein schnelles Auto verleitet dazu, auch schnell gefahren zu werden, ein (angeblich) 
besonders sicheres Auto (mit zahlreichen Sicherungs-Systemen als Zubehör 
versehen) gibt ein trügerisches Gefühl der Sicherheit. 



Nur so erklärt sich, dass doch einige Audi TT-Fahrer den Versuch unternahmen, eine 
Kurve, die selbst ein Michael Schumacher allenfalls mit 100 km/h durchfahren hätte, 
mit 200 km/h zu durchfahren - das Ergebnis (ein folgenschwerer Unfall) sollte 
eigentlich niemand überraschen. 
Da ist es doch eigentlich Paradox (und sollte uns alle nachdenklich machen), das 
Audi seinen TT in der Folge "entschärfen" musste, also eigentlich zu einem 
schlechteren Fahrzeug gemacht hat, um so den Fahrer frühzeitig vorzuwarnen. 
 
Wenn aber ein teures (und damit in der Regel auch zwangsläufig schnelles) 
Fahrzeug ein Zeichen für Erfolg ist, dann spricht doch eigentlich alles dafür, dass 
gerade die Menschen, denen dieser Erfolg eigentlich nicht beschieden ist, durch das 
Fahren eines entsprechenden Fahrzeug diesen Erfolg zumindest vortäuschen 
möchten. 
Wer dann aber ein solches Fahrzeug endlich hat, der möchte einmal am Tag "der 
Chef" sein - und sei es auf dem Weg zur oder von der Arbeit. 
Wehe dem, der es wagt, zu einem solchen Zeitpunkt den Weg dieses Autofahrers zu 
kreuzen und ihn z.B. am schnellen Fahren - seinem einzigen Lustgewinn - zu 
hindern. 
 
Es ist also durchaus wert, sich die Kontrahenten einer Auseinandersetzung auf den 
Straßen einmal genau anzuschauen. 
 
Dabei kann man sich z.B. die folgenden Fragen stellen: 
 

1. Wie alt sind die Kontrahenten? 
Eigentlich ist es eine ganz normale Entwicklung, dass man mit kleineren Fahrzeugen 
beginnt und sich im Laufe seines Lebens zu immer größeren und schnelleren 
Fahrzeugen "hochdient". Diese Fahrzeuge sind dann auch durchaus angemessen 
und werden beherrscht, man kann sie ruhig und gelassen benutzen. Wird diese 
Entwicklung unangemessen beschleunigt, entsteht ein Problem. Wer also einem 
Autofahrer mit 25 Jahren einen Porsche an die Hand gibt, muss damit rechnen, dass 
die Lebenserfahrung, der Weitblick, der Ruhe und Gelassenheit gibt, einfach fehlt. 
Folge: unangemessen schnelle, riskante und gefährliche Fahrmanöver. 
Und es ist eigentlich nur eine ganz banale Erfahrung, die jeder von uns im Lauf des 
Älterwerdens macht oder machen wird: Alter macht ein wenig schlauer und 
erfahrener, bringt eine gewisse Ruhe und Gelassenheit - gerade, wenn es (auch) um 
eine Gefährdung der eigenen Existenz und des eigenen Lebens geht. 
 

2. Was sind sie von Beruf? 
Immer noch gibt es berufstypische Fahrzeuge. Der bärtige Student fährt VW-Bus, der 
Handelsvertreter einen Diesel, der Familienvater einen Kombi, der erfolgreiche 
Manager einen BMW oder Mercedes, der Arzt einen Porsche. Für diese jeweiligen 
Berufsgruppen sind aber auch ganz bestimmte Verhaltensweisen im Straßenverkehr 
besonders typisch. Der Student fährt mit 120 km/h auf der linken Spur und kann es 
überhaupt nicht begreifen, dass es jemand eilig(er) hat, der Handelsvertreter steht 
unter Termindruck und ist deshalb genervt und muss schnell durchkommen, der 
Familienvater hätte viel lieber ein besseres und schnelleres Auto, das er sich aber 
nicht leisten kann usw. 
 

3. Wie lange wird das jeweilige Fahrzeug schon gefahren? 



Wer zum 1. Mal, jedenfalls aber noch nicht sehr lange Zeit,  in einem teuren und 
schnellen Fahrzeug sitzt, will ausprobieren, was dieses Fahrzeug alles kann. Wer 
diese Versuchsphase schon überwunden hat, unter Umständen Fahrzeuge dieser 
Art schon seit vielen Jahren fährt, muss nicht probieren, der weiß, was alles geht, 
muss das aber nicht in jedem Fall ausnutzen. 
 

4. Ist dieses Fahrzeug dem Fahrer angemessen? 
Seien wir doch ehrlich: nicht jedes Fahrzeug ist - zumindest theoretisch - für jeden 
Autofahrer allein schon nach seinem Einkommen finanzierbar. Ein einfacher 
Fabrikarbeiter sollte somit eigentlich nicht in einem Porsche zu erwarten sein. Die 
vielfachen Finanzierungs- und Leasingmodelle der Autohersteller und der Banken 
haben dies jedoch schon längst geändert, es geht heute nahezu alles. Die Menschen 
an sich haben sich dabei jedoch nicht geändert. 
Nicht minder ehrlich muss jedoch festgestellt werden, dass das Fahren eines 
schnellen und damit auch nicht ungefährlichen Fahrzeugs dem Fahrer eine 
Verantwortung auch für die anderen Autofahrer auferlegt. Dieser Verantwortung 
nachzukommen erfordert eine gewisse intellektuelle Leistungsfähigkeit, die leider 
nicht bei allen Autofahrern gegeben ist. 
 

5. Um welche Fahrzeuge geht es überhaupt? 
Was früher der Opel Manta oder der Golf GTi war, sind heute andere Fahrzeuge. 
Aber immer noch gibt es relativ kleine und günstige Fahrzeuge mit hoher 
Motorleistung, die man durch entsprechende Maßnahmen noch vergrößern und 
verbessern kann. Bei den Fahrern solcher Fahrzeuge besteht aus (nicht 
nachvollziehbaren?) Gründen eine Aversion gegen ganz bestimmte andere 
Fahrzeuge, z.B. BMW oder Mercedes. Wenn diese gegensätzlichen Typen 
aufeinandertreffen, ist der Konflikt vorprogrammiert. 
 

6. Was ist der Anlass der Fahrt? 
Fahrt zu einem Termin unter Zeitdruck oder Fahrt in den Urlaub - es versteht sich 
von selbst, dass derjenige, der Zeit hat, sich im Straßenverkehr anders verhält als 
derjenige, der einen Termin einhalten muss. 
 
Die Beantwortung dieser Fragen ist nicht unbedingt die Lösung - aber sie verschafft 
zumindest einen deutlichen Überblick und gibt eine Erklärung für ein ansonsten 
unverständliches (Fahr-)Verhalten. 
In jedem Fall steht fest, dass ein Gericht, das auf solche Fragen/Probleme nicht 
eingeht, eindeutig „zu kurz greift“, sich Erkenntnismöglichkeiten verweigert. 
Es mag also durchaus Aufgabe des Verteidigers sein, diese Fragen zu stellen und 
dem Gericht bei der Lösung des Falles „behilflich“ zu sein. 
�
�



VII. Nötigung, § 240 StGB 
 
Nötigung setzt als Tathandlung gemäß § 240 Abs. 1 StGB die Anwendung von 
Gewalt oder die Drohung mit einem empfindlichen Übel voraus, um eine Handlung, 
Duldung oder Unterlassung zu erzwingen. Im Straßenverkehr kommt als 
Nötigungsmittel in der Regel allein Gewaltanwendung in Betracht. Darunter ist der 
physisch vermittelte Zwang zur Überwindung eines geleisteten oder erwarteten 
Widerstands zu verstehen.  
Sie kann selbst bei einer im wesentlichen psychisch vermittelten Zwangswirkung 
gegeben sein, sofern der Täter mit nur geringem Kraftaufwand einen psychisch 
determinierten Prozess in Gang setzt und dadurch einen unwiderstehlichen, den 
Bereich des rein Psychischen verlassenden und der körperlichen Einwirkung 
vergleichbaren Zwang auf das Opfer ausübt. 
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- Örtlichkeit, 
- Annäherung, 
- Geschwindigkeit und 
- die Einwirkung auf den Willen des Vorausfahrenden, also 
- Kürze des Abstandes, Betätigen von Hupe, Lichthupe, Fahrtrichtungsanzeiger 

usw. 
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VIII. Gefährdung des Straßenverkehrs, § 315c Absatz 1 Nr. 2 StGB 
 
In § 315c Abs. 1 Nr. 2 StGB sind unter den Buchstaben a - g die „7 Todsünden“ 
aufgeführt, die ein Autofahrer begehen kann bzw. besser nicht begehen sollte. 



 
§ 315c Absatz 1 Nr. 2 StGB greift die gefährlichsten Verhaltensweisen im 
Straßenverkehr heraus und gestaltet sie zu Vergehen aus, wenn durch sie eine 
Gefahr für Leib oder Leben eines anderen oder fremde Sachen von bedeutendem 
Wert herbeigeführt wurde. In § 315c Absatz 1 Nr. 2 StGB sind dabei die Fälle des 
grob verkehrswidrigen und rücksichtslosen Verstoßes gegen elementare 
Verkehrspflichten geregelt. 
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1. Dies bedeutet im Einzelnen: 
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Der Begriff der konkreten Gefahr setzt daher die Verwertung aller bekannten 
Umstände des Einzelfalles voraus. 
Letztlich bedeutet dies nichts anderes, dass in den meisten Fällen, die einer 
Strafbarkeit gemäß § 315c Absatz 1 Nr. 2 StGB unterfallen sollen, der Nachweis der 
Herbeiführung einer konkreten Gefahr nur dann möglich ist, wenn es tatsächlich zu 
einem Unfall gekommen ist. Dies gilt insbesondere für die Fälle bedrängender 
Fahrweise oder falschen Überholens (insbesondere auf Autobahnen). 
 
Bei der Behandlung des Einzelfalles und insbesondere der Verhandlung ist 
besonderes technisches Verständnis gefragt, nötigenfalls vermittelt durch einen 
technischen Sachverständigen. 
 
6.1 Beispiel: 
 
Wer ein vorausfahrendes Fahrzeugs unter Benutzung der rechten Fahrspur rechts 
überholt, um anschließend vor diesem Fahrzeug (knapp) nach links einzuscheren, 
ruft bei dem so überholten Fahrzeugführer regelmäßig eine (nachvollziehbare, meist 
aber auch überzogene) Bremsreaktion hervor. 
Durch dieses Fahrmanöver, insbesondere das Wiedereinscheren nach links (und sei 
es auch knapp), ist jedoch tatsächlich eine Reaktion, insbesondere eine Bremsung, 
des so Überholten regelmäßig nicht notwendig und damit  überflüssig, da das 
überholende Fahrzeug eine (deutlich) höhere Geschwindigkeit haben muss (sonst 
könnte es nicht überholen), es entfernt sich also beim Wiedereinscheren vom 
überholten Fahrzeug. 
 
Dies wiederum bedeutet: eine konkrete Gefahr lag zu keinem Zeitpunkt vor, damit 
scheidet eine Strafbarkeit gemäß § 315c StGB regelmäßig aus! 
 
Aber selbst wenn es zu einem Unfall gekommen sein sollte, wird im einzelnen genau 
zu prüfen sein, ob der betreffende Täter tatsächlich „grob verkehrswidrig und 
rücksichtslos“ gehandelt hat. 
Die von den Staatsanwaltschaften und in der Folge von den Gerichten hierzu 
gefundenen Lehrformeln helfen dabei i. d. R. nicht weiter (und halten somit einer 
genauen Überprüfung auch nicht stand). 
 So wird den Tätern immer wieder vorgeworfen, sie hätten „allein um ihres 
schnelleren Fortkommens willen“ gehandelt - hier muss die Frage erlaubt sein: wozu 
wird ein Fahrzeug benutzt, wenn nicht um des schnelleren Fortkommens willen? 
Im Ergebnis bedeutet dies also, dass eine rechtskräftig begründbare Verurteilung 
wegen einer Straftat gemäß § 315c Absatz 1 Nr. 2 StGB eigentlich nur die absolute 
Ausnahme sein kann. 

IX. Fahrverbot, § 44StGB 
 
Ein Fahrverbot nach § 44 StGB hat den Charakter einer Nebenstrafe, für die das 
Erfordernis der Schuldangemessenheit gilt. Ein Eignungsmangel ist - im Gegensatz 
zu § 69 StGB - nicht Voraussetzung des Fahrverbots. Als Nebenstrafe darf das 
Fahrverbot nur verhängt werden, wenn der mit ihm angestrebte spezialpräventive 
Zweck mit der Hauptstrafe allein nicht erreicht werden kann. 



 
Voraussetzung für die Verhängung eines Fahrverbots ist eine rechtswidrige und 
schuldhafte Tat. Weiterhin muss dessen Ausspruch dem Verschulden des Täters und 
dem „Maß der Pflichtverletzung“ entsprechen und neben der Hauptstrafe (Geld- 
und/oder Freiheitsstrafe) zwingend erforderlich sein, um den Strafzweck zu 
erreichen.  
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Die Grundsätze zum Regelfahrverbot nach § 25 StVG können nicht ohne weiteres 
auf das Fahrverbot gemäß § 44 StGB angewendet werden . 
 
Entscheidend: Der Zeitablauf 
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X. Die Entziehung der Fahrerlaubnis 

 
 
1. Die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis 

 
 

1.1 Die Beschlagnahme / Inverwahrungnahme 
 
Wird jemand bei einer Trunkenheitsfahrt mit einer AAK von mehr als 1,1 Promille 
betroffen oder hält die Polizei bei einer anderen Straftat im Verkehr die spätere 



Entziehung der Fahrerlaubnis für wahrscheinlich, wird der Führerschein zunächst in 
Verwahrung genommen. Gibt der Beschuldigte den Führerschein nicht freiwillig 
heraus oder widerspricht er der Inverwahrungnahme, so wird der Führerschein i. d. 
R. polizeilich beschlagnahmt. 
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Ist dem Angeklagten die Fahrerlaubnis vorläufig entzogen, so hat das Gericht für die 
beschleunigte Durchführung der Hauptverhandlung zu sorgen. Geschieht dies nicht, 
so kann die Aufhebung dieser vorläufigen Maßnahme wegen und 
Verhältnismäßigkeit geboten sein . 
Ermittlungsverfahren, in denen die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis 
angeordnet wurde, sind mit besonderer Beschleunigung zu führen. Die 
Aufrechterhaltung der einstweiligen Entziehung der Fahrerlaubnis wird aber nur bei 
groben Verstößen gegen das Beschleunigungsgebot und erheblichen 
Verzögerungen unzulässig sein . 
 
In der Praxis dürfte sich die Orientierung an einer „Sechs-Monats-Frist“ anbieten, 
womit für die Beurteilung des jeweiligen Einzelfalles hierdurch ein zeitliches Kriterium 
hinzukommt, das es erlaubt, eine feste Größe zu bestimmen. 
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Die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis nach § 111a StPO, die als 
Präventivmaßnahme der Allgemeinheit Schutz vor weiteren Verkehrsstraftaten 
gewähren soll, ist angesichts der Gefahren, die durch die Teilnahme ungeeigneter 
Kraftfahrer am Straßenverkehr drohen, verfassungsrechtlich unbedenklich. Es 
müssen daher Nachteile, die Angeschuldigten in beruflicher oder in privater Hinsicht 
entstehen, in Kauf genommen werden. 
 
 
1.2 Entschädigung 
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2. Die Entziehung der Fahrerlaubnis 
 
Entzieht das Gericht die Fahrerlaubnis, so bestimmt es zugleich, das von 6 Monaten 
bis fünf Jahren keine neue Fahrerlaubnis erteilt werden darf (unter Anrechnung der 
Zeit der Beschlagnahme des Führerscheins oder einer vorläufigen Entziehung der 
Fahrerlaubnis beträgt die Mindest-Sperrfrist im Urteil 3 Monate). 
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3. Die Ausnahme vom Regelfall der Entziehung der Fahrerlaubnis 
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• Wer im Zustand alkoholbedingter Fahruntüchtigkeit ein Auto innerhalb eines 

öffentlichen Parkplatzes lediglich 15 - 20 Meter vor- oder zurückbewegt, um einen 
parkverbotswidrigen Zustand zu beseitigen, erweist sich hierdurch regelmäßig 
nicht als ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen . 

• Bei einer Trunkenheitsfahrt eines nicht vorbelasteten Berufskraftfahrers mit 1,35 
Promille bei einer geringen Fahrstrecke von ca. 15 Metern liegt regelmäßig kein 
Regelfall der Ungeeignetheit zum Führen von Kraftfahrzeugen vor . 
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Vorsicht ist allerdings geboten, wenn der Tatrichter im Urteil nicht ausdrücklich 
feststellt, dass der Angeklagte wieder geeignet zur Teilnahme am Straßenverkehr 
erscheint, sondern dies nur mit dem Zeitablauf begründet. Hier könnte die 
Verwaltungsbehörde tätig werden: 
Begründet der Strafrichter das Absehen von einer Entziehung der Fahrerlaubnis 
ausschließlich mit einem Hinweis auf die seit der Tatbegehung verstrichene Zeit, so 
liegt darin regelmäßig keine Beurteilung der Kraftfahreignung. Die 
Verwaltungsbehörde ist dadurch gemäß § 4 Abs. 3 Satz 1 StVG nicht an einer 
eigenständigen Beurteilung der Fahreignung gehindert . 
�
�
4. Die Ausnahme von der Sperre, § 69a Abs. 2 StGB  
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• Das Gericht kann bei der vorläufigen Entziehung, Entziehung der Fahrerlaubnis 
und beim Fahrverbot sowohl für eine Fahrzeugart innerhalb einer Klasse als auch 
für mehrere Fahrzeugarten (somit auch für eine ganze Klasse) Ausnahmen 
gestatten, wenn dadurch der Zweck der Maßnahme nicht gefährdet wird . 

• Zur Ausnahme bestimmter Fahrzeugarten von der vorläufigen Entziehung der 
Fahrerlaubnis bei einer Katalogtat nach § 69a Abs. 2 StGB . 

• Auch bei charakterlichen Eignungsmängeln kann es unter besonderen 
Umständen zulässig sein, die Entziehung der Fahrerlaubnis auf eine 
Fahrzeugklasse zu beschränken. 

• Bei einer einmaligen Entgleisung eines Berufskraftfahrer im privaten Bereich wird 
der Zweck der vorläufigen Entziehung der Fahrerlaubnis auch bei Zulassung der 
Ausnahme von LKWs von der Entziehung erreicht . 

• Kraftfahrzeuge der Klasse 2 können nur ausnahmsweise von der vorläufigen 
Fahrerlaubnisentziehung ausgenommen werden . 

• Unter besonderen Umständen können bei einem Vergehen der Trunkenheit im 
Verkehr LKWs bis zu 7,5 Tonnen bei Entziehung der Fahrerlaubnis von der 
Festsetzung einer Sperrfrist ausgenommen werden . 

• Hat sich die Trunkenheitsfahrt im privaten Bereich ereignet und trifft die 
Entziehung der Fahrerlaubnis den Beschuldigten wirtschaftlich außergewöhnlich 
schwer und treten weitere Umstände hinzu, erscheint es verantwortlich, die 
Fahrten mit dem LKW des Arbeitgebers des Beschuldigten zu gestatten. 

• Falls der Beschuldigte mit einem Privat-Pkw in alkoholbedingt fahrunsicherem 
Zustand gefahren ist, können (trotz Vorstrafen wegen gleichartigen Vorgangs) 
von der vorläufigen Entziehung der Fahrerlaubnis Kraftfahrzeuge der Klasse 2 
ausgenommen werden, wenn der Beschuldigte nicht alkoholgefährdet, sondern 
lediglich Gelegenheitstrinker außerhalb der Arbeitssphäre mit 
Blutalkoholkonzentrationswerten im unteren Bereich absoluter Fahrunsicherheit 
ist und eine hohe Wahrscheinlichkeit dafür besteht, dass er nur bei seinem 
Arbeitgeber Container- und Müllfahrzeuge führen wird, und zwar schon wegen 
sonst drohender Entlassung nicht unter Alkoholeinfluss . 

• Ausnahme von Lastkraftwagen eines ehrenamtlichen THW-Fahrers von der 
Fahrerlaubnissperre. 

• Straßenwacht-Fahrzeuge des ADAC sind „bestimmte Kraftfahrzeugarten“ i. S. d. 
Vorschriften über die beschränkte Entziehung der Fahrerlaubnis. 

• Zu den Voraussetzungen für die Ausnahme von um mit Bussen von der 
Entziehung der Fahrerlaubnis bei einer Trunkenheitsfahrt mit dem privaten Pkw . 



• Rettungswagen der Feuerwehr bis zu 7,5 Tonnen zGG sind „besondere 
Fahrzeugarten“  i. S. d. Vorschriften über die Beschränkung einer Fahrerlaubnis . 

 
• Zur Ausnahme von landwirtschaftlichen Zugmaschinen und Lastkraftwagen von 

der Fahrerlaubnissperre . 
• Von Fahrzeugen der Klasse 4 geht eine erheblich geringere Gefahr für die 

Allgemeinheit aus als von den Fahrzeugen der Klassen 1 - 3, so dass es 
vertretbar erscheint, eine Ausnahme für Fahrzeuge dieser Klasse von der 
vorläufigen Entziehung der Fahrerlaubnis zu machen, zumal, wenn der 
Kraftfahrer über viele Jahre unbeanstandet am Straßenverkehr teilgenommen hat 
. 

• Kraftfahrzeuge der Klasse 5 können von der vorläufigen Fahrerlaubnisentziehung 
ausgenommen werden, wenn der Täter eine Trunkenheitsfahrt mit seinem 
privaten Pkw erstmals begangen hat und nicht zu befürchten ist, dass er auch mit 
einem Traktor eine private Fahrt unternimmt . 
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5. Die Wiedererteilung der Fahrerlaubnis 
 
Eine durch Strafbefehl oder Urteil entzogene Fahrerlaubnis erlischt, mit Ablauf der 
Sperrfrist wird die alte Fahrerlaubnis nicht wieder wirksam, es muss vielmehr eine 
neue Fahrerlaubnis beantragt werden. 
 
Dies hat in den letzten Jahren besondere Bedeutung gewonnen, da durch die 
Reform der Führerschein-Regelungen immer wieder Ausnahmen für Führerschein-
Inhaber gemacht wurden, die ihre Fahrerlaubnis vor einem bestimmten Zeitpunkt 
erworben haben.  
Wer nunmehr seine Fahrerlaubnis verliert und nach Ablauf der Sperrfrist eine neue 
Fahrerlaubnis erteilt bekommt, wird so behandelt, als habe er seine Fahrerlaubnis 
(erst jetzt) neu erworben, so dass für ihn die Ausnahme-Regelungen nicht mehr 
gelten. 
Im Rahmen des Wiedererteilungs-Verfahrens wird dem Mandanten in jedem Fall 
anzuraten sein, sich frühzeitig an die entsprechenden Behörden zu wenden. 
Für die entsprechenden bürokratischen Maßnahmen im Rahmen einer 
Wiedererteilung wird einige Zeit benötigt, so dass man sich nicht erst am Tage des 
Ablaufs der Sperrfrist bei der zuständigen Führerschein-Stelle melden sollte, dies 
würde nur dazu führen, dass man dem Führerschein noch einige weitere Wochen 
(wenn nicht Monate) entbehren muss. 
Nach dem Grundsatz „Fragen kostet nichts“ ist es daher ratsam, sich schon einige 
Zeit vor dem tatsächlichen Ende der festgesetzten Sperrfrist bei den Behörden zu 



melden und dort nachzufragen, die entsprechenden Maßnahmen also rechtzeitig in 
die Wege zu leiten. 
 
 
4.1 Vorsicht Falle: im Ausland erworbene Fahrerlaubnis 
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